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Allgemeines

Ausgangslage und Planungsanlass

Nach dreizehn Jahren Projektierung und Planung trat, nach Beschlussfassung im
Gemeinderat am 03.02.2015, die Satzung fiir den 2. Teilbebauungsplan Giterbahn-
hof Nord, Plan Nr. 2-89.2, am 18.12.2015 in Kraft (s. Drucksache G-14/211). Der
1. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.1, rund um die ehemaligen
Zollhallen und das Zollhallengebaude ist mit seiner 1. Anderung (Plan-Nr. 2-89.1a)
bereits im Jahr 2013 in Kraft getreten (s. Drucksache G-12/079). Der rdumliche Gel-
tungsbereich beider Plane umfasst zusammen rund 35 ha und damit annahernd das
gesamte ehemalige Guterbahnhofareal. Nicht in den Geltungsbereichen der beiden
Teilbebauungsplane liegen hingegen die dem ehemaligen Areal zuzurechnenden
Vorhalteflachen fir den umgebenden Stral3enausbau sowie die nicht entwidmeten
Bahnflachen parallel zur Bahntrasse.

In den beiden rechtsverbindlichen Teilbebauungsplanen wurden insgesamt
232.000 m2 Nettobauland als Misch- und Gewerbegebiete festgesetzt. In der Summe
ist derzeit dort eine Bruttogeschossflache (BGF) von rund 320.000 mz2 fur Dienstleis-
tungen und Gewerbe und eine BGF von ca. 80.000 m? fur Wohnungen realisierbar.
Die Ausgleichsflachen (inkl. der CEF-MaRnahmenflachen fir den Bestand der ge-
schitzten Mauereidechse mit ca. 1,63 ha) umfassen ca. 5,3 ha. Darlber hinaus wur-
den innerhalb des Plangebiets des. 2. Teilbebauungsplans weitere Ausgleichsmal3-
nahmen umgesetzt.

Die bis Ende der 2000er-Jahre teils gewerblich genutzte, teils brachliegende inner-
stadtische Flache entwickelt sich zu einem modernen Wohn- und Gewerbequartier.
Im Bereich der beiden Teilbebauungsplane sind bereits das 2014 in Betrieb gegan-
gene Studierendenwohnheim ,,Campo Novo“ mit 326 Appartements an der Eugen-
Martin-Stral3e und ein Wohn- und Geschaftshaus mit Druckereigebaude an der Gu-
terhallenstraf3e gebaut. Ein Hotelvorhaben an der Zita-Kaiser-Strae wurde 2016 er-
offnet. Im Bau oder in Projektierung befinden sich (teilweise kurz vor Fertigstellung)
u. a. mehrere Wohn- und Geschéaftsgebaude, ein weiteres Hotel sowie eine Pflege-
einrichtung inklusive betreutem Wohnen. In verschiedenen Bauvorhaben sind auch
Kindertagesstatten integriert.

2017 wurde insbesondere mit der Bebauung des sudlichen Teils des Baufelds C1
Ost im Bereich des 1. Teilbebauungsplans begonnen; mit einem Biro- und Wohn-
hochhaus wird in diesem Eingangsbereich des Stadtquartiers eine weithin sichtbare
Landmarke geschaffen. Auch die Entwicklung des ca. 1,3 ha groRen Baufelds C2
Ost im Bereich des 2. Teilbebauungsplans ist angelaufen. Hier entsteht der stadte-
baulich beabsichtigte Mix aus Wohnungen, Laden, Blronutzung und Gastronomie.
An der Berta-Ottenstein-Strale im nérdlichen, gewerblichen Teilgebiet haben sich
bereits drei Gewerbebetriebe angesiedelt. Ein weiterer Betrieb hat mit der Errichtung
seiner Gebaude und Anlagen begonnen.

Grolere Teilflachen im Westen des Guterbahnhofareals standen bislang wegen ei-
nes ansassigen "Storfall-Betriebs” nach der Seveso ll-Richtlinie nicht zur Entwicklung
zur Verfigung, da dieser Nutzungsausschlisse innerhalb der gutachterlichen Ab-
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standsempfehlung bedingte. Aufgrund des nun vereinbarten vorzeitigen Wegzugs
des Betriebs kdnnen diese Flachen nunmehr flr neue Nutzungen und den Bau von
ErschlieBungsflachen bereitgestellt werden. Zudem kdnnen die Nutzungsausschliusse
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung in den angrenzenden Baugebieten entfal-
len. Fur kleinere Teilbereiche im Siuden des Geltungsbereichs der vorliegenden
Plananderung bestehen weiterhin Mietvertrage bis zum Jahr 2026 (Tankstelle Extrol
und Reifen- und Autoservice Vergdlst). Diese Flachen werden dennoch in die Pla-
nung einbezogen, um so eine gesamtheitliche Lésung flr die geordnete stadtebauli-
che Entwicklung des Gesamtgebiets zu erzielen.

Nachdem der Gemeinderat bereits im Jahr 2003 (s. Drucksache G-03/142) beschlos-
sen hat, die Vorbehaltstrasse der Stadtbahn entlang der Neunlindenstral3e in Rich-
tung Messe als Planungsziel aufzugeben, entféllt auch die bisher im Bebauungsplan
als Vorhalteflache fir die Bricke zur Hermann-Mitsch-Stral3e festgesetzte Flache.
Der Bau einer Briicke flr den motorisierten Individualverkehr (MIV) in diesem Bereich
wird nicht mehr als verkehrsplanerisches Ziel verfolgt. Diese Flachen (in diesem Zu-
sammenhang ist auch die Planstral3e G nicht mehr erforderlich) stehen somit eben-
falls fir Baugebiete zur Verfligung.

Gleichzeitig wachst in der Stadt Freiburg stetig die Nachfrage nach Wohnungsbau,
insbesondere nach verdichtetem Mietwohnungsbau auch im kostengiinstigeren
Preissegment. Aus diesem Grund sollen die Bereiche im Westen kiinftig als Mischge-
biete entwickelt werden. Aufbauend auf verschiedenen Varianten zur geplanten stad-
tebaulichen Struktur, die auch Gegenstand der Beteiligungsunterlagen zur frihzeiti-
gen Beteiligung waren, soll nun der 2. Teilbebauungsplan Giterbahnhof Nord in die-
sem Bereich geéndert werden.

Stadtebauliche Zielsetzung

Das wesentliche Ziel der bisherigen Planung, im westlichen Bereich des Giiterbahn-
hofareals ein hochwertiges, attraktives Gewerbeareal mit Schwerpunkten auf univer-
sitdtsnahe Forschungen, Technologie und Dienstleistungen zu realisieren, wird auf-
grund der beschriebenen starken Nachfrage an innerstadtischem Wohnungsbau zu
einer hochwertigen gemischten Nutzung gewandelt. Mit der geplanten Mischnutzung
erfolgt eine schlussige Fortsetzung der im gstlichen und mittleren Bereich des Giiter-
bahnhofsareals festgesetzten und teilweise bereits realisierten architektonisch an-
spruchsvollen Mischung aus Bironutzungen, Dienstleistungen, Einzelhandel und
Wohnen. Dariiber hinaus wird es auch kinftig noch Mdéglichkeiten zur Unterbringung
von innovativen Nutzungen geben.

Folgende stadtebauliche Zielsetzungen und Anpassungen sind fur die 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, vorgesehen:

¢ Innenentwicklung vor AufRenentwicklung,

e sparsamer Umgang mit Grund und Boden,
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e Umwandlung und damit Festsetzung der bisherigen Gewerbegebiete als Misch-
gebiete,

e Uberplanung der Vorhalteflache fir ein Briickenbauwerk nach Westen (Ver-
kehrsflache mit der besonderen Zweckbestimmung Verkehrsgriin) sowie der
PlanstraRe G und Erweiterung des Baugebiets bis zur Neunlindenstral3e,

e FortfUhrung der Paul-Ehrlich-StraRe (Planstral3e D) als o6ffentliche Straf3enver-
kehrsflache bis zum Anschluss an die Neunlindenstrae und der Eugen-Martin-
StraRe nach Westen,

e Anpassung der Festsetzungen zur GRZ und GFZ in Anlehnung an den gelten-
den Bebauungsplan gemafl dem neu zu entwickelnden Rahmenplan.

Der Bereich des denkmalgeschiitzten Betriebswagenwerks (BWW-Halle) ist in den
Umgriff des Bebauungsplans aufgenommen worden, da nunmehr Einschrankungen
aufgrund des Storfallbetriebs entfallen. Die Festsetzung eines Gewerbegebiets bleibt
weiterhin bestehen und folgt somit der tatsachlichen und kinftig zu erhaltenden Nut-
zung eines Kreativparks mit Schwerpunkt Buronutzung fur Firmengriinder oder Jung-
unternehmen.

Die westliche Grenze des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans
Giuterbahnhof Nord entspricht der bisherigen Grenze zwischen festgesetztem Gewer-
begebiet und der Ausgleichsflache (Artenschutzrechtlicher Ausgleich: CEF-
Mafnahmenflache. fur die streng geschiitzte Mauereidechse und Schlingnatter, so-
wie naturschutzrechtlicher Ausgleich).

Durch die Umwandlung der bisherigen Vorhaltetrasse und der Planstrale G kann
insbesondere der Anteil des Nettobaulandes um ca. 6.000 m2 erhdht werden. Durch
diese VergroRRerung ergabe sich insgesamt auch eine groRere Bruttogeschossflache
gegeniber den vom bisherigen Bebauungsplan ermdglichten Werten.

Planverfahren

Der Aufstellungsbeschluss zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahn-
hof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wurde in der offentlichen Sitzung am 27.09.2016 durch
den Gemeinderat der Stadt Freiburg i. Br. gefasst und am 07.10.2016 ortsiblich be-
kanntgemacht.

Die frihzeitige Beteiligung gem. 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB fand vom
10.10.2016 bhis einschlieRlich 11.11.2016 statt. In dieser Zeit lag das Konzept der Be-
bauungsplananderung beim Stadtplanungsamt im 8. OG im Telekom-Gebaude, Berli-
ner Allee 1, 79114 Freiburg i. Br. wahrend der Dienststunden offentlich aus (formlose
Auslegung). Die ausgelegten Unterlagen waren zudem ab dem 10.10.2016 im Inter-
net auf der Homepage der Stadt Freiburg i. Br. abrufbar.

Zusatzlich wurde ein o6ffentlicher Anhérungstermin am 20.10.2016 im Gemeindesaal
St. Konrad und Elisabeth bei der Stadt Freiburg i. Br. durchgefiihrt.



Mit Schreiben vom 04.10.2016 wurden die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange Uber den Planungsstand frihzeitig informiert. Es wurde um Stellung-
nahme zur Planung und zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung nach
§ 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung wurden

e 20 Stellungnahmen von Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange
sowie

e 6 Stellungnahmen aus der Offentlichkeit sowie von einem Verband

zu der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
abgegeben.

Ein Grofteil der Stellungnahmen hatte keine inhaltlichen Bedenken und Anregungen
gegen die Planung sowie hauptsachlich allgemeine Hinweise zum Gegenstand (vgl.
Anlage 7 der Drucksache G-17/190). Folgende Themenschwerpunkte und The-
menkomplexe wurden angesprochen:

e Hinweis auf ein bestehendes Kulturdenkmal,

e fachliche Anforderungen und Hinweise zu technischer Infrastruktur (u.a. Richt-
funk, Loschwasserversorgung, Leitungen),

¢ Hinweis auf Emissionen angrenzender Nutzungen (u.a. Larm, Luftschadstoffe,
Erschitterungen, elektromagnetische Wellen),

¢ Hinweis auf Beeintrachtigungen angrenzender Nutzungen (u.a. Betrieb des an-
grenzenden Bahngelandes, Zugang zu den Bahngleisen),

e Hinweis auf ggf. erforderlicher Schulerweiterungen im Stadtgebiet,

¢ Hinweise zum Umgang mit Boden und Erdaushub sowie zum Vorkommen von
Grundwassermessstellen,

e Hinweis, dass planfestgestellte Flachen nicht Gberplant werden dirften,
¢ Umwandlung Gewerbegebiete zu Mischgebieten,

e naturschutzfachliche und artenschutzrechtliche Belange und Erforderlichkeiten
(u.a. sparsamer Umgang mit Grund und Boden, Nutzung erneuerbarer Energien,
Dachbegriinung, Kartierung und Untersuchung von Flora und Fauna),

e Schaffung von Flachen zur Freizeitbeschaftigung (u.a. Bolzplatz, Stadtteiltreff,
Jugendtreff).

In einem Abwagungsdokument werden Vorschlage zur Art und Weise, wie mit den
vorgetragenen Anregungen, Hinweisen und Bedenken im Rahmen der weiteren Pla-
nung umgegangen werden soll, zusammengestellt.
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Nach dem Beschluss des Gemeinderats vom 14.11.2017, den Bebauungsplan &ffent-
lich auszulegen (Drs. G-17/190) erfolgten die 6ffentliche Auslegung des Plans nach
§ 3 Abs. 2 BauGB vom 04.12.2017 bis zum 17.01.2018 (einschlief3lich) sowie parallel
die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach 8 4
Abs. 2 BauGB. In dieser Zeit lag der Entwurf des Bebauungsplans mit értlichen Bau-
vorschriften zusammen mit den Entwirfen der textlichen Festsetzungen, der Begrin-
dung und des Umweltberichts sowie der vorliegenden umweltbezogenen Gutachten,
Untersuchungen und Stellungnahmen im Beratungszentrum Bauen und Energie, im
Erdgeschoss des Rathauses Stihlinger (Altbau), Fehrenbachallee 12, 76106 Freiburg
i. Br. wahrend der Dienststunden 6ffentlich aus. Die ausgelegten Unterlagen waren
zudem ab dem 04.12.2018 im Internet auf der Homepage der Stadt Freiburg i. Br. ab-
rufbar.

Aus den Ergebnissen und der Abwagung der Stellungnahmen aus der 6ffentlichen
Auslegung und der Behdrdenbeteiligung hat sich kein Anderungsbedarf fiir die Inhalte
des Bebauungsplans ergeben.

Allerdings hat der Bau- und Umlegungsausschuss angeregt, Fassadenbegriinungen
im Gebiet festzusetzen und einen Ausschluss von Ferienwohnungen und Betrieben
des Beherbergungsgewerbes in bestimmten Bereichen der Mischgebiete vorzuneh-
men. Zudem sind aufgrund der Neufassung der DIN 4109 im Januar 2018 mit geén-
derten schalltechnischen Anforderungen, Anderungen an den textlichen Festsetzun-
gen vorzunehmen. Aus diesem Grund erfolgte vom 26.03.2018 bis einschlie3lich
13.04.2018 eine erneute (2.) verkirzte und inhaltlich eingeschrankte 6ffentliche
Auslegung gem. 8§ 4a Abs. 3 BauGB. Parallel dazu wurden die Stellungnahmen der
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange eingeholt. In dieser Zeit lag der
Entwurf des Bebauungsplans mit drtlichen Bauvorschriften zusammen mit den Ent-
wirfen der textlichen Festsetzungen, der Begriindung und des Umweltberichts sowie
der vorliegenden umweltbezogenen Gutachten, Untersuchungen und Stellungnah-
men im Beratungszentrum Bauen und Energie, im Erdgeschoss des Rathauses Stih-
linger (Altbau), Fehrenbachallee 12, 76106 Freiburg i. Br. wahrend der Dienststunden
erneut offentlich aus. Die ausgelegten Unterlagen waren zudem ab dem 26.03.2018
im Internet auf der Homepage der Stadt Freiburg i. Br. abrufbar.

Aus den Ergebnissen und der Abwéagung der Stellungnahmen aus der erneuten (2.)
offentlichen Auslegung und der Behordenbeteiligung hat sich kein Anderungsbedarf
fur die Inhalte des Bebauungsplans ergeben.

Lage des Plangebiets und rdumlicher Geltungsbereich

Das ca. 8,5 ha groRRe Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiter-
bahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, liegt im Stadtteil Bruhl, ca. 2 km von der Innenstadt
entfernt. Das Verfahrensgebiet liegt im Westen des Giterbahnhofareals. Im Norden
und Osten des Guterbahnhofs grenzen der Stadtteil Zahringen und im Sidosten das
Wohngebiet der Beurbarung an. Im Stdwesten schliel3t sich nach dem Mischgebiet
zwischen Neunlinden- und Kaiserstuhlstral3e der Hauptfriedhof an. Im Westen und
Nordwesten verlauft die Guterbahnlinie und daran anschlie3end befindet sich das In-
dustriegebiet Nord.
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Die konkrete Abgrenzung des raumlichen Geltungsbereichs der 1. Anderung des
2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ist in der Planzeichnung
festgesetzt.

Das Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, wird folgendermaf3en begrenzt:

e im Westen und Norden durch die festgesetzten und bereits realisierten CEF-
Malnahmenflachen entlang der Giterbahnlinie Leutersberg — Gundelfingen aus
dem 2. Teilbebauungsplan Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2,

e im Norden durch den sidlichen Rand der Ingeborg-Krummer-Schroth-Stral3e,

e im Nordosten und Osten durch die bestehende Grenzlinie zwischen den Misch-
und Gewerbegebieten im Baufeld C 2 des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof
Nord, Plan Nr. 2-89.2,

e im Siidosten durch den Geltungsbereich der 1. Anderung des 1. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.1a,

e im Siiden durch den nordlichen Rand der Neunlindenstrafle.

Im Vergleich zum Aufstellungsbeschluss vom 27.09.2016 hat sich der Umgriff der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, um
den kleineren Bereich im Osten des Guterbahnhofareals reduziert. Fur diesen ca.
1.550 m? grol3en Bereich an der Ecke der Eugen-Martin-Stral3e / Zita-Kaiser-Stralie
wird zurzeit ein eigenstandiges Bebauungsplananderungsverfahren durchgefiihrt. Zu-
dem ist der Bereich im Norden des Geltungsbereichs (Flurstiicke Nr. 31039 Teilfl.,
31039/2 Teilfl. und 8324/96 Teilfl.) ebenfalls nicht mehr Bestandteil der 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a. Fir diesen ca.
3.040 m2 grof3en Bereich besteht kein Erfordernis zur Plandnderung, da die Festset-
zungen des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord nach wie vor Bestand haben
sollen. Des Weiteren wurde der Geltungsbereich gegenlber dem Aufstellungsbe-
schluss um eine ca. 237 m2 gro3e Teilflache des Flurstiicks Nr. 8324/58 siidwestlich
der bestehenden BWW-Halle reduziert. Die Abgrenzung des Plangebiets der 1. Ande-
rung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, entspricht so-
mit der Abgrenzung zwischen Gewerbegebiet und CEF-Flachen aus dem
2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2.

Darliber hinaus wurde der Geltungsbereich nordéstlich der BWW-Halle um eine Teil-
flache des Flurstiicks Nr. 8324/89 erganzt, so dass dieses in seinem kompletten Um-
griff Bestandteil des Bebauungsplandnderungsgebiets ist. Dieses Flurstiick war zum
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord,
Plan Nr. 2-89.2, noch nicht amtlich vermessen. In diesem Bereich waren im
2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, u.a. auf etwa 43 m2 CEF-
Flachen festgesetzt. Nunmehr ist dieser Bereich bzw. dieses Flurstiick planfestge-
stellt, so dass eine Anderung der Festsetzungen hin zu einer nachrichtlichen Uber-
nahme als planfestgestellte Bahnanlage erforderlich ist.

Die Gesamtflache des raumlichen Geltungsbereichs der 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, betragt nunmehr ca. 85.529 m2
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und umfasst folgende Flurstiicke der Gemarkung Freiburg (Stand Katasterkarte vom
15.07.2016):

31039 (Teilfl.), 31075, 31074/3, 8324/39, 8324/42, 8324/58 (Teilfl.), 8324/59,
8324/63, 8324/88, 8324/89 sowie 8324/94 (Teilfl.).

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans

Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde durch das Gesetz zur Umsetzung der ,Richtlinie
2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der
Stadt“ vom 04.05.2017 geandert, welches am 13.05.2017 in Kraft getreten ist. Da das
vorliegende Verfahren zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, bereits vor dem 13.05.2017 eingeleitet worden ist und die
frihzeitige Beteiligung der Behdrden und der sonstigen Trager offentlicher Belange
gem. 8 4 Abs. 1 S. 1 BauGB vor dem 16.05.2017 stattgefunden hat, kann das vorlie-
gende Verfahren gemafR der Uberleitungsvorschrift des § 245¢ BauGB nach den vor
dem 13.05.2017 geltenden Rechtsvorschriften durchgefuhrt und abgeschlossen wer-
den. Demnach liegen folgende Rechtsgrundlagen der 1. Anderung des 2. Teilbebau-
ungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, zugrunde:

e Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017
(BGBI. | S. 3634)

e Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3786)

¢ Landesbauordnung fur Baden-Wirttemberg (LBO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. Méarz 2010 (GBI. S. 358, ber. S. 416), zuletzt geéndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBI. S. 612, 613)

Angrenzende Bebauungspléne

Folgende in Kraft getretene Bebauungsplane grenzen - jeweils mit Anderungsplanen -
an den Bebauungsplan ,1 Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a":

e KaiserstuhlstraBe (Plan-Nr. 2-064),

e 1. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, (Plan-Nr. 2-89.1)

Anderung des Flachennutzungsplans

Nach der endgultigen Entwidmung der Bahnflachen wurde der Flachennutzungsplan
2020 parallel zum Bebauungsplanverfahren 2. Teilbebauungsplan Giterbahnhof
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Nord, Plan-Nr. 2-89.2, analog der Festsetzungen geandert (Fassung der 11. Ande-
rung vom 20.05.2015). Das gesamte Giterbahnhofareal wurde demnach als gewerb-
liche Bauflache (westlicher Teilbereich) bzw. gemischte Bauflache (&stlicher Teilbe-
reich) dargestellt.

Da nunmehr im Rahmen der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, fir den westlichen Teilbereich die Umwandlung eines Grol3-
teils des festgesetzten Gewerbegebiets in Mischgebiete vorgesehen ist, wird ein pa-
ralleles Anderungsverfahren des Flachennutzungsplans erforderlich, damit dem Ent-
wicklungsgebot gem. 8 8 Abs. 2 S. 1 BauGB hinreichend Rechnung getragen wird.

Dieses Verfahren wurde mit Beschlussfassung vom 15.03.2017 des Bau- und Umle-
gungsausschusses der Stadt Freiburg i.Br. eingeleitet (Drucksache BA-17/013).

Fur die Umsetzung der genannten stadtebaulichen Zielsetzung fir das Guterbahn-
hofareal werden die gewerblichen Bauflachen im Geltungsbereich der vorliegenden
Plandnderung, mit Ausnahme der Flache um das denkmalgeschitzte Betriebswa-
genwerk (BWW-Halle), analog zu den Festsetzungen des Bebauungsplans zukiinftig
als gemischte Bauflachen dargestellt. Im Bereich der BWW-Halle werden die Darstel-
lungen der gewerblichen Bauflache an die Festsetzungen des rechtsverbindlichen 2.
Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2, die bzgl. der Art der bauli-
chen Nutzung nicht von der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, betroffen sind, angepasst. Die bestehenden Ausgleichsfla-
chen bleiben hiervon unberthrt. Zudem entfallt die Darstellung der 6rtlichen Haupt-
verkehrsstraRBe im Siiden des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a (vgl. Abb. 1).

FNP 2020 - Fassung der 11. Anderung vom 05.06.2015 L FNP 2020 - 22. Anderung
A ' |
\ \

.cl:.’ cnm_smm

emiessungaom Baden Wirheriberg
K ol b daf, AT 7851 2-D260

Abb. 1: Vorentwurf der 22. Anderung des FNP 2020 zur frithzeitigen Beteiligung
gem. 88 3 Abs. 1und 4 Abs. 1 BauGB
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Landes- und Regionalplanung

Die vorgesehene Anderung des Bebauungsplans steht nicht im Widerspruch zu den
Festlegungen des bestehenden Regionalplans 1995 des Regionalverbands Sidlicher
Oberrhein. Auch nach dem Satzungsbeschluss der Gesamtfortschreibung des Regio-
nalplans Sudlicher Oberrhein vom 08.12.2016 bzw. dessen Erlangen der Rechtskraft
durch offentliche Bekanntmachung im Staatsanzeiger Baden-Wdirttemberg vom
22.09.2017 besteht ebenfalls kein Widerspruch zwischen dem Bebauungsplan und
der kunftigen Regionalplanung.

Perspektivplan Freiburg 2030

Der Perspektivplan Freiburg 2030 dient der strategischen Steuerung fur die Stadtent-
wicklung der Stadt in den kommenden Jahren. Er ist einer der Kernpunkte, die im
"Kommunalen Handlungsprogramm Wohnen in Freiburg” im Jahr 2013 beschlossen
wurden und ist als stadtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11
BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplanen zu bericksichtigen. Die vorgesehene
Anderung des Bebauungsplans mit der Schaffung eines groReren Potenzials von
Wohnbauflachen stimmt mit den Leitideen und Zielen des Perspektivplans Uberein.
Das Guterbahnhofareal ist dort bereits als laufendes Stadtentwicklungsprojekt im
Sinne des Perspektivplans aufgefihrt.

Flachenbilanz

Der raumliche Geltungsbereich der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiter-
bahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, umfasst insgesamt eine Flache von ca. 8,5 ha. Ge-
genuber dem Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses wurde wie in Kap. 1.4
beschrieben der kleinere Bereich im Osten des Giterbahnhofareals aus dem Ande-
rungsbereich herausgenommen, da fir diesen ca. 1.550 m2 grof3en Bereich an der
Ecke der Eugen-Martin-Stralle / Zita-Kaiser-Strafl3e ein eigenstandiges Bebauungs-
plandnderungsverfahren durchgefuhrt wird. Zudem ist der Bereich im Norden des
Geltungsbereichs (Flursticke Nr. 31039/2 Teilfl. und 8324/96 Teilfl.) ebenfalls nicht
mehr Bestandteil der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, da fir diesen ca. 3.080 m2 groRen Bereich kein Erfordernis zur
Planédnderung besteht.
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Baugebietsflachen (gesamt) 67.792 m2 79,5 %
hiervon Gewerbegebiete 13.395 m2 15,7 %
hiervon Mischgebiete 54.397 m2 63,8 %

Verkehrsflachen (gesamt) 15.638 m? 18,3 %
hiervon 6ffentliche Verkehrsflachen 14.745 m2 17,3 %
hiervon private Verkehrsflachen (Car-Sharing- 78 m?2 0,1 %
Stellplatze)
hiervon Verkehrsflache besonderer Zweckbe- 815 m? 1,0%
stimmung: Ful3gangerbereich

Offentliche Griinflachen 1.213 m2 1,4 %

Planfestgestellte Bahnanlage (Zuwegung) 686 m?2 0,8 %

Gesamtflache raumlicher Geltungsbereich 85.329 m2 100 %
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Stadtebauliches Konzept: Planerische Zielvorstellungen / Uberar-
beitete stadtebauliche Konzeption

Mit der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, erfolgt die Anpassung an den weiterentwickelten stadtebaulichen Rah-
menplan fir das Gesamtareal des Giiterbahnhofs. Das wesentliche Ziel der bis-
herigen Planung, im westlichen Bereich des Giterbahnhofareals ein hochwerti-
ges, attraktives Gewerbeareal mit Schwerpunkten auf universitdtsnahe For-
schungen, Technologie und Dienstleistungen zu realisieren, wird aufgrund der
starken Nachfrage an innerstadtischem Wohnungsbau zu einer hochwertigen
gemischten Nutzung gewandelt.

Die stadtebauliche Konzeption hierfir wurde auf der Grundlage der im Be-
schluss vom 27.09.2016 durch den Gemeinderat definierten stadtebaulichen
Zielsetzungen erarbeitet. Zunachst wurden drei Varianten als Grundlage fur den
Aufstellungsbeschluss und die daran anschlieBende frihzeitige Offentlichkeits-
und Behdrdenbeteiligung erarbeitet. Daraus wurde im weiteren Verfahren in en-
ger Abstimmung mit verschiedenen stadtischen Amtern, der Freiburg Wirtschaft
Touristik und Messe (FWTM) sowie der Grundstlickseigentiimerin eine Vorzugs-
variante erstellt, die in den, das ganze Guiterbahnhofsareal umfassenden Rah-
menplan integriert wurde. (vgl. Anlage 1 der Begrindung: Rahmenplan zur Nut-
zungsverteilung und Dichte des Anderungsbereichs sowie Anlage 2 der Begriin-
dung: Stadtebaulich-strukturelle Studie zum Rahmenplan).

Mit der geplanten Mischnutzung erfolgt eine schliissige Fortsetzung der im 6stli-
chen und mittleren Bereich des Gulterbahnhofsareals festgesetzten und teilweise
bereits realisierten architektonisch anspruchsvollen Mischung aus Bironutzun-
gen, Dienstleistungen und Wohnen. Dartber hinaus wird es auch kiinftig noch
Mdglichkeiten zur Unterbringung von innovativen Nutzungen geben.

Die bereits realisierten Abschnitte der Planstrafe D (Paul-Ehrlich-Stral3e) und
PlanstralRe F (Ingeborg-Krummer-Schroth-Straf3e) werden in ihrem linearen Ver-
lauf bis zur Einmindung zur Neunlindenstraf3e fortgefiihrt. Die ebenfalls bereits
zum Teil realisierte Planstra3e H (Eugen-Martin-Stral3e), die als markante griine
Achse das Gebiet in ost-westlicher Richtung quert, wird ebenfalls fortgefiihrt. Sie
ist als StraRe mit beidseitigen Gehwegen und Parkstreifen und einem breiten,
mittigen Grinstreifen mit Aufenthaltsbereichen konzeptioniert und mindet in ei-
nen, der denkmalgeschitzten BWW-Halle gegenlberliegenden, o6ffentlichen
Platzbereich. Zur Gewahrleistung einer angemessenen Akzentuierung dieses
grinen Boulevards sowie zur Pragung des stadtebaulichen Erscheinungsbildes
in diesem Bereich befinden sich entlang dieser Achse Baukdrper mit einer gro-
Reren baulichen Hohe.

Die Herausbildung und Akzentuierung des Platzbereichs gegeniiber der BWW-
Halle tragt dem Planungsziel des Gesamtplans zur qualitatsvollen Ausbildung
der stadtebaulich relevanten Eckbereiche Rechnung. In Verlangerung der Eu-
gen-Martin-Strafl3e (Planstrale H) wird somit ein weiterer besonderer Quartiers-
platz geschaffen, der mit der umgebenden Bebauung und dem Ubergang zur
markanten zentralen griinen Achse zur Imagebildung und Identifikation mit dem
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neuen Stadtquartier beitrdgt. Als Pendant zu diesem Platz ist im Osten des ge-
samten Guterbahnhofsareals bereits ein Platz am Quartierseingang Waldkircher
Stral3e realisiert.

Ein inhaltlicher Schwerpunkt der Planung ist es, aus Schallschutzgrinden auf-
grund der im Westen verlaufenden Bahntrasse, den westlichen Bereich der
Baugebiete D1 und D2 sowie den nordlichen Bereich des Baugebiets C 2 stad-
tebaulich dichter auszubilden als den ,inneren* Bereich, der sich vornehmlich ftr
Wohnnutzungen eignet und durch eine abschirmende Bebauung geschitzt wer-
den soll (Zonierung). Dementsprechend sollen entlang der Planstrale D (Paul-
Ehrlich-Stral3e) in Richtung der (Guter-) Bahntrasse und der BWW-Halle sowie
im nordlichen Abschnitt des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, (entlang der Ingeborg-Krummer-
Schroth-Stral3e), durchgéngig geschlossene Baukoérper in hoherer Dichte errich-
tet werden, welche die dahinterliegende sensiblere Bebauung vom Bahnlarm
abschirmen.

Der angesprochene ,innere* Bereich, in dem vorwiegend Wohnnutzungen reali-
siert werden sollen, kennzeichnet sich durch ein hohes Maf3 an Kleinteiligkeit.
Die im Rahmenplan aufgezeigte Stellung, Form und Gro3e der Baukorper folgt
der bisherigen Konzeption der Mischgebiete im gesamten Areal und setzt diese
schlussig fort, so dass insgesamt ein stadtebaulich abwechslungsreiches und
anspruchsvolles Bild erzeugt wird. Die Wohnbereiche werden weiterhin durch
einen hohen Anteil an begriinten Freiflachen geschutzt, sodass mit dieser inten-
siven Durchgriinung des Gebiets qualitatsvolle private Aufenthaltsbereiche ge-
neriert werden kdénnen.
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Begrindung der Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Mischgebiete (8 6 BauNVO i.V.m. 8§ 1 Abs. 5, 6, 7 und 9 BauNVO)

Die Festsetzungen des Bebauungsplans zu den Mischgebieten bilden einen Zulas-
sigkeitsrahmen, der im Wesentlichen den Regelungen des § 6 BauNVO entspricht.
Durch die Modifikationen wird der allgemeine Nutzungszweck des Mischgebiets, fur
das ein qualitativ und quantitativ gleichwertiges Nebeneinander von Wohnen und das
Wohnen nicht wesentlich storendem Gewerbe entscheidend ist, nicht in Frage ge-
stellt. Die im stadtebaulichen Konzept vorgesehene Mischnutzung leitet sich aus den
umgebenden Stadtstrukturen ab — den Wohn- bzw. Mischnutzungsquartieren im Si-
den und Siudwesten und dem Industriegebiet Nord im Norden — und schafft einen
Ubergang zwischen diesen unterschiedlichen Nutzungen. Die Mischgebiete im Gel-
tungsbereich des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, setzen
die vorhandenen Strukturen im Suden und Studwesten bereits fort und leiten gemein-
sam mit den nun in der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, festgesetzten Mischgebieten Uber zu den gewerblichen Baugebie-
ten im Norden und Nordwesten des Gesamtareals.

Die Mischnutzung ist weiterhin als Reaktion auf die hohe Wohnungsnachfrage in
Freiburg zu sehen — zur Befriedigung der Nachfrage soll damit neue Wohnbebauung
im innerstadtischen Bereich anstatt auf der ,griinen Wiese" geschaffen werden. Im
Mischgebiet lasst sich neben der Ansiedlung von hochwertigem Gewerbe auch ein
breites Angebot an Wohnungen verwirklichen: neben klassischen Wohnformen auch
Sonderformen wie Lofts und Ateliers, neue kreative Ansétze wie Baugruppen unter
Einbeziehung gewerblicher Nutzungen, Studentenwohnen, in bestimmten Bereichen
herkdmmliche gewerbliche Beherbergungskonzepte. Es ist ein Quartier der kurzen
Wege vorgesehen und damit ein Ort, an dem gelebt und gearbeitet wird. Die unter-
schiedlichen vorgesehenen Wohnformen im Zusammenhang mit hochwertigem Ge-
werbe sorgen fir eine Belebung und Pragung des neuen Quartiers, welches sich mit
seinem besonderen Charakter von den Wettbewerbern in Freiburg und der Region
absetzen soll. Dies wird beispielsweise auch durch die Erhaltung bzw. Umnutzung
des denkmalgeschiitzten Betriebswagenwerks (BWW-Halle) sowie auf das gesamte
Areal bezogen durch die Erhaltung der ehemaligen Kantine sowie des Geb&udes des
angrenzenden alten Zollhofs unterstiitzt.

Das geplante Quartier soll im Zuge der baulichen Entwicklung ein Mischgebiet blei-
ben und sich nicht durch eine schleichende Umwandlung in ein Wohngebiet verwan-
deln. Durch die Regelungen im stadtebaulichen Vertrag (vgl. Kap. 10) wird gewéahr-
leistet, dass das Quartier der kurzen Wege mischgenutzt und sich nicht in ein reines
Wohngebiet wandeln wird.

Die Bestimmungen zur Zulassigkeit von Wohnnutzungen in Gebauden der jeweiligen
Mischgebiete werden aus besonderen stadtebaulichen Griinden gemalR § 1 Abs. 7
BauNVO geschossweise gegliedert. Eine Prinzipskizze zur vertikalen und horizonta-
len Gliederung der Wohnnutzung in den Mischgebieten ist der nachfolgenden Abbil-
dung 2 zu entnehmen und stellt sich wie folgt dar:
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Abb. 2: Schema zur vertikalen Gliederung von Wohnnutzungen in den Mischgebieten
(Annahme 5-geschossige Baukdrper)

Allgemeine Zulassigkeit von Wohnen

In den Mischgebieten Ml 10a, 10c, 11a, 11b, 12a und 12a.1 ist das Wohnen fiur die 2.
Obergeschosse und die dartiber liegenden Geschosse als allgemein zuléssig festge-
setzt.

Gliederung Wohnen aufgrund der Belichtungs- und Besonnungsverhaltnisse

Fur die Mischgebiete Ml 10a, 11a, 12a und 12a.1 gilt, dass Wohnungen in den Erd-
geschossen und 1. Obergeschossen von Gebauden ausnahmsweise zulassig sind.
Diese ausnahmsweise Zulassigkeit gilt ebenfalls fur das Wohnen in den 1. Oberge-
schossen von Gebauden der Mischgebiete Ml 10c und 11b. Die Ausnahmeregelung
liegt unter der Mal3gabe, dass die gesunden Wohnverhaltnisse hinsichtlich einer aus-
reichenden Belichtung, Besonnung und Beluftung vorab nachzuweisen sind. Dies
kann z.B. durch eine andere Gebaudestellung, Grundrissorientierung, Maisonette-
Wohnungen oder Bodentiefe Fenster erfolgen. Ein entsprechender Nachweis ist in
den folgenden Bau- und Genehmigungsverfahren zu erbringen.
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Diese Ausnahmeregelung begriindet sich aus den Ergebnissen einer Verschattungs-
studie, die im Rahmen der Erstellung der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Gii-
terbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, durch das Biro Okoplana (Mannheim,
06.04.2017) erstellt wurde. In dieser Studie wurden die 6rtlichen Besonnungs- und
Verschattungssituationen in den jeweiligen Teilbereichen des Geltungsbereichs an-
gesichts der angestrebten verdichteten Bebauung analysiert. Dies erfolgte vor dem
Hintergrund, dass nachgewiesen werden sollte, dass die gewdahlten Baustrukturen
keine langandauernden Verschattungseffekte bewirken, die der Forderung des § 1
Abs. 6 BauGB nach gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnissen entgegenstehen.

Nach § 136 Abs. 3 Nr.1a BauGB werden die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnis-
se mit ausreichender Belichtung, Besonnung und Bellftung definiert. Eine planungs-
oder bauordnungsrechtlich verbindliche, gesetzliche Definition einer ausreichenden
Besonnung besteht nicht. Allerdings empfiehlt die DIN 5034-1 ,Tageslicht in Innen-
raumen — Teil 1. Allgemeine Anforderungen“ (2011) an zwei Stichtagen einer Min-
destbesonnungsdauer. In Kap. 4.4 wertet die DIN 5034-1 eine Wohnung als ausrei-
chend besonnt, wenn in mindestens einem Aufenthaltsraum einer Wohnung am
Stichtag 17. Januar eine Besonnungsdauer von 1 Stunde mdoglich ist. Zum Zeitpunkt
21. Méarz soll eine Mindestbesonnungsdauer von 4 Stunden fur einen Aufenthalts-
raum pro Wohnung nachweisbar sein. Die Empfehlungen sind als Mindestmalf? fur ei-
ne gute bzw. ausreichende Wohnqualitat einzustufen.

Zahlreiche Studien in Innenstadtlagen belegen, dass die Einhaltung des Richtwerts
fur den 21. Mérz haufig nicht mdglich ist. Das OVG Berlin vertritt daher mit Beschluss
vom 27.10.2004 (Aktenzeichen 2 S 43.04) die Auffassung, dass in baulich verdichte-
ter Innenstadtlage zur Tag- und Nachtgleiche auch eine direkte Besonnung von
2 Stunden ausreichend sei. Da fur das vorliegende Plangebiet auch eine verdichtete
urbane Bebauung angestrebt wird, kann auch dieses MalR3 als statthaft bewertet wer-
den.

Auf der Grundlage der Bebauungsstruktur der stadtebaulichen Rahmenplanung, die
als Anlage dieser Begriindung beigelegt ist, kommt die Verschattungsstudie fir die
beiden DIN-Stichtage 17. Januar und 21. Marz zu dem Ergebnis, dass an bestimmten
Gebéauden sowie in bestimmten Geschossen die jeweiligen Mindestbesonnungsdau-
ern auch bei durchgesteckten Wohnungen nicht eingehalten werden kénnen. Diese
Ergebnisse aufgreifend wurde fur die entsprechenden Bereiche und Geschosse die
oben beschriebene Ausnahmeregelung getroffen. Es wird darauf hingewiesen, dass
gem. den Ergebnissen der Verschattungsstudie grundsatzlich auch fur die Erdge-
schosse in den Mischgebieten Ml 10c und 11b die Ausnahmeregelung getroffen wer-
den musste. Deren Erdgeschosse sind hiervon jedoch ausgenommen, da das Woh-
nen hier als grundsatzlich unzulassig festgesetzt ist. Diese beiden Mischgebiete lie-
gen entlang der PlanstralBe H (Eugen-Martin-Straf3e). Durch den Ausschluss von
Wohnnutzungen in den Erdgeschossen soll die Entwicklung von anderen Nutzungen
unterstiitzt werden, die zu einer weiteren Attraktivierung der Planstralle H (Eugen-
Martin-StraBe) fihren. So tragen beispielsweise Einzelhandelsnutzungen, Arzte,
Dienstleister aller Arten sowie gastronomische Betriebe insgesamt zur Belebung der
breit dimensionierten Achse H bei. Diese Vorgehensweise fiihrt die stadtebaulichen
Zielvorstellungen des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, im
Bereich der Achse H fort, in welchem ebenfalls zur Unterstitzung der gewerblichen
Entwicklung in den Erdgeschossen Wohnnutzungen ausgeschlossen wurden.
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Gliederung Wohnen aufgrund Schallschutz

Ferner sind im Mischgebiet MI 12 fir die beiden Teilbereiche MI 12b und MI 12c so-
wie im Mischgebiet MI 10b Wohnungen ab den 1. Obergeschossen von Gebauden
als ausnahmsweise zulassig festgesetzt, sofern nachgewiesen wird, dass gesunde
Wohnverhaltnisse gemaf den Festsetzungen zum Schallschutz eingehalten werden.
Diese Festsetzung zur ausnahmsweisen Zulassigkeit begriindet sich aus der fur die
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, erar-
beiteten schalltechnischen Untersuchung. In dieser wurden u.a. die Verkehrslarmein-
wirkungen im Plangebiet (gemafd den RLS-90 fur die Straen und gemaf Schall 03
fur die Schiene) auf der Grundlage der zuvor ermittelten Emissionspegel durch Simu-
lation in einem digitalen Gelandemodell (DGM) berechnet. Die Beurteilung der Ver-
kehrslarmeinwirkungen erfolgte anhand der Orientierungswerte der DIN 18005. Im
Ergebnis dieser Untersuchung wurde festgestellt, dass sich die der Bahnstrecke zu-
gewandten Fassaden der geplanten Gebaude in den Mischgebieten MI 10b, 12b und
12c aufgrund der hohen Verkehrslarmeinwirkungen — insbesondere hervorgerufen
durch den angrenzenden Schienenverkehr — nur bedingt zum Wohnen eignen. Daher
sind zum Schutz vor den Verkehrslarmeinwirkungen keine oOffenbaren Fenster von
schutzbedurftigen Raumen (z.B. Schlafraume oder Birordaume) an den der Bahnstre-
cke zugewandten Fassaden zulassig (vgl. hierzu auch Begrindung zu der Festset-
zung der Grundrissgestaltung, Kap. 3.9.2). Dementsprechend wurde das Wohnen als
nur ausnahmsweise ab den 1. Obergeschossen von Gebauden festgesetzt, mit der
Auflage, dass die getroffenen Schallschutzvorgaben eingehalten werden, so dass ein
ausreichender Schallschutz gewahrleistet werden kann.

Ausschluss von Wohn- und sonstigen Nutzungen

In den Erdgeschossen von Gebauden der Mischgebiete Ml 10b, 10c, 11b, 12b und
12c sind Wohnungen als nicht zuldssig festgesetzt. Dieser Ausschluss soll die Ent-
wicklung von gewerblichen und sonstigen Nutzungen in den Erdgeschossen unter-
stitzen, die zu einer Attraktivierung des angrenzenden StraRenraums fuhren. So tra-
gen beispielsweise Einzelhandelsnutzungen, Arzte, Dienstleistungen aller Art sowie
gastronomische Betriebe und Beherbergungsbetriebe insgesamt zu einer Belebung
der Erdgeschosszonen bei.

Analog hierzu ist auch die Festsetzung der horizontalen Gliederung von Schank- und
Speisewirtschaften begriindet, die insgesamt in den Mischgebieten Ml 10b, 10c,
11b, 12a.1, 12b und 12c zulassig sind und zur Belebung und Attraktivierung des
Quartiers beitragen. In den lbrigen Mischgebieten Ml 10a, 11a und 12a hingegen
sind Schank- und Speisewirtschaften unzuléssig. Die Verortung von gastronomischen
Betrieben konzentriert sich demnach auf die auf3eren Teilbereiche sowie auf die Teil-
bereiche an der stadtebaulich akzentuierten ,griinen Achse" im Bereich der Mischge-
biete Ml 10c und 11b und entlang der Eugen-Martin-Stral3e (Planstral3e H) im Bereich
der Mischgebiete MI 12a.1, so dass die inneren Bereiche, die sich entsprechend der
stadtebaulichen Konzeption und planerischen Zielvorstellung eher fur das Wohnen
eignen, von diesen freigehalten werden kdnnen. Dies ist geboten, da von Schank-
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und Speisewirtschaften, die in Mischgebieten grundsatzlich in jeglicher Grol3e zulas-
sig sind, z.T. héhere Larmemissionen ausgehen kénnen, was im Konflikt zu den ge-
planten Wohnnutzungen stehen kann.

In der genannten stadtebaulichen Konzeption, wonach sich belebende und das Quar-
tier attraktivierende Nutzungen aufgrund von sich méglicherweise ergebenden Kon-
flikten mit der angrenzenden Wohnnutzung auf die uf3eren Teilbereiche sowie ent-
lang der PlanstralRe H (,grine Achse®) konzentrieren sollen, ist auch die horizontale
Gliederung von Betrieben des Beherbergungsgewerbes begriindet. Diese Nutzun-
gen sind somit nur in den Mischgebieten MI 10b, 10c, 11b, 12a.1, 12b und 12c zulés-
sig bzw. folglich in den Mischgebieten MI 10a, 11a und 12a ausgeschlossen. Diese
horizontale Gliederung verschiedener Nutzungen fihrt auch die stadtebauliche Ge-
samtkonzeption des Guterbahnhofareals fort, nach der entlang der Eugen-Martin-
StralRe (PlanstralRe H) sowie an den beiden Platzbereichen gewerbliche Nutzungen
vorgesehen sind, die das Stadtquartier beleben sollen.

Der Ausschluss von Ferienwohnungen als gewerbliche Nutzungen in den Mischge-
bieten MI 10a, 11a und 12a ist dartber hinaus in der stadtebaulichen Zielsetzung der
Stadt Freiburg begriindet, nach der die vorliegende Planung als Reaktion auf die
starke Nachfrage nach innerstadtischem Wohnungsbau betrieben wird. Ferienwoh-
nungen sind nicht einer herkdmmlichen Wohnnutzung zuzuordnen. Sie kénnen zwar
als ,wohnungsnahe“ Nutzungen beschrieben werden, bauplanungsrechtlich sind Fe-
rienwohnungen jedoch als gewerbliche Betriebe i.S.d. 8 6 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 13a
BauNVO einzustufen. Es liegt in der stadtebaulichen Absicht der Stadt Freiburg, die
dem Wohnen sehr ahnliche Nutzung einer Ferienwohnung nicht zusatzlich zu der all-
gemein zulassigen Wohnnutzung in den Mischgebieten Ml 10a, 1la und 12a zuzu-
lassen, damit der in diesen Teilbaugebieten verbleibende Gewerbeanteil nicht auch
noch eine Wohnnutzungsqualitat aufweist. Nach Auffassung der Rechtsprechung und
der Uberzeugung der Stadt Freiburg steht eine reine Mischung von Wohnnutzungen
und Ferienwohnnutzungen dem Gebietscharakter eines Mischgebiets entgegen. Um
den Gebietscharakter eines Mischgebiets zu wahren, soll diese wohnungsnahe Nut-
zung einer Ferienwohnung nicht in den genannten Teilbaugebieten zugelassen wer-
den, die ohnehin schon stérker durch das Wohnen gepragt sind. Diese Bereiche sind
dementsprechend durch andersartige (zulassige) gewerbliche Nutzungen zu ergan-
zen, damit der Gebietscharakter eines Mischgebiets gewahrt wird. Diese Festsetzun-
gen begriinden sich zudem darin, dass die Nachfrage nach Ferienwohnungen in der
Stadt Freiburg sehr hoch ist und aufgrund des Ausschlusses von anderen, nicht we-
sentlich stérenden gewerblichen Nutzungen wie Schank- und Speisewirtschaften und
Beherbergungsbetrieben in diesen Teilbaugebieten der Konkurrenzdruck der gewerb-
lichen Nutzungen deutlich verringert wird.

Des Weiteren liegt es in der stadtebaulichen Absicht der Stadt Freiburg, grundséatzlich
fremdenverkehrstypische Nutzungen aus dem privaten und dienstlichen Bereich (wie
z.B. Geschaftsreisende) zur stadtrdumlichen Belebung entlang der &ufReren Teilbe-
reiche (Paul-Ehrlich-Stral3e / Planstral3e D) sowie entlang der Eugen-Martin-Stral3e /
PlanstraRe H zu konzentrieren. Diese Gliederung fiihrt wie bereits beschrieben auch
die stadtebauliche Konzeption des gesamten Areals am Giterbahnhof fort, nach der
entlang der Eugen-Martin-Stral3e (Planstrae H) sowie an den beiden Platzbereichen
gewerbliche Nutzungen vorgesehen sind, die das Stadtquartier beleben sollen.
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Die Beschrankung von Ferienwohnungen auf bestimmte Teilbereiche im Mischgebiet
wird als besonderer stadtebaulicher Grund angesehen, um eine gewinschte stadte-
bauliche Konzentration der aufgefiihrten Nutzungen an der Paul-Ehrlich-Stral3e bzw.
Eugen-Martin-Stral3e zu erzielen. In den Teilbaugebieten, in denen Ferienwohnungen
ausgeschlossen werden, soll somit der fur ein Mischgebiet erforderliche verbleibende
Gewerbeanteil nicht auch noch eine Wohnnutzungsqualitat aufweisen.

Gleichwoh! wird der Hauptnutzungszweck der Mischgebiete, die grundséatzlich eine
qualitative und quantitative Mischung von Wohnnutzungen und das Wohnen nicht
wesentlich stdrenden Gewerbebetrieben vorsehen, nicht konterkariert: In den Misch-
gebieten Ml 10a, 11a und 12a, in denen Beherbergungsbetriebe und Ferienwohnun-
gen nicht zulassig sind, sind weiterhin u.a. Geschafts- und Blrogebaude sowie sons-
tige Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich storen, als allgemein zuléssig
festgesetzt. Eine fur Mischgebiete erforderliche Mischung von Wohn- und Gewerbe-
nutzungen ist demnach weiterhin gegeben.

Im 2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, wurden Bordelle und
bordellartige Betriebe (dazu gehdren beispielsweise Eros-Center und vergleichbare
Unterkinfte fir bzw. von Prostituierten) aktiv als in den Mischgebieten unzulassig
festgesetzt. Auf eine solche Festsetzung wurde in der vorliegenden 1. Anderung des
2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, aus den folgenden
Griinden verzichtet:

Fur Mischgebiete gilt nach § 6 Abs. 1 BauNVO grundsatzlich, dass diese der Unter-
bringung von Gewerbebetrieben dienen, die das Wohnen nicht wesentlich stéren.
Hinsichtlich der Stéranfalligkeit eines Mischgebietes kommt es dabei nicht auf die
konkrete Bebauung bzw. Nutzung der Nachbarschaft an. Entscheidend ist vielmehr,
ob ein Vorhaben der beabsichtigten Art generell geeignet ist, das Wohnen in einem
Mischgebiet so zu stdren, dass nicht mehr von einer Gleichgewichtigkeit und wech-
selseitigen Vertraglichkeit zwischen Wohnen und Gewerbe gesprochen werden kann.
Insbesondere kommt die wesentliche Stérung des Wohnens durch beispielswiese
bordellartige Betriebe und die davon ausgehenden Auswirkungen zum Ausdruck. Es
besteht in der Rechtsprechung Ubereinstimmung darin, dass etwa ein bordellartiger
Betrieb in einem Mischgebiet generell unzuldssig ist, unabhangig davon ob er bau-
planungsrechtlich als Vergnligungsstatte oder sonstiger Gewerbebetrieb zu bezeich-
nen ist. Da also von Bordellen und bordellartigen Betrieben wesentliche Stérungen
des Wohnens ausgehen, sind diese in den Mischgebieten generell unzulassig, wes-
wegen auf eine konkrete Auflistung als unzulassige Nutzung in den Festsetzungen
verzichtet werden kann.

Weitere Nutzungen, die nicht mit den stadtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt fur
die Mischgebiete vereinbar sind, sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen, welche
entsprechend ausgeschlossen werden. Beide Betriebsarten widersprechen aufgrund
ihrer stadtebaulichen Auspragung, des Flachenverbrauchs und der Verkehrserzeu-
gung dem Ziel, das Gebiet zu einem urbanen Stadtquartier zu entwickeln, das sich
durch eine vielfaltige Mischung unterschiedlicher Nutzungen und eine innenstadttypi-
sche Bebauungsdichte auszeichnet. Auch dem Ziel, stddtebauliche Raumkanten aus-
zubilden, wirde eine Bebauung mit Tankstellen oder mit einem Gartenbaubetrieb wi-
dersprechen. Daneben gehen von Tankstellen regelmafig erhebliche Beeintrachti-
gungen aus, die bei den ublichen Offnungszeiten auch in den spaten Abendstunden
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fur die Umgebung Belastungen darstellen. Neben L&rmemissionen insbesondere
durch den Ziel- und Quellverkehr und Reparatur- oder Autowascheinrichtungen,
kommt es zudem zu olfaktorischen Auswirkungen (Benzolgeruch, Abgase).

Aktuell befindet sich eine Tankstelle im Mischgebiet Ml 11a (Baufeld C 1) entlang der
NeunlindenstralRe. Fur diese Tankstelle besteht eine Mietbindung bis zum Jahr 2026,
sie geniel3t Bestandsschutz. Obwohl derzeit nicht davon auszugehen ist, dass die von
der Mietbindung betroffenen Grundstticke in eine kurzfristige Entwicklung einbezogen
werden kdnnen, sind diese Flachen dennoch Bestandteil des Bebauungsplans. Es ist
somit die stadtebauliche Zielsetzung der Stadt Freiburg, auf eine gesamtheitliche L6-
sung hinzuarbeiten, da eine ,Aussparung“ dieser Flachen nicht zielfihrend fur eine
geordnete stadtebauliche Entwicklung ist.

Des Weiteren werden Nutzungen, die nicht mit den stadtebaulichen Zielvorstellungen
der Stadt fur das Guterbahnhofareal vereinbar sind, im Mischgebiet ausgeschlossen:
Darunter fallen Vergnigungsstatten sowie bestimmte Einzelhandelseinrichtun-
gen. Zu den Grinden wird auf das Kapitel ,Vergnigungsstatten sowie Bordelle und
bordellartige Einrichtungen* (Kap. 3.1.3.2) und das Kapitel ,Einzelhandelsnutzung*
verwiesen (Kap. 3.1.3.1).

Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO i.V.m. 8 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO)

Die im vorliegenden Anderungsbereich enthaltenen Gewerbegebiete GE II-1 und
GE 1lI-1 waren bereits im 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2,
enthalten. Diese Gewerbegebiete GE II-1 und GE Ill-1 sind in den Umgriff der 1. An-
derung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, aufgenom-
men, da nunmehr Einschrankungen aufgrund des vorzeitigen Wegzugs eines be-
nachbarten Storfallbetriebs, der Nutzungsausschlisse bedingte, entfallen. Im Gegen-
satz zu den Ubrigen Gewerbegebieten innerhalb des Anderungsbereichs wurden die-
se jedoch nicht in die Kategorie eines Mischgebiets umgewandelt, um auf der einen
Seite die auch weiterhin bestehende Zielvorstellung zu unterstiitzen, vom Bestand an
Wohn- und Mischnutzungsquartieren tber die im 1. und 2. Teilbebauungsplan (inkl.
der Mischgebiete der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a) festgesetzten Mischgebiete im Stiden durch Gewerbegebiete mit
unterschiedlichem Stérgrad zum Industriegebiet Nord, nordwestlich der Bahngleise,
hinzuleiten. Auf der anderen Seite bleibt die Festsetzung fir die Gewerbegebiete
GE II-1 und GE IlI-1 bestehen, damit die tatsachliche und kinftig zu erhaltene Nut-
zung eines Kreativparks mit Schwerpunkt Blronutzung fiir Firmengriinder oder junge
Unternehmer aufrechterhalten werden kann.

Die Gliederung der Art der baulichen Nutzung in diesen beiden Gewerbegebieten er-
folgt dahingehend, dass entsprechend der Uberarbeiteten stadtebaulichen Rahmen-
planung Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude als zulassig festgesetzt werden,
um die bisherige Entwicklung in diesen Bereich des Guterbahnhofareals zu einem
hochwertigen Gewerbestandort weiterhin zu erméglichen. Zudem werden nicht grol3-
flachige Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten als allgemein
zulassig festgesetzt. In diesem Zusammenhang werden zentrenrelevante Randsorti-
mente auf bis zu 10% der Gesamtverkaufsflache in nicht grof3flachigen Einzelhan-
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delsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten als ausnahmsweise zuléassig
begrenzt. Zu den Griinden wird auf das Kapitel 3.1.3.1 ,Einzelhandelsnutzung“ ver-
wiesen. Weiterhin sind die in Gewerbegebieten allgemein zuldassigen Anlagen fur
sportliche Zwecke als zulassig festgesetzt. Aufgrund der von sportlichen Anlagen
haufig ausgehenden Emissionen, kdmen eher sportliche Indoortatigkeiten in Betracht,
so dass einem wesentlichen Stéren der benachbarten Wohnnutzungen entgegenge-
wirkt werden kann. Neben diesen Nutzungen sind des Weiteren sonstige Gewerbebe-
triebe, die das Wohnen nicht wesentlich stéren, zulassig. In den Gewerbegebieten
sind dartber hinaus Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke ausnahmsweise zulassig. Gewerbebetriebe, die grundséatzlich hohere Emis-
sionen verursachen und das angrenzende Wohnen wesentlich stéren kénnten, sind
damit ausgeschlossen. Dies entspricht auch der stadtebaulichen Zielvorstellung der
Stadt Freiburg sowie auch der oben beschriebenen tatsachlichen Entwicklung im Ge-
biet, wonach u.a. im Bereich der BWW-Halle ein Kreativpark fiir Griinderinnen und
Grinder sowie junge kreative Unternehmen entstehen soll.

Dem Charakter eines innerstadtischen Wohn- und Arbeitsquartiers entsprechend, ist
ein Ziel der Stadt Freiburg, inshesondere in dem GE 1lI-1, das in glunstiger Lage direkt
an die Mischgebiete anschlief3t, die Ansiedlung von Schank- und Speisewirtschaften,
in Form von Restaurants oder Cafés grundsatzlich zu ermdglichen. Diese kdnnen zu
einer Belebung des Quartiers fihren und kénnen von den Bewohnern und Arbeiten-
den im Quartier sowie aus der Umgebung gleichermaf3en genutzt werden. Auch wenn
sie in anderen Baugebieten ausdriicklich genannt werden, fallen bezogen auf die Ge-
bietskategorie ,Gewerbegebiete” Schank- und Speisewirtschaften unter den Begriff
der ,Gewerbebetriebe®. Die Vertraglichkeit zu der umliegenden Wohnnutzung in den
Mischgebieten — insbesondere in Bezug auf eine mogliche AulRenbewirtung — ist im
Einzelfall imm Rahmen der Baugenehmigung nachzuweisen.

In den Gewerbegebieten GE 1I-1 und GE IlI-1 werden Gartenbaubetriebe, Lagerh&u-
ser, Lagerplatze, und offentliche Betriebe (beispielsweise Betriebe flir Gemeindebe-
darfs-, Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsaufgaben) und Tankstellen ausge-
schlossen, da sich diese Nutzungen aufgrund ihrer Auspragung nicht mit dem An-
spruch vertragen, im zentralen Bereich des Guterbahnhofs hochwertige Gewerbenut-
zungen anzusiedeln, die mit den benachbarten Mischgebieten korrespondieren und
durch ihre Besucher und Nutzer zu einer Belebung des Quartiers fuihren. Dariiber
hinaus kdnnen Lagerh&user, Lagerplatze, Tankstellen und offentliche Betriebe nach-
teilig auf die Umgebung wirken und das Ortsbild beeintrachtigen. Durch die glnstige
Lage direkt angrenzend an die Mischgebiete bzw. am Quartierseingang am Schnitt-
punkt der Neunlindenstral3e mit der Planstral3e D (Paul-Ehrlich-Stral3e) ergeben sich
fir diese Baugebiete besondere Anspriiche an eine ansprechende Gestaltung und
hochwertige Nutzung.

Weiterhin sind Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter als nicht zuldssig festgesetzt. Dies begriindet sich
aus der schallschutztechnischen Untersuchung, die im Zuge der Erstellung der vor-
liegenden 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, erarbeitet wurde. Demnach sind aufgrund der hohen Verkehrslarmeinwirkun-
gen durch den Schienenverkehr insbesondere in der Nacht Wohnungen Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie flr Betriebsinhaber und Betriebsleiter in den Ge-
werbegebieten GE II-1 und GE llI-1 auszuschliel3en.
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Im GE II-1 befindet sich die bestehende und genutzte denkmalgeschitzte BWW-
Halle. Genehmigte und ggf. nicht den kinftigen Festsetzungen entsprechende Nut-
zungen geniefl3en auch nach Satzungsbeschluss Bestandsschutz (z.B. ggf. geneh-
migte bestehende Lagerplatze).

In den Gewerbegebieten GE II-1 und GE IlI-1 werden des Weiteren Vergnlgungsstat-
ten, Bordelle und bordellartige Einrichtungen sowie alle sonstigen Einzelhandelsbe-
triebe, die nicht unter die genannten allgemein oder ausnahmsweise zuléassigen Ein-
zelhandelsnutzungen fallen, ausgeschlossen. Zu den Griinden wird auf das Kapitel
svergnigungsstatten sowie Bordelle und bordellartige Einrichtungen® (Kap. 3.1.3.2)
und das Kapitel ,Einzelhandelsnutzungen® (Kap. 3.1.3.1) verwiesen.

3.1.3 Sonstige Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung

3.1.3.1 Einzelhandelsnutzung
Vorbemerkung

Die bestehenden Einzelhandelsfunktionen im Giuiterbahnhofareal und die Ermittlung
der vertraglichen Flachengrof3e der Betriebe wurden vom Biro Dr. Donato Acocella in
einem Einzelhandelsgutachten (Untersuchung zur Entwicklung des Guterbahnhofs
Nord in Freiburg — Empfehlungen zur Begriindung der einzelhandelsbezogenen Fest-
setzungsvorschlage, Juli 2017) dargelegt.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden im Folgenden dargelegt:

Aufgrund des erheblichen Wohnungsbedarfs in Freiburg wurde die Nutzungsmi-
schung auf dem Areal des Guterbahnhofs in Freiburg zugunsten eines erhdhten An-
teils an Mischgebieten gegenliber den Gewerbegebietsflachen mit der Konsequenz
eines héheren Wohnanteils und dementsprechend eines geringeren Arbeitsplatzpo-
tenzials in der Gesamtbilanz des gesamten Guterbahnhofareals angepasst. In Bezug
auf die einzelhandelsbezogene Ausgestaltung der zentralen Achse ,Eugen-Martin-
Stral3e” hat dies insofern Auswirkungen, da durch die héhere Einwohneranzahl auch
der mogliche Umfang an Einzelhandelsflachen zur Versorgung steigen kann. Neben
der stadtebaulichen Zielsetzung fir das vorliegende Plangebiet und den sich daraus
ergebenden Verkaufsflachenpotenzialen, die nicht zu einer Beeintrachtigung der Zen-
trenfunktionen benachbarter Stadtteilzentren flihren sollen, ist als weitere relevante
Vorgabe des Markte- und Zentrenkonzepts der Stadt Freiburg (3. Fortschreibung
2005/2008) die Begrenzung der zentrenrelevanten Randsortimente in Betrieben mit
nicht zentrenrelevanten Hauptsortimenten auf max. 10% der Verkaufsflache bzw.
max. 400 m2 Verkaufsflache zu beachten.

Der geltende Regionalplan weist keine Vorrangflache fur zentrenrelevanten groR3fla-
chigen Einzelhandel aus. In unmittelbarer Nachbarschaft im Nordosten des neuen
Stadtquartiers Guterbahnhof an der Ecke Waldkircher Stral3e/Karlsruher Straf3e liegt
ein bestandsgeschutztes SB-Warenhaus mit ca. 4.500 m? Verkaufsflache als Teil des
derzeitigen Stadtteilzentrums Brihl. Im Norden des gesamten Guterbahnhofareals
schliel3t sich das Stadtteilzentrum Zahringen an.
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Die Einzelhandelsnutzungen im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, sollen keine Zentrumsfunktion tberneh-
men, die Uber die Nahversorgung hinausgehen und die Funktionalitdt insbesondere
des Stadtteilzentrums Zahringen, aber auch des Stadtteilzentrums Herdern-Neuburg
sowie des derzeitigen Stadtteilzentrums Brihl stéren. Gleichzeitig soll aber mit dem
Einzelhandel die urbane Struktur unterstiitzt und die sich aus dem Gebiet ergebenden
Nachfragepotenziale bedient werden. Insofern sollen die mdglichen Einzelhandels-
nutzungen einerseits der Gebietsversorgung im Sinne einer Nahversorgung dienen,
und andererseits die sonstigen Nutzungsstrukturen im gewerblichen Bereich ergan-
zen. Demzufolge soll nur ein begrenzter Ausschnitt der in einem Mischgebiet sonst
mdglichen Einzelhandelsnutzungen zulassig sein. Eine allgemeine Zulassigkeit des
Einzelhandels in den Mischgebieten konnte dazu fiihren, dass eine tber die Nahver-
sorgung hinausgehende Zentrumsfunktion entsteht, die stadtebaulich nicht ge-
wilnscht ist. Zudem kénnten ggf. zusatzliche Verkehrsbelastungen generiert werden,
die den stadtebaulichen Zielvorstellungen entgegenstehen. Entsprechend dieser dif-
ferenzierten stadtebaulichen Zielsetzungen der Stadt Freiburg zur mdglichen Einzel-
handelsentwicklung in den Mischgebieten dokumentieren die Festsetzungen den Pla-
nungswillen der Stadt Freiburg.

Dementsprechend werden die Einzelhandelsfestsetzungen getroffen, um eine Scha-
digung der umliegenden Stadtteilzentren zu vermeiden und gleichzeitig deren weitere
Entwicklung zu starken.

Nachbarschaftsladen

In den Mischgebieten MI 10c und 11b ist festgesetzt, dass in den Erdgeschossen von
Gebauden Nachbarschaftsladen mit einer maximalen Verkaufsflache von jeweils 440
m? zulassig sind. In Freiburg haben die Nachbarschaftsladen entsprechend der Be-
standsaufnahme von 2014 durch das Biro Dr. Acocella eine Verkaufsflache zwischen
130 und 440 m2 Verkaufsflache. (Darunter wurden alle Betriebe gefasst, die Uber kein
spezialisiertes Lebensmittelsortiment aufweisen. Ein Asia-Shop mit tberwiegend
asiatischen Lebensmitteln wurde darunter nicht gefasst, tirkische und italienische
Lebensmittelgeschafte hingegen wurden hinzugerechnet, da sie oft die Obst- und
Gemiuse-Nahversorgung tbernommen haben.) In dieser Bandbreite kommen Betrie-
be mit Lebensmittelangeboten in allen GréRen vor. Der Nachbarschaftsladen ist in
Freiburg als Anlagentyp ein Einzelhandelsbetrieb mit einer Verkaufsflache von bis zu
440 m2 i.d.R. mit dem Angebotsschwerpunkt Lebensmittel (Nahrungs- und Genuss-
mittel) und i.d.R., aber nicht zwingend, erganzenden nahversorgungsrelevanten Sor-
timenten. Erganzend sind i.d.R. in diesen Betrieben folgende Sortimente vorhanden:
Drogeriewaren, Schreibwaren, Zeitungen/ Zeitschriften, Blumen. Als weiteres Merk-
mal ist heranzuziehen, dass diese Betriebe sich i.d.R. in Wohngebietslagen im Erd-
geschoss ohne bzw. mit wenigen direkt zugeordneten Stellplatzen befinden. Im Ge-
biet des 1. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.1, ist ein solcher
Nachbarschaftsladen (tirkische Lebensmittel) bereits vorhanden.

Nachbarschaftsladen dienen, anders als z.B. deutlich groRere Lebensmittel-
Discounter oder kleine Lebensmittel-Vollsortimenter mit bis zu 800 m2 Verkaufsflache,
der Gebietsversorgung mit Sortimenten der Nahversorgung, insbesondere mit Le-
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bensmitteln. Nachbarschaftsladen haben jeweils fir sich genommen schon definito-
risch aufgrund ihres Betriebstyps und der damit einhergehenden BetriebsgroRRe keine
Auswirkungen gegenuliber Standorten auf3erhalb des betreffenden Gebietes. Insofern
schlieRen diese Uberlegungen aus, dass deutlich groRere Lebensmittelbetriebe an-
gesiedelt werden sollen, da diese, insbesondere Discounter, deutlich Uber das Gebiet
hinauswirken.

Auch wenn Nachbarschaftsladen gemaf? der oben genannten Definition keine negati-
ven Auswirkungen auf benachbarte Zentren haben durften, wird nachfolgend darge-
legt, dass dieses auch tatséachlich in diesem Fall und bezogen auf dieses Gebiet nicht
eintreten wird. Dies betrifft insbesondere die Nahversorgungsfunktion der benachbar-
ten Zentren, insbesondere Herdern-Neuburg und Zahringen. Insofern wurde zunachst
das Verkaufsflachenpotenzial fir eine gebietsbezogene Versorgung ermittelt.

Das Gesamtgebiet Giterbahnhof soll Raum fir rund 3.300 Einwohner sowie rund
6.750 Arbeitsplatze / Beschaftigte schaffen. Insofern kann ein Teilgebiet innerhalb
des Plangebietes der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, so abgegrenzt werden, dass in diesem zielbezogene Ansiedlungen
mdglich sind.

Als OrientierungsgrofRe kann zur Bestimmung des Umfangs der nahversorgungsbe-
zogenen Gebietsversorgung die relevante Kaufkraft der Mantelbevdlkerung fir die zu-
lassigen Sortimente herangezogen werden. Dabei sollte im Bereich der Sortimente
fur die Nahversorgung maximal 80 % der Kaufkraft der Einwohner angesetzt werden,
da die Einwohner sich zum Teil auch an anderen Standorten versorgen (z.B. in Ver-
bindung mit dem Arbeitsplatz oder in den angrenzenden Zentren).

Bei den im Gebiet Beschéftigten ist ebenfalls davon auszugehen, dass nur Teile der
sortimentsbezogenen Kaufkraft - rund 20 % - im Gebiet verbleiben und der Grol3teil
auRRerhalb gebunden wird.

Fur die oben genannten Plangréf3en von rund 3.300 Einwohnern und rund 6.750 Ar-
beitsplatzen nach dem aktuellen Planungsstand ist auf dieser Grundlage von einem
Verkaufsflachenpotenzial fir die als zuldssig beschriebenen Sortimente / Ladentypen
(Nahrungs- und Genussmittel, Drogeriewaren, Schreibwaren, Zeitungen/ Zeitschrif-
ten, Blumen) von insgesamt rund 2.400 m? Verkaufsflache auszugehen. Dieses Ver-
kaufsflachenpotenzial, welches nur im Erdgeschoss umgesetzt werden soll, lasst sich
im ausgewahlten Gesamtbereich der 6stlichen Eugen-Martin-StrafRe bis zur Kreuzung
mit der PlanstralRe F (Ingeborg-Krummer-Schroth-Stral3e) ansiedeln, ohne negative
Auswirkungen auf die vorhandene Struktur umliegender Stadtteilzentren hervorzuru-
fen.

Dies bedeutet, dass ein Nachbarschaftsladen in keinem Fall eine relevante Bedeu-
tung fur die Stadtteilzentren Brihl, Zahringen und Herdern-Neuburg erreichen kann.
Der Umsatz eines Nachbarschaftsladens in der definierten Grof3e entspricht rechne-
risch dem Kaufkraftpotenzial von rund 770 Einwohnern.

Selbst wenn die gesamte verflighare Verkaufsflache in den beiden relevanten Misch-
gebieten MI 10c und 11b mit Nachbarschaftsladen belegt wirde, entsprache dies der
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Kaufkraft von rund 1.500 Einwohnern, also weniger als der Hélfte der geplanten Ein-
wohner im Stadtquartier.

Insofern kann abschliel3end festgestellt werden, dass die Zulassigkeit von Nachbar-
schaftsladen in den relevanten Mischgebieten keine negativen Auswirkungen auf die
Stadtteilzentren Brihl, Zahringen und Herdern-Neuburg erwarten lassen.

Ausnahmsweise Zulassigkeit von sonstigen Einzelhandelsbetrieben mit zen-
trenrelevanten Sortimenten

GemaR der stadtebaulichen Zielsetzung fur das Plangebiet der 1. Anderung des 2.
Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ist festgesetzt, dass in den
Mischgebieten Ml 10c und 11b zusatzlich zu den Nachbarschaftsladen ausnahms-
weise sonstige Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten zur Ge-
bietsversorgung zuldssig sind. Die benachbarten bestehenden Zentren Zahringen
und Herdern-Neuburg sind traditionell darauf ausgerichtet, die Versorgung Uber die
Nahversorgung hinaus fur den ndrdlichen Stadtbereich zu tbernehmen; dies soll
auch weiterhin so erfolgen kénnen. Damit diese stadtentwicklungsplanerische Ziel-
setzung nicht beeintrachtigt werden kann, sollen die méglichen sonstigen Einzelhan-
delsbetriebe mit zentrenrelevante Sortimente auf die Nachfrage im Plangebiet der 1.
Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ausge-
richtet sein.

Fir die sonstigen Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten (s. Sorti-
mentsliste der Stadt Freiburg) ist von deutlich geringeren Anséatzen der Kaufkraftbin-
dung als bei den Nachbarschaftsladen auszugehen, da diese Sortimente (z.B. Be-
kleidung oder Schuhe) vor allem dort gekauft werden, wo die Angebotsvielfalt grol3
ist. Die Gebietsversorgung in diesem Sortimentsbereich stellt sinngemaf eine woh-
nortnahe Versorgung dar, die nicht den Anspruch einer Vollversorgung erhebt, son-
dern eher den Grundbedarf decken kann.

Insofern ist davon auszugehen, dass im Bereich der sonstigen zentrenrelevanten Sor-
timente max. 10 — 15% der jeweiligen sortimentsbezogenen Kaufkraft der Einwohner
und max. 5% der Kaufkraft durch die Beschéftigten im Gebiet durch den Einzelhandel
gebunden werden kann. Anhand dieser Berechnungsgrundlage kann uberschlégig
ermittelt werden, wie groR ein Betrieb zu Gebietsversorgung sein kann. Umgekehrt
kann unterstellt werden, dass ab einer bestimmten Betriebsgrof3e dieser Betrieb nicht
mehr nur der Gebietsversorgung dienen kann, denn die vorhandene Verkaufsflache
erfordert fir einen betriebswirtschaftlich sinnvollen Betrieb ein Mindestmafld an Um-
satz, der wiederum eine bestimmte Kaufkraftbindung erfordert. Insofern ergibt sich die
BetriebsgroR3e fir einen Betrieb zur Gebietsversorgung unmittelbar aus dem verfug-
baren Kaufkraftpotenzial.

Daraus ergibt sich fur die sonstigen Einzelhandelsbetriebe zentrenrelevanten Sorti-
mente eine gebietsbezogene Gesamtverkaufsflache inkl. der mdglichen Randsorti-
mente in Betrieben mit nicht zentrenrelevanten Hauptsortimenten von rund 2.100 m?
Verkaufsflache bei einer einwohnerbezogenen Gesamtkaufkraft fir die hier relevan-
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ten Sortimente von knapp 5 Mio. € und der aus den Arbeitsplatzen verfigbaren Kauf-
kraft von Uberschlagig geschatzt 1 Mio. €.

In Freiburg insgesamt, aber auch bezogen auf die Einzelhandelsstrukturen in den
Stadtteilen ohne Innenstadt und Gewerbegebiete haben gut 50% der Betriebe 50 m?2
und weniger. In den Stadtteilzentren ist der Anteil etwas kleiner als 50% an sonstigen
integrierten Standorten deutlich tber 50%. Die durchschnittliche Betriebsgro3e in die-
ser Kategorie betrdgt gesamtstadtisch nur 31 m2 Verkaufsflache, bezogen auf die
Stadtteile ohne Innenstadt und Gewerbegebiete betragt die durchschnittliche Be-
triebsgrofRe dieser Kategorie rund 30 m2.

In den Stadtteilen ohne Innenstadt und Gewerbegebiete betragt die durchschnittliche
BetriebsgroRe 131 m2, werden allerdings nur die Betriebe bis 100 m2 Verkaufsflache
herangezogen (dann entfallen ein Grof3teil der Nachbarschaftsladen), die in diesen
Gebieten einen Anteil von gut 75% der Betriebe ausmachen, dann ergibt sich eine
durchschnittliche BetriebsgréfZe von rund 44 m2 Verkaufsflache.

Werden die anzurechnenden sortimentsbezogen und relevanten Kaufkraftpotenziale
aus dem Quartier auf Verkaufsflachen umgerechnet, so ergeben sich Verkaufsflachen
flr Betriebe der Gebietsversorgung von max. 50 m2 Verkaufsflache.

Werden die realen Verhaltnisse in der Stadt Freiburg und insbesondere in den Stadt-
teilen ohne Innenstadt und Gewerbegebiete sowie die aus den abschépfbaren Kauf-
kraftpotenzialen ermittelten max. Verkaufsflachen fir Betriebe zur Gebietsversorgung,
dann ergibt sich ein bezogen auf die sonstigen Sortimente sortimentsunabhangiger
Einzelhandelsbetrieb zur Gebietsversorgung mit einer max. Verkaufsflache von rund
50 m2. Diese Grundregel kann im Rahmen der Baugenehmigung als Erstbewertung
fur die Genehmigungsfahigkeit zu Grunde gelegt werden, die allerdings einen konkre-
ten Nachweis der Gebietsversorgung im Einzelfall nicht ersetzt.

Selbst wenn fir jedes Sortiment, bei 10 relevanten Sortimentsgruppen, zwei Laden
angesiedelt wirden, ware die potenzielle Kaufkraftbindung dieser Betriebe deutlich
niedriger als das verfiuigbare Kaufkraftpotenzial im Quartier, so dass ein relevanter
Wettbewerb gegenlber den benachbarten Stadtteilzentren auszuschlieBen ist:
100 m2 (2 x 50 m2) Bekleidung entspricht dem Kaufkraftpotenzial von rund 600 Ein-
wohnern, dieselbe Flache fiir Schuhe entspricht dem Kaufkraftpotenzial von 2.200
Einwohnern; bei Unterhaltungselektronik betragt der entsprechende Wert rund 800
Einwohner.

Bei einer in den beiden relevanten Mischgebieten Ml 10c und 11b Gesamtverkaufs-
flache von max. rund 1.400 mz2 ist in diesem stadtebaulich-funktionalen Umfeld eine
Ansiedlung sonstiger zentrenrelevanter Angebote zwar grundsatzlich moglich, aber
aufgrund betriebswirtschaftlicher Erfordernisse kaum zu erwarten. Ein zweiter Betrieb
mit demselben Sortiment in diesem Gebiet ist daher nicht zu erwarten und mehr als
zwei sind extrem unwahrscheinlich. Diese Einschatzung gilt fur alle sonstigen zen-
trenrelevanten Sortimente.

Zusétzlich kann die Vertraglichkeit in Bezug auf die benachbarten Zentren, insbeson-
dere Zahringen und Herdern-Neuburg dadurch sichergestellt werden, dass im Bau-
genehmigungsverfahren der Nachweis zur Vertraglichkeit erbracht werden muss.
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Zusammenfassung zentrenrelevante Sortimente insgesamt

Die relevanten Mischgebiete Ml 10c und 11b in diesem Plangebiet der 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, umfassen jeweils
rund 1.000 m2 Geschossflache, was einem Verkaufsflachenumfang von jeweils rund
750 m2 umfasst.

Da fir die Versorgung des Gebietes ein Verkaufsflachenpotenzial fir Nachbarschafts-
laden und fur Einzelhandelsbetriebe mit sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten
insgesamt rund 4.500 m2 umfasst (unter Beachtung der méglichen Betriebsgrof3en),
sind in diesen relevanten Baugebieten keine negativen Wirkungen auf die benachbar-
ten Zentren zu erwarten, zumal die Ansiedlungen dort keinen gréRenbezogenen An-
siedlungsbeschrankungen zusétzlich zu denen aus dem Planungsrecht unterliegen.

Nicht zentrenrelevante Sortimente

Ferner ist festgesetzt, dass (mit Ausnahme der Mischgebiete MI 10c und 11b) nicht
grof3flachige Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten allge-
mein zulassig sind.

Aus der Lage der Mischgebiete MI 10c und 11b an der zentralen Eugen-Martin-
Stral3e ergibt sich, dass mit den betriebs- und sortimentsbezogenen Zulassigkeiten in
diesen beiden Mischgebieten Ml 10c und 11b die Nahversorgung fiir das Plangebiet
der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, er-
folgen soll. Aufgrund der nur begrenzt verfiigbaren Flachen einerseits und der gerin-
gen Bedeutung von nicht zentrenrelevanten Sortimenten fir die Zentrenbildung sollen
diese beiden Baugebiete vor allem den Nachbarschaftsladen vorbehalten sein.

Bei einer moglichen Erdgeschossflache in den Mischgebieten - auf3er 10c und 11b —
von rund 19.700 m2 ergibt sich Uberschlagig eine max. Verkaufsflache von rund
13.800 m? fur nicht zentrenrelevante Sortimente. (Aufgrund von grof3eren Lagerfla-
chen wurde, anders als beim zentrenrelevanten Einzelhandel, ein Verhaltnis von Ge-
schossflache zu Verkaufsflache von 100:70 statt 100:75 angenommen.) Diese Sorti-
mentsgruppe hat definitionsgemal keine negativen Auswirkungen auf die stadtischen
Zentren, im schlechtesten Fall, alle Betriebe fihren das gleiche Sortiment, waren die
kumulierten Wirkungen der Einzelbetriebe raumordnerisch zu prifen. Allerdings kann
schon jetzt festgestellt werden, dass selbst ein leistungsstarkes Moébelhaus mit
13.800 m? Verkaufsflache, welches gar nicht zuldssig ist, in Freiburg keine negativen
raumordnerischen Wirkungen (Umverteilung von mehr als 20% gegen den Wettbe-
werb in Nachbarstadten) erwarten lasst, da ein relativ hoher (etwa 50% Uber dem
Durchschnitt) theoretischer Planumsatz von 34,5 Mio. € (50% Uber dem Durchschnitt)
gerade einmal 50% der sortimentsspezifischen Freiburger Kaufkraft theoretisch bin-
den konnte. Bei einem Baumarktsortiment in dieser Gré3enordnung wéren raumord-
nerische Wirkungen noch unwahrscheinlicher, da die verfligbare Kaufkraft doppelt so
hoch, wie bei Mébeln ist und die Flachenleistung i.d.R. deutlich niedriger anzusetzen
ist.
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Zentrenrelevante Randsortimente

Daneben ist festgesetzt, dass in den Mischgebieten zentrenrelevante Randsortimen-
ten auf bis zu 10% der Gesamtverkaufsflache in nicht gro3flachigen Einzelhandelsbe-
trieben mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten zulassig sind.

Aufgrund der betriebstypologischen Entwicklung sind kaum Betriebe mit nicht zen-
trenrelevanten Sortimenten ohne einen gewissen Umfang zentrenrelevanter Randsor-
timente denkbar. Diese sollten jedoch i.S.d. Freiburger Markte- und Zentrenkonzepts
nur auf max. 10 % der Verkaufsflache bzw. 400 m2 mdoglich sein. Daraus ergibt sich,
dass bei den im Mischgebiet moglichen Betriebsgrof3en unterhalb der Grenze zur
GroR¥flachigkeit somit lediglich auf héchstens 80 m2 Verkaufsflache zentrenrelevante
Sortimente je Betrieb angeboten werden kénnen.

Aufgrund der verfiigbaren Flache und des Ausschlusses von atypischen grof3flachi-
gen Betrieben ergibt sich eine max. Anzahl von 17 Betrieben mit insgesamt rund
1.360 m? Verkaufsflache fur zentrenrelevante Sortimente.

Da nicht von vornherein bestimmt werden kann, welche Betriebe mit welchen Rand-
sortimenten angesiedelt werden, ist lediglich pauschal festzustellen, dass ein Rand-
sortiment in einem einzelnen Betrieb von 80 m? in keinem Fall stadtebaulich negative
Auswirkungen auf die benachbarten Zentren wird. Da nicht davon auszugehen ist,
dass selbst die nicht zentrenrelevanten und nicht groRRflachigen Betriebe allein der
Versorgung der Quartiersbewohner bzw. der gewerblichen Betriebe dienen, durfte
aufgrund der Streuung der Kaufkraftzuflisse ohnehin der Einfluss der zentrenrelevan-
ten Randsortimente auf die stadtebaulich-funktionale Bedeutung der benachbarten
Zentren nur sehr gering sein. Dasselbe gilt im Ubrigen auch, wenn die max. mégliche
Flache der zuldssigen Randsortimente betrachtet wird, denn diese erreicht selbst zu-
sammen mit den mdglichen sonstigen zentrenrelevanten Sortimente in den Mischge-
bieten Ml 10c und 11b summarisch betrachtet, etwas mehr als das ermittelte Fla-
chenpotenzial fir eine Gebietsversorgung. Eine Gesamtbelegung der méglichen Bau-
flachen mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten in einem gemischten Quartier ist er-
fahrungsgemanr unrealistisch, da in solchen Gebieten Erdgeschosszonen typischer-
weise auch von Dienstleistungen verschiedenster Art besetzt werden. Daraus ergibt
sich, dass das Erreichen der max. moglichen Verkaufsfliche mit zentrenrelevanten
Randsortimenten ein unrealistisches Szenario darstellt. Die Ansiedlungsmdglichkeiten
in diesem Gebiet fihren nicht dazu, dass das stadtebauliche Ziel der Sicherung der
Entwicklungsfahigkeit der benachbarten zentralen Bereiche nicht eingehalten werden
kann.

Gewerbegebiete

Bezlglich der Gewerbegebiete ist festgesetzt, dass nicht grof3flachige Einzelhandels-
betriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten allgemein zuldssig sowie zentrenre-
levante Randsortimenten auf bis zu 10% der Gesamtverkaufsflache in nicht grof3fla-
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chigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten ausnahms-
weise zulassig sind.

In den Gewerbegebieten betragt aufgrund der Eckdaten zum Maf3 der baulichen Nut-
zung die potenzielle Geschossflache fur den nicht zentrenrelevanten Einzelhandel
rund 7.050 m2, woraus sich eine potenzielle Verkaufsflache von rund 4.900 mz2 ergibt.
Da auch in den Gewerbegebieten keine atypischen grol3flachigen Einzelhandelsbe-
triebe zulassig sind, kdnnen sich max. 6 Betriebe mit einem Randsortimentsumfang
mit zentrenrelevanten Sortimenten von insgesamt 480 m2 Verkaufsflache ansiedeln.

Auch fur die Gewerbegebiete gilt, dass das Randsortiment jedes einzelnen Betriebes
sicher keine stadtebaulich negativen Auswirkungen auf die benachbarten Zentren ha-
ben wird. Auch die Summe der max. mdglichen Randsortimente wird keine negativen
stadtebaulichen Auswirkungen haben, zumal die Streuweite der Kaufkraftzufliisse
zumindest das ndrdliche Stadtgebiet inkl. der ndrdlich angrenzenden Gemeinde um-
fassen wirde.

3.1.3.2 Vergnigungsstatten sowie Bordelle und bordellartige Einrichtungen

Innerhalb des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, sind unabhangig von der jeweiligen Art der baulichen Nut-
zung sowie den genannten sonstigen Nutzungsbeschrankungen einheitlich sdmtliche,
dem sogenannten ,Rotlicht-Milieu* zugeordnete Nutzungen sowie sonstige Vergnu-
gungsstatten wie Spielhallen etc. ausgeschlossen bzw. nicht zulassig. Von diesen
gehen negative stadtebauliche Auswirkungen, insbesondere Trading-Down-Effekte
aus. Es handelt sich bei diesem Effekt um eine Entwertung von Gebieten, die sich
nicht ausschlieRlich auf monetare Effekte beschrankt, sondern sich insbesondere in
der allgemeinen Wahrnehmung und Wertschatzung eines Quartiers oder Stadtteils
niederschlagt. Unterstutzt wird die Wirkung einer sinkenden Wahrnehmung und Wert-
schatzung eines Quartiers haufig durch eine spezifische Beeintrachtigung des Stadt-
und Stral3enbildes durch diese Statten, z. B. durch aus dem Rahmen fallende Wer-
beanlagen, geschlossene und nicht einsehbare Fassaden etc. Insgesamt entstehen
dadurch ein abweisender Charakter und eine Beeintrachtigung des subjektiven Si-
cherheitsgefiihls. Aufgrund dieser Auswirkungen von Vergnigungsstatten kann es zur
Abwanderung der Wohnbevélkerung im Umfeld, dem Ausbleiben von Kunden- und
Besucherstrémen in den benachbarten Betrieben oder der SchlieBung ansassiger Be-
triebe kommen, was zu einem weiteren Attraktivitatsverlust fuhrt. Vergnigungsstatten
sollen daher grundsatzlich nicht in direkter Ndhe zu Wohnnutzungen und hochwerti-
geren Gewerbenutzungen entstehen.

Im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-
Nr. 2-89.2a, selbst und in der Umgebung nach Norden, Osten und Stden befinden
sich Wohnnutzungen sowie hochwertige gewerbliche Nutzungen, welche einen be-
sonderen Schutzanspruch haben. Insbesondere in der Nahe zum Wohnen ist daher
der Ausschluss von Vergnigungsstatten sowie Bordellen und bordellartigen Einrich-
tungen begriindet. Ohne diese Festsetzungen ware die angestrebte Entwicklung zu
einem Gebiet mit einer hochwertigen gemischten Nutzung beeintrachtigt.

Im 2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, wurden Bordelle und
bordellartige Betriebe (dazu gehoren beispielsweise Eros-Center und vergleichbare
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Unterkiinfte fir bzw. von Prostituierten) aktiv als in den Mischgebieten unzuléssig
festgesetzt. Auf eine solche Festsetzung wurde in der vorliegenden 1. Anderung des
2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, aus den folgenden
Grunden verzichtet:

Fur Mischgebiete gilt nach 8 6 Abs. 1 BauNVO grundsatzlich, dass diese der Unter-
bringung von Gewerbebetrieben dienen, die das Wohnen nicht wesentlich stéren.
Hinsichtlich der Storanfalligkeit eines Mischgebietes kommt es dabei nicht auf die
konkrete Bebauung bzw. Nutzung der Nachbarschaft an. Entscheidend ist vielmehr,
ob ein Vorhaben der beabsichtigten Art generell geeignet ist, das Wohnen in einem
Mischgebiet so zu stdéren, dass nicht mehr von einer Gleichgewichtigkeit und wech-
selseitigen Vertraglichkeit zwischen Wohnen und Gewerbe gesprochen werden kann.
Insbesondere kommt die wesentliche Stérung des Wohnens durch beispielswiese
bordellartige Betriebe und die davon ausgehenden Auswirkungen zum Ausdruck. Es
besteht in der Rechtsprechung Ubereinstimmung darin, dass etwa ein bordellartiger
Betrieb in einem Mischgebiet generell unzuléssig ist, unabhangig davon ob er bau-
planungsrechtlich als Vergniigungsstétte oder sonstiger Gewerbebetrieb zu bezeich-
nen ist. Da also von Bordellen und bordellartigen Betrieben wesentliche Stérungen
des Wohnens ausgehen, sind diese in den Mischgebieten generell unzuldssig, wes-
wegen auf eine konkrete Auflistung als unzulassige Nutzung in den Festsetzungen zu
den Mischgebieten verzichtet werden kann.

Die Regelungen erfolgen abgestimmt mit dem Bordellkonzept der Stadt Freiburg (vgl.
Drucksache G-12/229). In diesem werden zur Sicherung einer geordneten stadtebau-
lichen Entwicklung diejenigen Standorte aufgelistet, an denen diese Nutzungen in-
nerhalb der Stadt zuldssig sind (vgl. Bordellkonzept der Stadt Freiburg; vornehmlich
im Industriegebiet Nord sowie im sidlichen Stadtgebiet). Dadurch werden stadtebau-
liche Missstande in vorhandenen und kinftigen Baugebieten vermieden und die Be-
wohnerschaft vor Stérungen geschitzt und zugleich die Schaffung von Platzen zur
Ansiedlung von Prostitution in ausreichender Zahl gesichert.

3.1.3.3 Werbeanlagen fir Fremdwerbung (8 1 Abs. 9 BauNVO)

Werbeanlagen kdnnen eine eigenstandige gewerbliche Nutzung in Form einer Haupt-
oder Nebenanlage darstellen. Die planerische Steuerung der Zulassigkeit der Werbe-
anlagen fur Fremdwerbung als Hauptanlage erfolgt tGber den Ausschluss von Werbe-
anlagen inkl. Werbetafeln, Citylightboards / Megalights (im Sinne der Satzung uber
Werbeanlagen der Stadt Freiburg i. Br. vom 21.03.2006) als eigenstandige gewerbli-
che Hauptnutzung fir Fremdwerbung nach 8§ 1 Abs. 9 BauNVO. Ein derartiger Aus-
schluss nach 8 1 Abs. 9 BauNVO wird von der Rechtsprechung in gewerblich geprag-
ten Gebieten ausnahmsweise unter besonderer Beriicksichtigung der grundsatzlichen
Zulassigkeit der Fremdwerbung und bei Vorliegen besonderer stadtebaulicher Grin-
de gebilligt. Gemarkungsweites stadtebauliches Ziel der Stadt Freiburg ist es, wichti-
ge Ortseinfahrten und Ortsdurchfahrten vor einer Uberformung mit Werbeanlagen in
dem Bereich, der an den offentlichen Stral3enraum angrenzt, zu schiitzen. Dadurch
sollen die wichtigsten Einfahrtsstral3en in die Stadt von Werbeanlagen fur Fremdwer-
bung freigehalten werden, wenn diese dort das Stadtbild empfindlich stéren. So soll
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eine Uberformung des StraRenbildes durch Massierung vieler Werbeanlagen vermie-
den werden.

Ausgeschlossen werden in der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, Werbeanlagen fur Fremdwerbung in den Mischgebieten. Dies
ist stadtebaulich durch das Planungsziel gerechtfertigt, hochwertige Mischnutzungs-
gebiete zu entwickeln. Werbeanlagen kdnnen aufgrund ihrer Ausmafle und der
Wechselbildtechnik das Stadtbild beeintrachtigen. Gerade Bereiche, die fir hochwer-
tige Strukturen und Nutzungen vorgesehen sind, sind besonders empfindlich. Diese
Beeintrachtigung soll durch den Ausschluss vermieden werden.

AulBerdem sind Werbeanlagen fur Fremdwerbung in den Gewerbeteilbaugebieten
ausgeschlossen, die denkmalgeschitzte Gebaude enthalten. Dies betrifft das Gewer-
begebiet GE I1I-1, in dem die BWW-Halle liegt. In der direkten Umgebung dieses
denkmalgeschutzten Geb&audes sollen keine fremden Werbeanlagen zugelassen
werden, um dessen Wirkung nicht zu beeintrachtigen bzw. zu schmalern.

Nicht in allen Bereichen sind damit Werbeanlagen fur Fremdwerbung ausgeschlos-
sen. Ziel ist es, neben den stadtebaulich abgestimmten Anlagen des Konzessions-
nehmers im StralRenbenutzungsvertrag grof¥flachige Werbeanlagen fir Fremdwer-
bung in denjenigen Bereichen zu bindeln, in denen sie aus Sicht der Stadtbildgestal-
tung vertraglich erscheinen. Dabei folgt die Stadt Freiburg dem Grundsatz, je weiter
die gewerbliche Pragung eines Gebietes reicht, desto weniger stérend wirken sich
Werbeanlagen aus. Daher sollen Werbeanlagen in Bereichen gewerblicher Nutzung
konzentriert werden. Als stadtebaulich vertraglicher Standort fir Anlagen der Fremd-
werbung verbleibt das Gewerbegebiet GE IlI-1, in welchem bereits im
2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, Werbeanlagen fur
Fremdwerbung zul&ssig waren.

Die Ausgestaltung der sonstigen Werbeanlagen — auch der Werbeanlagen fir Eigen-
werbung — wird Gber 6rtliche Bauvorschriften geregelt.

3.1.3.4 Larmkontingentierung der Gewerbegebiete
(81 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BauNVO)

Zur Sicherstellung eines angemessenen Schutzes der nachstgelegenen schutzbe-
durftigen Nutzungen innerhalb und in der Umgebung des Geltungsbereichs der 1.
Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, vor den
Gewerbelarmeinwirkungen der in den geplanten Gewerbegebieten zuldssigen Nut-
zungen erfolgt die Festsetzung von Gerauschkontingenten in den Gewerbegebieten
GE 1I-1 und GE IlI-1 gemaR DIN 45691 ,Gerauschkontingentierung” vom Dezember
2006. Damit werden die Gewerbegebiete in ihrer Art der baulichen Nutzung nach den
besonderen Eigenschaften der Betriebe und Anlagen gegliedert.

Zulassig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Gerausche die in der nachfol-
genden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder
tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) tberschreiten.
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Emissionskontingente Lgg, k in dB(A)/m?2
Lex in dB(A)/m2

Teilflache Tag (6-22 Uhr) Nacht (22-6 Uhr)
GE II-1 63 48
GE I11-1 65 50

Die zulassigen Gerauschemissionen der im Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-
gebiete werden durch die Festsetzung der Gerduschkontingentierung gemal
DIN 45691 so begrenzt, dass die Gewerbelarmeinwirkungen der innerhalb des Ge-
werbegebiets zulassigen Betriebe und Anlagen an den mafigeblichen Immissionsor-
ten keine Uberschreitungen der einschlagigen Immissionsrichtwerte der TA Larm ver-
ursachen. Nach der Festsetzung der Grundrissorientierung (vgl. Kap. 3.9.2) sind an
den, den Gewerbegebieten GE II-1 und GE llI-1 zugewandten Fassaden in den
Mischgebieten MI 10b, MI 12b und MI 12c keine 6ffenbaren Fenster von schutzbe-
darftigen Aufenthaltsraumen zuléssig. Die fur die Beurteilung der gemafd Kontingen-
tierung zulassigen Gewerbelarmeinwirkungen mafRgeblichen Immissionsorte befinden
sich somit erst in zweiter Reihe, an den Gewerbegebieten zugewandten Fassaden
der geplanten Bebauung in dem Mischgebiet Ml 12a bzw. 12a.1.

Demnach sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens fur ein Vorhaben, das
auf einem Betriebsgrundsttick innerhalb eines nach DIN 45691 kontingentierten Ge-
biets verwirklicht werden soll, zundchst unter ausschliefZlicher Bertcksichtigung der
geometrischen Ausbreitungsdampfung aus den fir das Betriebsgrundstiick festge-
setzten Emissionskontingenten, der Flache des Betriebsgrundstiicks und der Abstan-
de zu den maR3geblichen Immissionsorten die zulassigen Immissionsanteile des Be-
triebsgrundstiicks an den maRgeblichen Immissionsorten zu berechnen. Das Vorha-
ben erfillt die schalltechnische Festsetzung zur Gerduschkontingentierung im Be-
bauungsplan, wenn der nach TA L&rm unter Berucksichtigung der Schallausbrei-
tungsverhaltnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung berechnete Beurteilungspegel al-
ler vom Vorhaben ausgehenden Gerausche an allen maf3geblichen Immissionsorten
den jeweils zuldssigen Immissionsanteil (s.0.) des Betriebsgrundstiicks nicht Gber-
schreitet.

Mit der Festsetzung von Gerauschkontingenten wird im Bebauungsplan eindeutig und
nachvollziehbar geregelt, welche Gewerbeldarmeinwirkungen Vorhaben in den kontin-
gentierten Gebieten an den nachstgelegenen stérempfindlichen Nutzungen in der
Umgebung verursachen durfen. Durch welche baulichen oder organisatorischen
MaRnahmen die Einhaltung der zul&dssigen Immissionskontingente sichergestellt wird,
ist im Baugenehmigungsverfahren fir das konkrete Bauvorhaben nachzuweisen.

Malf3 der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das Malf3 der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der minimalen bzw. ma-
ximalen Gebaudehdhe, der Grundflachenzahl und der Geschossflachenzahl be-
stimmt. Die festgelegten unterschiedlichen Bestimmungsgréf3en sind aus dem Uber-
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arbeiteten stadtebaulichen Rahmenplan fir den Bereich der 1. Anderung des 2. Teil-
bebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, entwickelt. Im Zuge der Auf-
stellung des 1. und 2. Teilbebauungsplans wurde zunachst ein stadtebaulicher Rah-
menplan fir das gesamte Gelande erarbeitet. Dieses informelle Konzept wurde am
27.03.2012 durch einen Grundsatzbeschluss vom Gemeinderat der Stadt Freiburg
bestatigt. Damit diente es als von der Gemeinde beschlossenes Entwicklungskonzept
nach 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Somit war es als Grundlage fur den Bebauungsplan in
der Abwéagung zu beriicksichtigen. Auf der Grundlage dieses stadtebaulichen Rah-
menplans wurde der Anderungsbereich der vorliegenden 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, im stadtebaulichen Rahmenplan
entsprechend der stadtebaulichen Zielsetzung der Stadt Freiburg angepasst. Bereits
zum Aufstellungsbeschluss wurden verschiedene stadtebauliche Varianten vorgelegt,
um durch Erkenntnisse im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behordenbe-
teiligung, die Einbeziehung weiterer stadtebaulicher und sonstiger Belange sowie die
Ergebnisse der beauftragten Fachgutachten fir das weitere Vorgehen eine Festle-
gung eines stadtebaulichen Konzepts zu erzielen. Die nun vorliegenden abgestimm-
ten Anderungen des Nutzungskonzepts und stadtebaulichen Rahmenplans liegen
dieser Begriindung als Anlage bei. Somit ist beabsichtigt, dass diese — als Bestandteil
der Begrindung — vom Gemeinderat bestatigt werden, so dass sie als ein Entwick-
lungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu werten sind, das fur den Bebauungs-
plan in der Abwagung zu berticksichtigen ist.

Die stadtebaulichen Kennziffern im aktuellen Entwurf der 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, sollen der Uberarbeiteten Kon-
zeption und dem Wandel eines reinen Gewerbegebietes zu einem mischgenutzten
innerstadtischen Gebiet mit einer entsprechenden baulichen Dichte Rechnung tragen.

Hohe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO i.V.m. § 16 Abs. 6 BauNVO)

In den einzelnen Teilbaugebieten werden baufensterbezogen die Mindest- bzw. ma-
ximalen H6hen baulicher Anlagen in Metern Uber Normalhéhennull (m G NHN) fest-
gesetzt, um die stadtebaulichen und umweltvertraglichen Hohenentwicklungen der
Gebéaude zu gewahrleisten. Die getroffenen Hohen beziehen sich auf einen gemein-
samen unteren Hohenbezugspunkt, der im Bereich der offentlichen Verkehrsflachen
zwischen den Mischgebieten Ml 11b und 12a.1 verortet ist. Dieser mit 251,9 m ( NHN
angegebene Hohenbezugspunkt stellt den héchstgelegenen Punkt im Geltungsbe-
reich der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, dar und ist in der Planzeichnung gerundet mit 252,0 m & NHN ohne Normcha-
rakter eingetragen. Der tiefste H6henpunkt im Geltungsbereich liegt bei 250,4 m
NHN (vgl. Abbildung 3).
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Abb. 3 Hohenpunkte auf den geplanten Verkehrsflachen in Plangebiet in Metern tber
Normalhdhennull (m G NHN)

Die im Bebauungsplan festgesetzten Hohen sind 268,0 m U NHN sowie 274,5 m
NHN. Entsprechend gilt fir die Bereiche, in denen eine Hohe von 268,0 m U NHN
vorgegeben ist, dass bauliche Anlagen bezogen auf den genannten Hohenbezugs-
punkt insgesamt eine Hohe von 16 m aufweisen durfen. Fir Bereiche mit einer Ho-
henfestsetzung von 274,5 m 0 NHN sind dies entsprechend 22,5 m. Somit ist gewahr-
leistet, dass alle baulichen Anlagen bezogen auf die Hohe Gber NHN dieselbe Ober-
kante aufweisen. In den genannten 16 m baulicher Hohe kdnnen die im stadtebauli-
chen Rahmenplan konzipierten Geschossigkeiten von finf Geschossen unterge-
bracht werden. Bei einer baulichen H6he von 22,5 m ist i.d.R. von einer sechs (bis
max. sieben-) geschossigen Bebauung auszugehen. Eine héhere Bebauung als sie-
ben Geschosse kann somit nicht erfolgen.

Gegenuber dem rechtsverbindlichen 2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan
Nr. 2-89.2, werden die Festsetzungen zur Hohe baulicher Anlagen damit weitestge-
hend beibehalten bzw. entsprechend der geanderten Nutzungen fortgefihrt. Entlang
der grinen Achse an der Planstrale H (Eugen-Martin-Stral3e) wird fir die angren-
zenden Mischgebiete (MI 10c und 11b sowie teilweise auch Ml 12a.1) eine Mindest-
héhe der baulichen Anlagen vorgeschrieben. Hier soll eine Entwicklung der Bebau-
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ung entsprechend der stadtebaulichen Konzeption gesichert und die Achse ange-
messen akzentuiert werden. Die maximale Hohe ist begrenzt, um einer tbermafigen
Hohenentwicklung der Bebauung entgegenzusteuern.

Diese Mindest- bzw. Maximalhdhe der Geb&ude wurde ebenfalls in den Teilbaugebie-
ten entlang der Paul-Ehrlich-StraRe / PlanstraRe D (Ml 12b und 12c) sowie Ingeborg-
Krummer-Schroth-Strae (Ml 10b) festgesetzt, um in Kombination mit den Festset-
zungen zur Geschossflachenzahl und zur Bauweise die Abschirmung der dahinterlie-
genden Gebaude und Nutzungen durch hdhere Gebaude an der den Immissionen
zugewandten Seite zu ermoglichen.

Fur die Gbrigen Teilbaugebiete (MI 10a, 11a, 12a und teilweise MI 12a.1 sowie GE II-
1 und llI-1) ist die Ho6he der baulichen Anlagen maximal begrenzt. Die im Uberarbeite-
ten Rahmenplan dargelegten Geschossigkeiten kénnen mit dieser maximalen Hoéhe
realisiert werden. Zudem fiihren diese Festsetzungen die stadtebauliche Struktur der
Mischgebiete aus dem 2. Teilbebauungsplan Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2,
fort.

Fur Dachaufbauten fur Aufzugsuberfahrten und Technik (z.B. Beluftung oder Klimati-
sierung) sowie Energieerzeugungsanlagen (z.B. Solaranlagen) wird eine Uberschrei-
tung der maximalen Hohe der baulichen Anlage um ein begrenztes Mal3 von maximal
1,50 m zugelassen, wenn derartige Aufbauten mindestens 1,0 m (bei Aufzugstber-
fahrten) bzw. 2,5 m (bei sonstigen Technikaufbauten ausschlie3lich Solaranlagen)
Abstand von der Geb&audekante halten. Dieses Malf3 ist ausreichend zur Errichtung
der genannten Anlagen und dient der Minimierung von moglichen Beeintrachtigungen
des Stadthildes. Anlagen fir Bellftung und Klimatisierung sind dabei nach Méglich-
keit einzuhausen.

Grund- und Geschossflachenzahl (§ 19 Abs. 3 und 4 BauNVO)

Entsprechend anderen Bebauungsplénen in der Stadt Freiburg sind die Flachen von
Aufenthaltsraumen in Nichtvollgeschossen einschlie3lich der zu ihnen gehérenden
Treppenraume und ihrer Umfassungswande bei der Geschossflache mitzurechnen,
mit dem Ziel der Sicherung von weitestgehend einheitlichen Gebaudeproportionen.
Dies sichert zudem eine gemarkungsweite Vergleichbarkeit der Dichteziffern in Be-
bauungsplanen.

In der vorliegenden 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, wird als Grundflachenzahl (GRZ) fir die Mischgebiete MI 10a, 10b,
10c, 11a, 11b, 12a, 12a.1, 12b und 12c eine GRZ von 0,6 als maximal zulassiger An-
teil der Grundflache an der Grundsticksflache festgesetzt. Im Vergleich zum
2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, und der damaligen ge-
werblichen Nutzung werden die Werte in den betreffenden Gebieten um 0,1 gesenkt.
Dies flhrt zu einer geringeren Versiegelung bzw. Uberdeckung durch bauliche Anla-
gen und tragt zu einer hoheren Freiraumqualitéat bei. Die in 8 17 Abs. 1 BauNVO ver-
zeichnete Obergrenze der GRZ fir Mischgebiete von 0,6 wird somit in allen festge-
setzten Mischgebieten eingehalten.
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Beziiglich der Festsetzung zur Uberschreitung der GRZ gem. § 19 Abs. 4 BauNVO
wird auf Kap. 3.2.4 verwiesen. Durch die max. GRZ von 0,6 wird gewahrleistet, dass
insgesamt 40 % eines Baugrundstiicks von baulichen Anlagen freigehalten werden
und somit fur Begriinungen zur Verfligung stehen. Dies ist notwendig, um die quanti-
tativen und qualitativen Anpflanzungsfestsetzungen (vgl. Kap. 3.10.4) realisieren zu
kénnen. Fur die Uberschreitung der GRZ bis auf einen Wert von 0,8 durch bauliche
Anlagen unterhalb der Geldndeoberflaiche sowie Tiefgaragen einschliellich ihrer Zu-
fahrten gilt zudem, dass deren Decken zu begriinen sind (vgl. Kap. 3.10.6). Die Be-
grenzung der GRZ auf 0,6 fir alle baulichen Anlagen ist weiterhin erforderlich, um
den gemalR Freiraumkonzept ermittelten Freiraumbedarf im Gebiet zu decken. Fir
diesen sind 20 % der jeweiligen Grundstlucksflache zu begriinen und zu bepflanzen.
Zur Qualitatssicherung dieser zu begriinenden Flache sind Begrinungen und Be-
pflanzungen der ,Vorgartenzonen* zwischen den Baulinien bzw. Baugrenzen und den
Strallenbegrenzungslinien bzw. der tatsdchlichen Grenze zwischen der 6ffentlichen
Verkehrsflache und dem Baugrundstiick dabei nicht anzurechnen. Damit diese Anfor-
derungen auch tatsachlich realisiert werden kénnen, ist daher die Uberschreitung
gem. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO fir oberirdische bauliche Anlagen (insbesondere Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO) ausgeschlossen.

Fur die Mischgebiete MI 10a, 10b, 10c, 11a, 11b, 12a, 12a.1, 12b und 12c¢ sind wei-
terhin unterschiedliche Nutzungsdichten zur Geschossflachenzahl (GFZ) mit Werten
von 1,8 bis 2,5 vorgesehen. Als GFZ wird fur die Mischgebiete MI 11a und 11b eine
GFZ von 1,8 festgesetzt. Fir die Mischgebiete MI 10a, 10b, 10c, 12a, 12a.1 und 12c
wird eine GFZ von 2,0 und fir das Mischgebiet MI 12b eine GFZ von 2,5 festgesetzt.
Die in 8 17 Abs. 1 BauNVO verzeichnete Obergrenze der GFZ fiir Mischgebiete von
1,2 wird somit in allen festgesetzten Mischgebieten (berschritten. Zur Begriindung
der Uberschreitung wird auf Kap. 3.2.3 verwiesen. Die unterschiedlichen GFZ-Werte
sind zum einen auf die Umsetzung der baulichen Struktur des Rahmenplans zurtick-
zufiihren. Zudem nimmt die festgesetzte bauliche Dichte bezogen auf den Verlauf der
Bahntrasse mit Zunahme des Abstands zur Bahntrasse ab, orientiert sich dabei je-
doch ebenso an den baulichen Dichten der Umgebung. Die Abstufung vollzieht sich
somit vom Mischgebiet 11 (Ml 11a und 11b) im Siidosten, in der eine GFZ von 1,8
festgesetzt ist, in Richtung Nordwesten zur Bahntrasse hin. In den weiteren Mischge-
bieten ist mit Ausnahme des MI 12b (GFZ 2,5) durchgehend eine GFZ von 2,0 fest-
gesetzt.

In den Gewerbegebieten GE II-1 und GE IlI-1 wird eine GRZ von 0,7 festgesetzt.
Damit wird die Obergrenze der Grundflachenzahl fur Gewerbegebiete von 0,8
(8 17 Abs. 1 BauNVO) eingehalten bzw. unterschritten.

Im Gewerbegebiet GE II-1 wird weiterhin eine GFZ von 1,4 und im Gewerbegebiet
GE IlI-1 von 2,0 festgesetzt. Die vorgegebene Obergrenze der GFZ fur Gewerbege-
biete von 2,4 gem. 8 17 Abs. 1 BauNVO wird somit ebenfalls unterschritten.

Im Endausbau stehen aufgrund der getroffenen Festsetzungen ca. 108.290 m2 Brut-
togeschossflache fur Mischnutzung und ca. 54.397 m2 Bruttogeschossflache fiur ge-
werbliche Nutzung zur Verfigung.
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Die nach den GFZ-Festsetzungen innerhalb der einzelnen Teilbaugebiete erzielbaren
Bruttogeschossflachen (ohne Bertlicksichtigung ggf. einzuhaltender erforderlicher Ab-
standsflachen) sind in der folgenden Tabelle dargestellt:

Teilbaugebiet GrofRRe GFZ Geschossflache brutto
Ml 10a 7.393 m2 2,0 14.786 m?
MI 10b 3.957 m2 2,0 7.914 m2
MI 10c 1.529 m? 2,0 3.058 m2
Ml 11a 10.464 m2 1,8 18.835 m2
MI 11b 1.645 m? 1,8 2.961 m2
Ml 12a 17.977 mz 2,0 35.954 m2
Ml 12a.1 4173 m2 2,0 8.346 m2
MI 12b 3.835 m2 2,5 9.588 m2
Ml 12¢ 3.424 m2 2,0 6.848 m2
Zwischensumme Ml 54.397 m2 108.290 m2
GE II-1 12.107 m2 1,4 16.950 mz
GE llI-1 1.288 m? 2,0 2.576 m2
Zwischensumme GE 13.395 m2 19.526 m2
Gesamt 67.792 m2 127.816 m?

3.2.3 Uberschreitung der Obergrenzen des MaRes der baulichen Nutzung (§ 17 Abs.
2 BauNVvO)

Im Bebauungsplan sind fir die Teilbaugebiete der Mischgebiete unterschiedliche
Nutzungsdichten mit GFZ-Werten von 1,7 bis 2,5 vorgesehen. Das bedeutet, dass in
allen Teilbaugebieten die in § 17 Abs. 1 BauNVO vorgegebene Obergrenze der GFZ
fur Mischgebiete von 1,2 fir GFZ Uberschritten wird.

Gemal § 17 Abs. 2 BauNVO kénnen diese Obergrenzen Uberschritten werden, wenn
e stadtebauliche Griinde dies erfordern und

e die Uberschreitungen durch Umstande ausgeglichen sind oder durch MaR-
nahmen ausgeglichen werden, durch die sichergestellt ist, dass die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beein-
trachtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.
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Stadtebauliche Griinde

Die Uberschreitung der HochstmaRe der BauNVO ist aufgrund stadtebaulicher Griin-
de und der vorliegenden stadtebaulichen Ausnahmesituation zwingend erforderlich,
damit folgende Planungsziele erreicht werden kénnen:

Dem Bebauungsplan liegen ein Nutzungskonzept und ein stadtebaulicher Rahmen-
plan (vgl. Anlagen 1 und 2) zugrunde, die die Ausformung und Struktur der kiinftigen
Entwicklung auf dem Geltungsbereich der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans
Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, sowie auf dem gesamten Gelande des Glter-
bahnhofs Nord darstellen.

Im Zuge der Aufstellung des 1. und 2. Teilbebauungsplans wurde zunéchst ein stad-
tebaulicher Rahmenplan fir das gesamte Gelande erarbeitet. Dieses informelle Kon-
zept wurde am 27.03.2012 durch einen Grundsatzbeschluss vom Gemeinderat der
Stadt Freiburg bestatigt. Damit diente es als von der Gemeinde beschlossenes Ent-
wicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Somit war es als Grundlage flir den
Bebauungsplan in der Abwagung zu berticksichtigen.

Auf der Grundlage dieses stadtebaulichen Rahmenplans wurde der Anderungsbe-
reich der vorliegenden 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, im stadtebaulichen Rahmenplan entsprechend der stadtebaulichen
Zielsetzung der Stadt Freiburg angepasst. Bereits zum Aufstellungsbeschluss wurden
verschiedene stadtebauliche Varianten vorgelegt, um durch Erkenntnisse im Rahmen
der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung, die Einbeziehung weiterer
stadtebaulicher und sonstiger belange sowie die Ergebnisse der beauftragten Fach-
gutachten fir das weitere Vorgehen eine Festlegung eines stadtebaulichen Konzepts
zu erzielen. Die nun vorliegenden abgestimmten Anderungen des Nutzungskonzepts
und stadtebaulichen Rahmenplans liegen dieser Begrindung als Anlage bei. Somit ist
beabsichtigt, dass diese — als Bestandteil der Begriindung — vom Gemeinderat besta-
tigt werden, so dass sie als ein Entwicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
zu werten sind, das fur den Bebauungsplan in der Abwégung zu bertcksichtigen ist.

Die Entwicklung des Areals auf dem ehemaligen Giterbahnhof Nord stellt eine grofRe
stadtebauliche Chance fir Freiburg dar: Bei dem Standort handelt es sich um einen
ehemaligen Giuterbahnhof, der friiher gewerblich und industriell genutzt sowie von
Arbeitern bevdlkert wurde und fir die Bewohner Freiburgs nur eingeschrankt zugang-
lich bzw. nutzbar war. Von seiner Vergangenheit zeugen noch einige teilweise denk-
malgeschutzte historische Bauwerke, die erhalten bleiben sollen. Auch die Stral3en-
fuhrung bleibt bestehen, wodurch der Charakter des Guterbahnhofes weiterhin sicht-
bar bleibt (Stichwort: genius loci). Zurzeit wird das Gelande fir die Allgemeinheit zu-
ganglich und nutzbar gemacht. In bereits entwickelten Teilbereichen des Areals ha-
ben sich erste Bewohner und Beschaftigte in diesem Gebiet mit besonderem Charak-
ter angesiedelt. Auch fur den Bereich der vorliegenden 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ist diese Entwicklung vorgese-
hen. Entsprechend der Baukultur und dem Stadtebau zum Zeitpunkt der Entstehung
des Guterbahnhofs wurde im Rahmenplan fir die Neubebauung des Giterbahnhofs
Nord eine Struktur gewahlt, die dem Leitbild der ,Europaischen Stadt" entspricht und
an die im 19. Jahrhundert - der Entstehung des Guterbahnhofgelandes, tblichen
Baustrukturen angelehnt ist: Sie beinhaltet neben der Mischnutzung aus Wohnen und
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Arbeiten eine - zum Teil aufgebrochene - Blockrandbebauung mit angemessenen
Gebaudehéhen von durchschnittlich finf Geschossen. Mit ihren Raumkanten ermdg-
licht diese Bauweise die Entstehung von urbanen, stadtischen gefassten Straf3en-
raumen. Diese besondere Situation erfordert die Festsetzung hoher baulicher Dichten
im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-
Nr. 2-89.2a.

Die der ,Europdischen Stadt” entsprechende Mischnutzung ist nun auch fir den west-
lichen Bereich des Gesamtareals des Guterbahnhofs Nord vorgesehen: Hier soll zu-
kunftig Wohnen und Arbeiten in einem gemischtgenutzten Quartier in einer Stadt der
kurzen Wege ermdglicht werden. Damit sollen auf nachhaltige Weise Zeit und Wege
eingespart werden.

Diese Art der Mischnutzung entspricht auch dem aktuellen bundesweiten Trend, nach
dem die Menschen wieder vermehrt Wohnungen im Stadtkern nachfragen, um zum
einen in einem ,lebendigen“ Umfeld zu wohnen und zum anderen die zurlickzulegen-
den personlichen Wege zu reduzieren. Inshesondere auch in Freiburg ist die Nach-
frage nach innenstadtnahen Wohnungen hoch — sowohl bedingt durch den Trend ,zu-
rick in die Stadt* als auch durch eine allgemeine aktuelle und weiterhin prognostizier-
te Bevolkerungszunahme in der Stadt. In der aktuellen Bevolkerungsprognose gehen
die Statistiker der Stadt in einer mittleren Varianten davon aus, dass bis zum Jahr
2030 rund 245.000 Personen in Freiburg leben. Bezogen auf die Einwohnerzahl zum
Stand der Erhebung bedeutet dies ein Anstieg um rund 12,3 % (Einwohner Stand
01.01.2014: 218.244). Im Vergleich dazu lag das prognostizierte Bevolkerungswachs-
tum zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des 2. Teilbebauungsplans Guterbahn-
hof Nord, Plan Nr. 2-89.2, noch bei rund 7,6 %. Freiburg gehort damit zu den am
starksten wachsenden Stadten in Deutschland. Fiur diese neuen Einwohner missen
in Freiburg in den kommenden Jahren Wohnungen zur Verfligung gestellt werden, so
dass es nicht zu Wohnraumverknappung und steigenden Mietpreisen kommt (Quelle:
Amt fur Burgerservice und Informationsverarbeitung der Stadt Freiburg).

Das starkste Wachstum wird dabei bis 2020 erwartet. In den folgenden Jahren ver-
langsamt sich dieses Wachstum, bevor es Ende der 2020er Jahre wieder leicht zu-
nimmt. Um auch diesen steigenden Bedarf nach Wohnungen nachzukommen, ist es
stadtebaulich erforderlich, auch die vorliegenden Flachen zeitnhah zu Bauland zu ent-
wickeln. Somit kann ein wichtiger Beitrag dazu geleistet werden, den oben beschrie-
benen angespannten Wohnungsmarkt in Freiburg zu entlasten und Wohnungen in ei-
nem nachgefragten urbanen und mischgenutzten Umfeld bereitzustellen. Mit der vor-
gesehenen baulichen Dichte ist es moglich, viele Wohnungen im Quartier anzubieten,
so dass die Befriedigung dieses dringenden Wohnraumbedarfs ermdglicht werden
kann.

Auf dem Gelande des Giiterbahnhofs Nord wird eine grol3e Flache wiedergenutzt, die
bereits genutzt und versiegelt war. Durch die Konversion eines bereits in Nutzung be-
findlichen Geldandes im Innenbereich werden groRBere Bereiche fur Mischnutzung
ausgewiesen und damit auf3erhalb der Stadt liegende Bereiche, die noch nicht in An-
spruch genommen wurden bzw. nicht versiegelt sind, geschitzt und Bodenversiege-
lungen begrenzt. Damit wird den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB Rechnung getra-
gen, wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll
und zur Verringerung von zusétzlicher Inanspruchnahme von Flachen fir bauliche
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Nutzungen insbesondere Flachen wiedergenutzt sowie Bodenversiegelungen auf das
notwendige Mal3 begrenzt werden sollen. Eine hohe bauliche Dichte im Quartier Gi-
terbahnhof Nord dient damit nicht nur der Schaffung von Wohnraum sowie eines ur-
banen Charakters fur das Quartier, sondern reduziert dartiber hinaus auch die Fl&-
chenneuinanspruchnahme im Auf3enbereich (Leitbild Jnnenentwicklung vor AulR3en-
entwicklung®). Damit wird dem Ziel entsprochen, die Wohnungsnachfrage in Freiburg
vorzugsweise auf einer bereits vormals genutzten Flache im Siedlungsgefiige zu be-
friedigen und nicht auf der ,Grinen Wiese" aul3erhalb der Stadt.

Die hohere bauliche Dichte, die fir den Giterbahnhof Nord vorgesehen ist, entspricht
nicht nur dem Leitbild der ,Europaischen Stadt‘, sondern ist auch in Bezug auf die
Stadtbildgestaltung bzw. das Ortsbild an dieser besonderen Stelle im Stadtkontext er-
forderlich.

Gemal der stadtebaulichen Zielvorstellung und Konzeption soll die kiinftige Bebau-
ung die schlissige Fortsetzung der baulichen Struktur der bisherigen Mischgebiete im
Bereich des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, bilden. In
diesen wurden bereits hohere Ausnutzungskennziffern zugrunde gelegt. Die bereits
realisierten und in Planung stehenden Bauvorhaben nutzen diese Kennziffern zur
baulichen Dichte aus. Damit fur die kiinftigen Bauvorhaben im Geltungsbereich der 1.
Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ein, be-
zogen auf das gesamte Areal, einheitliches und homogenes Stadtbild geschaffen
werden kann und kein stadtebaulicher Bruch erzeugt wird, sind die Uberschreitungen
der GFZ als schlissige Fortsetzung zu den Kennziffern des 1. und 2. Teilbebauungs-
plans festgesetzt. Dies entspricht auch den Zielvorstellungen, die im Rahmenplan
durch eine adaquate Gebdudehdhe und gleichbleibende stadtebauliche Dichte um-
gesetzt wurden.

Die bauliche Dichte (sowie auch bestimmte Art der Bauweise) wurde auch in Bezug
auf Larmimmissionen bestimmt. Fur die Mischgebiete entlang der Planstralle D /
Paul-Ehrlich Stral3e (Ml 12b und 12c) sowie das Mischgebiet MI 10b entlang der In-
geborg-Krummer-Schroth-Stral3e sind sowohl Baulinien und Bauweisen an den der
Bahntrasse zugewandten Seite festgesetzt, die einen durchgangig geschlossenen
Gebéauderiegel fordern. Durch die zusatzliche Festsetzung einer Mindesthohe fiir bau-
liche Anlagen wird somit gewahrleistet, dass kinftig Baukorper entstehen, die durch
ihre Kubatur eine notwendige Abschirmung der LArmemissionen von der dahinterlie-
genden Bahntrasse ermdglichen. Fir solche angedachten kompakten Gebauderiegel
ist jeweils eine erhdhte bauliche Dichte erforderlich.

Bezogen auf den Verlauf der Bahntrasse nimmt die festgesetzte bauliche Dichte mit
Zunahme des Abstands zur Bahntrasse ab, orientiert sich dabei jedoch ebenso an
den baulichen Dichten der Umgebung. Die Abstufung vollzieht sich somit vom Misch-
gebiet 11 (Ml 11a und 11b) im Sidosten, in der eine GFZ von 1,8 festgesetzt ist, in
Richtung Nordwesten zur Bahntrasse hin. In den weiteren Mischgebieten ist mit Aus-
nahme des Ml 12b (GFZ 2,5) durchgehend eine GFZ von 2,0 festgesetzt. Diese Ab-
stufung einer hoheren baulichen Dichte ist daneben auch durch die Anpassung an die
Umgebung stadtebaulich erforderlich: Die Dichte im Geltungsbereich der 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, adaptiert die Dichte
der vorhandenen Bebauung in der Nachbarschaft wie beispielsweise in der Komtur-
stral3e mit der dort vorherrschenden dichten Bebauung sowie auch der rechtsverbind-
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lichen baulichen Dichte der tbrigen Teilgebiete im Quartier (1. und 2. Teilbebauungs-
plan). Die Bebauungsstruktur in der Umgebung wird damit aufgegriffen. Aus den ge-
nannten Grinden, die eine besondere Ausnahmesituation des Ortes darstellen, ist die
Festsetzung einer erhdhten GFZ erforderlich.

Im Bereich der Ost-West-Verbindung (Grunachse) sind eine starkere Betonung der
Randbebauung und damit ebenfalls eine hohere GFZ erforderlich. Die Planstral3e H
(Eugen-Martin-Straf3e) weist mit einer Gesamtbreite von 30 m einen deutlich breiteren
Querschnitt auf als die tibrigen StraRen im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a. Dies ist darauf zurtickzuftihren,
dass mit der breiten o6ffentlichen Grunflache in der Mitte ein Alleinstellungsmerkmal
fur das gesamte Areal geschaffen und sowohl der Aufenthaltsqualitat im vorliegenden
Plangebiet (Bereitstellung 6ffentlicher Grinflachen) sowie der Regenwasserversicke-
rung Rechnung getragen werden soll. Daraus ergibt sich fur die Einfassung der Plan-
stralBe H (Eugen-Martin-Stral3e) das stadtebauliche Erfordernis dieser Ausnahmesi-
tuation, den StraRenzug durch eine entsprechend hdhere Bebauung zu fassen, um
die Raumwirkung zu erhalten und mafR3stabliche StralRenraumproportionen zu errei-
chen. Eine niedrigere GFZ kdnnte bewirken, dass der Stralienraum flieht. Daher wird
die GFZ in den Mischgebieten MI 10c und 11b tber das in § 17 BauNVO vorgegebe-
ne Mafl3 erhoht auf 1,8 bzw. 2,0 festgesetzt.

Der Uberbauungsgrad in den Mischgebieten entspricht dem einer hochverdichteten
innerstadtischen Bebauung. Eine den Obergrenzen des § 17 BauNVO entsprechende
GFZ von 1,2 fir ein Ml lasst lediglich eine weniger verdichtete Bebauung zu, die dem
Standort stadtebaulich nicht gerecht wiirde. Die innenstadtnahe und gut erschlossene
Lage gebietet eine dichtere Bebauung: Die Dichte schafft eine urbane Eigenart des
Quartiers, was der Starkung des Gewerbeangebotes und der Wohnfunktion im inner-
stadtischen Bereich sowie der Attraktivitatssteigerung dient. Eine intensive bauliche
Nutzung in dieser Lage ist stadtgestalterisch notwendig, um eine kompakte Sied-
lungsentwicklung zu unterstiitzen, die sich durch kurze Wege und einen geringen
Flachenverbrauch auszeichnet. Diese hdhere Quartiersdichte in unmittelbarer Nahe
zu den Verkehrsachsen wie im vorliegenden Fall ist aus Grinden der Nachhaltigkeit
angemessen. Dies dient u. a. auch dazu, das motorisierte Verkehrsautkommen in der
Stadt und in der Nachbarschaft zu senken.

Wie bereits beschrieben kommt den westlichen Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c
durch ihre héhere bauliche Dichte in Bezug auf Larmimmissionen eine besondere
Bedeutung zu. Durch Festsetzungen zur Mindest- und Maximalhéhe baulicher Anla-
gen sowie zur Bauweise (durchgangig geschlossener Gebauderiegel bzw. geschlos-
sene Bauweise) sollen Gebauderiegel entstehen, die als Larmschutzbebauung
Schall- oder sonstige Emissionen von den dahinterliegenden Mischgebieten abhalten.

Insgesamt wird durch die hohere bauliche Dichte in den Randbereichen des Giiter-
bahnhofs Nord in Richtung der umgebenden Schallquellen gewahrleistet, die im Kern
des Gebietes liegenden Mischgebiete abzuschirmen.
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Keine Beeintrachtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse werden
durch die genannten Uberschreitungen der Obergrenzen nicht beeintrachtigt. Zur De-
finition der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse kann auf die
Begriffsbestimmung in 8§ 136 Abs. 3 BauGB zurlickgegriffen werden (BVerwG, Urt.
vom 12. 12. 1990 — 4 C 40.87). Wesentlich sind dabei insbesondere die Belichtung,
die Besonnung und Beliftung der Wohnungen und Arbeitsstétten, die Auswirkungen
einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Arbeitsstétten, die Nutzung von bebau-
ten und unbebauten Flachen nach Art, Maf3 und Zustand, sowie die Einwirkungen, die
von Grundstiicken, Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrsanlagen ausgehen, insbe-
sondere durch Larm, Verunreinigungen und Erschitterungen.

Zum Nachweis des Einhaltens der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhaltnisse wurde eine Reihe von Fachgutachten fir den Bebauungsplan angefer-
tigt. Zusatzlich zu den folgenden Ausfuhrungen wird auf diese verwiesen.

Die Abstande zwischen den Gebauden im Rahmenplan sind so gestaltet, dass eine
ausreichende Belichtung, Besonnung und Beliftung gewahrleistet ist. Die nach der
Landesbauordnung Baden-Wirttemberg vorgeschriebenen Abstandsflachen sind
einzuhalten, was durch die im stadtebaulichen Rahmenplan vorgeschlagene beispiel-
hafte Bebauung gewahrleistet ist.

Weiterhin kdnnen zur Beurteilung einer ausreichenden Belichtung und Besonnung fir
Wohnungen die Werte der DIN 5034-1 (2011-07) ,Tageslicht in Innenraumen, Teil 1:
Allgemeine Anforderungen* herangezogen werden. Diese hat Empfehlungscharakter,
die Anforderungen Uber die Vorgaben der Landesbauordnung hinaus unverbindlich
beschreibt und als Planungshilfe zu verstehen ist. In Kap. 4.4 wertet die DIN 5034-1
eine Wohnung als ausreichend besonnt, wenn in mindestens einem Aufenthaltsraum
einer Wohnung am Stichtag 17. Januar eine Besonnungsdauer von 1 Stunde mdglich
ist. Zum Zeitpunkt des Weiteren Stichtags 21. Méarz soll eine Mindestbesonnungs-
dauer von 4 Stunden flur einen Aufenthaltsraum pro Wohnung nachweisbar sein. Die
Empfehlungen sind als Mindestmal} fir eine gute bzw. ausreichende Wohnqualitat
einzustufen. Zahlreiche Studien in Innenstadtlagen belegen, dass die Einhaltung des
Richtwerts fur den 21. Marz haufig nicht mdglich ist. Das OVG Berlin vertritt daher mit
Beschluss vom 27.10.2004 (Aktenzeichen 2 S 43.04) die Auffassung, dass in baulich
verdichteter Innenstadtlage zur Tag- und Nachtgleiche auch eine direkte Besonnung
von 2 Stunden ausreichend sei. Da flr das vorliegende Plangebiet auch eine verdich-
tete urbane Bebauung angestrebt wird, kann auch dieses Mal3 als statthaft bewertet
werden.

Fur das Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, wurde auf Grundlage dieser DIN-Norm und des stadtebaulichen
Rahmenplans eine Verschattungsstudie angefertigt (Okoplana, April 2017), in der die
Verschattungs- bzw. Besonnungsverhéltnisse aufgezeigt werden. Ergebnis der Studie
ist, dass die in der DIN 5034-1 aufgefiihrten Orientierungswerte fur die Besonnung im
vorliegenden Plangebiet bei dem Grofteil der Gebaude eingehalten werden. D.h. in
den meisten Gebauden werden in den jeweiligen Geschossen in mindestens einem
Aufenthaltsraum einer Wohnung am 21. M&rz mindestens vier Stunden Besonnungs-
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dauer sowie am 17. Januar mindestens eine Stunde erreicht. Diese Bereiche sind
somit hinsichtlich der Besonnung uneingeschrankt flr eine Wohnnutzung geeignet. In
einigen Gebaudeteilen jedoch werden in den unteren Geschossen an den West- bzw.
teilweise an den Ost- und Sidfassaden die fur die Stichtage geltenden Werte fur die
Mindestbesonnungszeit nicht eingehalten. Diese Bereiche sind nur bedingt fir Wohn-
nutzungen geeignet. Allerdings lassen sich auch in diesen Geb&uden durch die Ge-
baude- bzw. geschickte Grundrissanordnung oder Nutzungsverteilung im Gebaude
ausreichend belichtete Wohnnutzungen entwickeln. Dies kann beispielsweise durch
eine entsprechende Grundrissgestaltung, Maisonette-Wohnungen oder die Konzent-
ration von Wohnnutzungen in den oberen Geschossen sowie einer vermehrten An-
ordnung der gewerblichen Nutzungen in den unteren Geschossebenen erfolgen. Soll-
ten ferner Wohnungen realisiert werden, die am 21. Méarz nur eine Besonnungsdauer
von max. 2 Stunden (OVG Berlin) ermdglichen, so muss zwar von einem reduzierten
Wohnwert ausgegangen werden, ungesunde Wohnverhdltnisse lassen sich hieraus
aber nicht ableiten.

Die belasteten Bereiche, an denen die Besonnungsmindestdauern fir die jeweiligen
Stichtage nicht eingehalten werden kénnen, konzentrieren sich auf einzelne Gebéau-
deteile sowie jeweils nur auf die Erdgeschosse und 1. Obergeschossen. Fir die
2. Obergeschossen und alle dariiber liegenden Geschossen werden die DIN-Werte
eingehalten. Als Reaktion auf die Ergebnisse der Verschattungsstudie ist in der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, eine
vertikale Gliederung zur Zulassigkeit von Wohnnutzungen erfolgt (vgl. Kap. 3.1.1).
Demnach wird in bestimmten Erdgeschossen die Wohnnutzung ausgeschlossen (je-
doch nicht in allen Bereichen, die in der Verschattungsstudie als belastete Bereiche
identifiziert wurden). Damit wird u.a. gewahrleistet, dass keine Wohnungen in Erdge-
schossen entstehen, die aufgrund der nicht ausreichenden Belichtung nicht fir eine
Wohnnutzung geeignet sind. Fur weitere Erdgeschosse und 1. Obergeschosse ist
zudem die Zuldssigkeit von Wohnnutzungen als ausnahmsweise zulassig festgesetzt,
mit der Bedingung, dass im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren der Nach-
weis zur Einhaltung gesunder Wohnverhéltnisse hinsichtlich einer ausreichenden Be-
lichtung und Besonnung vorgelegt wird (vgl. Kap. 3.1.1).

Bei der Anordnung der unterschiedlichen Nutzungen im Mischgebiet kénnen die aus-
reichende Besonnung von Wohnungen bericksichtigt werden und der DIN 5034-1
entsprechende Wohnnutzungen entstehen.

Die klimatischen Anforderungen, die flr eine ausreichende Beliftung der Wohn- und
Arbeitsstatten bestehen, werden im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebau-
ungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, ebenfalls erfillt. Fir die Be- und
Durchliftung sowie Abkihlung des Gebiets sorgen die in Ost-West- und Nord-Sud-
Richtung verlaufenden Stral3en mit umfangreichen Pflanzgeboten fur Baume, die 6f-
fentliche Grunflache und der Anteil an nicht zu versiegelnder privater Flache inkl. der
zu begriinenden Tiefgaragen. Die giltigen Immissionsgrenzwerte bezlglich der vor-
nehmlich aus dem Verkehr stammenden Luftschadstoffe werden eingehalten, so dass
hier ebenfalls nicht von einer Beeintrachtigung der gesunden Wohn- und Arbeitsver-
haltnissen ausgegangen werden kann.

Bezlglich der Schallsituation, die bei einer Larmbeldstigung ebenfalls eine Beein-
trachtigung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen bedeuten kann, hat das
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Schallgutachten aufgezeigt, dass mégliche Beeintrdchtigungen im Plangebiet der 1.
Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, durch
Verkehrs- oder Gewerbelarm tber verschiedene Mal3nahmen bewaltigt werden kon-
nen — bspw. durch Festsetzungen fur bestimmte Schalldammmalfie an Fenstern je
nach Belastungshéhe und Larmpegelbereiche sowie Grundrissorientierung und Ge-
werbelarmkontingente.

Beziglich moglicher Erschitterungen aus den angrenzenden Bahngleisen wurde
ebenfalls ein Gutachten angefertigt. Durch die héhere Dichte entsteht keine zuséatzli-
che Belastung fur das Gebiet. Bei Einhaltung der in den Hinweisen zum Bebauungs-
plan definierten Abstande (Wohnnutzungen sollten einen Mindestabstand von 100 m
zur Gleisachse des Durchgangsgleises 7 einhalten) und Empfehlungen zu baudyna-
mischen Untersuchungen sind die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht be-
eintrachtigt.

Weiterhin wurden durch die vormalige Nutzung Bodenverunreinigungen festgestellt.
Fur die Bereiche mit vorhandenen Kontaminationen wurden vom Gutachter Sanie-
rungsmafinahmen vorgeschlagen. Nach Durchfihrung dieser Sicherungs- bzw. Sa-
nierungsmaflnahmen besteht voraussichtlich keine Beeintrachtigung der gesunden
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse. Hohere Anforderungen durch das hoéhere Mal3 der
baulichen Nutzung entstehen nicht.

Als Grundlage fur Manahmen im Sinne der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnis-
se wurde zum Ausgleich der Uberschreitungen ein Freiraumkonzept zum Bebau-
ungsplan erarbeitet (Becker+Haindl, Februar 2018). In diesem Konzept wurde u.a.
der quantitative Bedarf an Freirdumen fir das Gebiet ermittelt. Die Ermittlung des
quantitativ erforderlichen Freiraums erfolgte fir den wohnungs- und gebietsbezoge-
nen Freiraumbedarf fir Bewohner sowie flr den arbeitsplatz- und gebietsbezogenen
Freiraumbedarf fir Arbeitsplatze — aufgeschlisselt nach den einzelnen Baufeldern
bzw. Baugebieten. Der Freiraumbedarf wurde anschlielRend dem geplanten privaten
Freiraumangebot (fir den wohnungs- und arbeitsplatzbezogenen Freiraumbedarf)
und offentlichen Freiraumangebot (fir den gebietsbezogenen Freiraumbedarf) ge-
genubergestellt.

Im Ergebnis stellt sich dar, dass in den Baugebieten ausreichend Flachenpotential
vorhanden ist, um den wohnungs- und arbeitsplatzbezogenen Freiraumbedarf auf
privaten Grundstiicken zu decken. Um die entsprechende Bereitstellung der Flachen
als Freiraum sicherzustellen, wurden fir die Misch- und Gewerbegebiete griinordneri-
sche Festsetzungen getroffen, in denen die Anteile der Grundstiicksflache vorgege-
ben wurden, die zu begriinen, zu bepflanzen und gartnerisch anzulegen sind. Mit
dem Bauantrag ist — wie in den Hinweisen zum Bebauungsplan aufgefuhrt — ein Frei-
flachengestaltungsplan vorzulegen. Die erforderlichen Inhalte dieses Plans ergeben
sich aus dem Freiraumkonzept. Dariiber hinaus wird im stadtebaulichen Vertrag (vgl.
Kap. 10) geregelt, dass mit dem Bauantrag ein Nachweis zur Deckung des festge-
setzten arbeitsplatzbezogenen Freiraums zu erbringen ist.

Auch fur den gebietsbezogenen Freiraum stehen o6ffentliche Flachen in ausreichen-
dem Mal3e zur Verfuigung. Hier sind sowohl der Platzbereich gegentiber der BWW-
Halle und die Grinflachen in der Achse H beriicksichtigt worden.
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Da fur den gebietsbezogenen Freiraumbedarf eine ful3laufige Erreichbarkeit von 5-
10 min als ausreichend erachtet wird, sind dartber hinaus auch 6ffentliche Freirdume
beriicksichtigt worden, die auBerhalb des Geltungsbereichs der 1. Anderung des 2.
Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, liegen, wie etwa die Platz-
flache an der Waldkircher Stral3e, der Zollhallenplatz, die weiteren Griinflachen und
der Spielplatz in der PlanstraRe H (Griine Achse in der Eugen-Martin-Straf3e). Diese
liegen allesamt in den Geltungsbereichen des 1. und 2. Teilbebauungsplans. Auch
der auBerhalb des Glterbahnhofsareals liegende Hauptfriedhof, der ebenfalls in 5-10
Minuten ful3laufig erreicht werden kann, wird durch die Aufwertung des Teichs mit
Ruhebereich (,Erlebbarmachung®) in das Freiraumdargebot mit einbezogen und kann
somit bertcksichtigt werden. Diese Aufwertung ist zudem Bestandteil des stadtebau-
lichen Vertrags (vgl. Kap. 10).

Daneben wurden auch qualitative Anforderungen fur die FreirGume definiert bzw. im
Freiraumkonzept Gestaltungsvorschlage unterbreitet. Als Hinweis zum Bebauungs-
plan ist festgehalten, dass mit dem Bauantrag ein Freiflachengestaltungsplan vorzu-
legen ist und sich die erforderlichen Inhalte des Freiflachengestaltungsplans u.a. aus
dem Freiraumkonzept ergeben. Damit soll eine qualitativ hochwertige Be- und Durch-
grinung im Gebiet gewahrleistet sein. Somit wurden im Freiraumkonzept Maf3nah-
men definiert, die die Uberschreitungen des MaRes der baulichen Nutzung ausglei-
chen.

Insgesamt ist gewahrleistet, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse sichergestellt werden.

Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt

Durch entsprechende Festsetzungen wird weiterhin sichergestellt, dass nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Im gesamten Gebiet Guterbahnhof
Nord wird durch die Konversion einer ehemaligen Bahnanlage mit bereits tberwie-
gend baulicher Nutzung durch die Planung eines neuen Quartiers mit Grin- und Aus-
gleichsflachen die Versiegelung insgesamt reduziert. Auch durch die vorliegende An-
derung der Art der baulichen Nutzung von Gewerbegebieten zu Mischgebieten erfolgt
eine weitere Reduzierung der GRZ (von 0,7 auf 0,6).

Die festgesetzten GRZ-Werte fir das Gesamtgebiet liegen damit sogar unter dem
tatsachlichen bzw. urspriinglichen Ausnutzungsgrad des Guterbahnhofareals. Dar-
uber hinaus wird durch die Entsiegelung und Aufbereitung der Flachen der Anteil an
Flachen mit Bodenfunktionen erhdht, offentliche Griinanlagen und Versickerungsfla-
chen mit belebter Oberbodenzone angelegt und belastetes Bodenmaterial auf Altlas-
tenflachen abgebaut.

Des Weiteren dienen die Festsetzungen fir die Misch- und Gewerbegebiete, in denen
die Anteile der Grundstucksflache vorgegeben wurden, die zu begriinen, zu bepflan-
zen und gartnerisch anzulegen sind, dem Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf
die Umwelt. Indem bspw. 20% der Grundstlicksflache in den Mischgebieten zu be-
grinen ist, wird sichergestellt, dass in diesem Bereich nicht nur Regenwasser versi-
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ckert wird, sondern auch Pflanzungen inkl. Baumpflanzungen angelegt werden,
wodurch eine 6kologisch héherwertige Flachennutzung stattfindet.

Auch die Festsetzung von Tiefgaragenbegriinung dient dazu, nachteilige Auswirkun-
gen auf die Umwelt zu vermeiden. Dass Tiefgaragen im MI mit einer vegetationsfahi-
gen Substratschicht von mind. 50 cm zu Uberdecken — im Falle von Baumpflanzun-
gen mind. 80 cm —, zu begriinen, zu pflegen und zu erhalten sind, dient aus 6kologi-
scher Sicht der Verbesserung des Kleinklimas im Gebiet durch den héheren Griinan-
teil sowie der Reinigung des anfallenden Niederschlagswassers.

Uberschreitung des festgesetzten MaRes der baulichen Nutzung - Grundfla-
chenzahl (§ 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO)

In den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c sowie im Gewerbegebiet GE II-1 darf die
zulassige Grundflachenzahl gem. § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflachen von
Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14
BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache, durch die das
Grundstuck lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 Uberschrit-
ten werden.

In den Gbrigen Mischgebieten MI 10a, 10c, 11a, 11b, 12a und 12a.1 sowie im Gewer-
begebiet GE IlI-1 darf die zulassige Grundflachenzahl lediglich durch die Grundfla-
chen von Tiefgaragen mit ihren Zufahrten und sonstigen Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 BauNVO unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Grundstick lediglich
unterbaut wird, geman § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO bis zu einer Grundflachenzahl von
0,8 uberschritten werden. Diese Uberschreitungsmdglichkeit trifft im Sinne des § 19
Abs. 4 S. 3 BauGB abweichende Bestimmungen zu Satz 2 dieser Vorschrift und be-
schrankt sich auf die genannten baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache.
Die Uberschreitung auf eine GRZ von 0,8 wird als ausreichend erachtet, um die zu-
lassigen Tiefgaragen einschlie3lich ihrer Zufahrten unterbringen zu kénnen.

Somit ist fur die genannten Mischgebiete und das Gewerbegebiet GE llI-1 eine Uber-
schreitung der jeweils zulassigen Grundflache durch die Grundflachen von (oberirdi-
schen) Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne
des 8§ 14 BauNVO ausgeschlossen.

Der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
liegen das Uberarbeitete Nutzungskonzept und der stadtebauliche Rahmenplan (vgl.
Anlagen 1 und 2) zugrunde, die die Ausformung und Struktur der kunftigen Entwick-
lung darstellen. Fur die Hauptbaukdrper in den Mischgebieten wurde auf dieser
Grundlage eine rechnerische Grundflachenzahl von 0,33 bis 0,4 ermittelt. FUr die fur
Baugrundstiicke erforderlichen (bauliche) Nebenanlagen (z.B. oberirdische Stellplat-
ze, Garagen, Millboxen, etc.) stehen somit weitere 20 % Grundflache des Baugrund-
sticks zur Verfligung, was als ausreichend erachtet wird.

Weiterhin wurde diese Regelung getroffen, um den stadtebaulichen Zielsetzungen
der Stadt Freiburg nach einer quantitativen und qualitativen Begrinung der Begru-
nungen und Bepflanzungen der Baugrundstiicke zu entsprechen. Demnach sind min-
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destens 20 % der jeweiligen Grundstiicksflache in den Misch- und Gewerbegebieten
Ausnahme im GE IlI-1, hier sind es 10 %) zu begriinen und zu bepflanzen. Begrinun-
gen und Bepflanzungen in den ,Vorgartenzonen“ zwischen den tberbaubaren Grund-
stucksflachen und StraRenbegrenzungslinien bzw. kinftigen bzw. vorhandenen
Grenzen zwischen Baugrundstick und offentlicher Verkehrsflache sind auf diesen
Anteil nicht anzurechnen (vgl. Kap. 3.10.3 und 3.10.4). Zur Sicherung dieser quantita-
tiven und qualitativen Anpflanzungen ist somit insgesamt ein hoherer Anteil an Frei-
flache als 10% bzw. 20% erforderlich.

Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Bauweise (§ 22 BauNVO)

Im GE II-1 ist die abweichende Bauweise ,a" festgesetzt, nach der Gebaude mit ei-
ner Lange von max. 120 m mdéglich sind. Diese Lange ergibt sich aus der bestehen-
den und denkmalgeschiitzten BWW-Halle im GE II-1. Bei der abweichenden Bauwei-
se ,a"“ sind die bauordnungs- bzw. bauplanungsrechtlich erforderlichen Abstandsfla-
chen auf dem eigenen Grundstiick nachzuweisen.

Uberwiegend wird in den Teilbaugebieten der Mischgebiete die abweichende Bau-
weise , b" festgesetzt. Fir die abweichende Bauweise ,b“ gilt, dass Gebaude mit ei-
ner Lange von max. 80 m moglich sind. Diese Lange ergibt sich durch die im Rah-
menplan in diesen Bereichen geplanten Gebaudestrukturen. Abweichend davon ist im
Mischgebiet Ml 12a entlang der Neunlindenstral3e auch eine Gebaudelénge von bis
zu 120 m mdoglich, um den bereits bestehenden Charakter des Stral3enverlaufs auf
der Sudseite aufzunehmen. Die bauordnungs- bzw. bauplanungsrechtlich erforderli-
chen Abstandsflachen sind auf dem eigenen Grundstiick nachzuweisen.

Fur die abweichende Bauweise ,c“ (Mischgebiete Ml 10c und 11b) gilt, dass ein
durchgéngig geschlossener Gebauderiegel mit Einhaltung des seitlichen Grenzab-
stands zu den auB3erhalb des Plangebiets liegenden Grundstiicken zu errichten ist.
.burchgangig“ im Sinne dieser Festsetzung meint, dass im jeweiligen Mischgebiet ei-
ne Gebaudezeile zu errichten ist, also nicht zwei voneinander getrennte Geb&audekor-
per. Gleiches gilt auch fur die abweichende Bauweise ,d“. Die stadtebauliche Inten-
tion ist es, in diesen Mischgebieten einen geschlossenen Baukoérper anzusiedeln, der
zum benachbarten 6stlichen Grundstiick (auRerhalb des Geltungsbereichs der 1. An-
derung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a) Abstands-
flachen gemalR der baden-wurttembergischen Landesbauordnung auf dem eigenen
Grundstick einhdlt. Bei Ausnutzung der Uberbaubaren Grundsticksflache sowie Ein-
haltung der notwendigen Abstandsflaichen soll ein Gebauderiegel von mindestens
50 m errichtet werden. Daher ist die abweichende Bauweise erforderlich, die die Er-
moglichung eines entsprechenden Gebaudekdrpers zuldsst.

Gleiches gilt auch fur die abweichende Bauweise ,d“ (MI 10b), mit dem Unterschied,
dass der Gebauderiegel hier mindestens eine Lange von 130 m aufweisen muss.
Somit ist ein durchgéngig geschlossener Baukdrper (in Kombination mit der Festset-
zung einer Baulinie, auf die gebaut werden muss) zu errichten. Dies ist in diesem Fall
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auch aus stadtebaulicher Sicht geboten, um eine hinreichende Abschirmung der
Larmemissionen der gegentberliegenden Bahntrasse zu gewahrleisten.

Die Festsetzung der abweichenden Bauweisen ermoglicht damit die Zulassigkeit ver-
schiedener Gebaudeldngen von mehr als 50 m, jedoch kein Heranbauen an die seitli-
che Grundstiicksgrenze (zu den auBRerhalb des Plangebiets liegenden Grundstiicken
wie es bspw. bei geschlossener Bauweise zwingend der Fall wére).

Die jeweiligen abweichenden Bauweisen ermdglichen die Umsetzung der stadtebau-
lichen Kubaturen des Uberarbeiteten Rahmenplans. Insbesondere auch die abwei-
chende Bauweise ,b“ generiert somit eine mdgliche Kleinteiligkeit im Plangebiet der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a. Diese
wurde ebenfalls in der planerischen Zielvorstellung des Uberarbeiteten Rahmenplans
zugrunde gelegt, so dass fir diesen ,inneren* Bereich des Quartiers insgesamt ein
stadtebaulich abwechslungsreiches und anspruchsvolles Bild erzeugt werden kann.

In den Teilbaugebieten MI 12b und 12c ist eine geschlossene Bauweise , g“ festge-
setzt. Die geschlossene Bauweise begriindet sich darin, dass fur diese Flachen (in
Kombination mit den Festsetzungen zur Geschossflachenzahl, Baulinien und Min-
desthdhe baulicher Anlagen) gemald dem Uberarbeiteten stadtebaulichen Rahmen-
plan ein hoher, dichter und geschlossener Gebauderiegel erméglicht werden soll,
welcher der Abschirmung der dahinterliegenden Gebaude und Nutzungen dienen soll.
Der zwingende Anbau an die seitlichen Grundstiicksgrenzen wird durch die tberbau-
baren Grundstiicksgrenzen aufgehoben.

Uberbaubare Grundstiicksflachen — Baugrenzen und Baulinien (§ 23 BauNVO)

Zur Begrenzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden Baugrenzen und
Baulinien festgesetzt. Der Abstand der Baugrenzen und Baulinien zur StralRenbe-
grenzungslinie variiert dabei: So soll im Kern des Anderungsbereichs des Guterbahn-
hofes in den Mischgebieten und Gewerbegebieten vorwiegend ein geringerer Ab-
stand zur Stral3e mit 3,50 m mdglich sein, um eine Fassung des Stra3enraums und
einen urbanen Charakter durch entsprechende Dichten zu erreichen. Lediglich an der
PlanstraRe H (Eugen-Martin-Stral3e) ist ein groRerer Abstand von 5,00 m festgesetzt,
was mit dem weitlaufigen Charakter durch den in der Mitte festgesetzten Griunstreifen
korrespondiert. Damit der Strafdenraum hier nicht unproportioniert wirkt, sind eine ho-
here maximal zulassige Gebaudehohe sowie die Einhaltung einer Mindesththe der
baulichen Anlagen festgesetzt.

An stadtebaulich bedeutsamen Stellen (in den Mischgebieten Ml 10b, 12b und 12c
zur Gewabhrleistung des Schallschutzes in Kombination mit den Regelungen zur Bau-
weise sowie Kreuzungsbereiche entlang der griinen Achse bzw. am Platz vor der
BWW-Halle) sind ebenfalls Baulinien festgesetzt. Hier sollen markante Eckbereiche
ausgebildet werden, welche die griine Achse akzentuieren bzw. die Schaffung eines
gefassten Platzbereichs erzeugen.

Die einzelnen Baufenster sind insgesamt grof3zigig bemessen und ermdglichen so
eine flexible Ausnutzung und Ausgestaltung. Somit ist sichergestellt, dass fur die Ein-
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zelplanungen ausreichend Gestaltungsspielraum vorhanden ist, aber gleichzeitig eine
stadtraumlich geordnete Raumstruktur entsprechend dem stadtebaulichen Rahmen-
plan entstehen kann.

Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Nebenanlagen und Einrichtungen gem. 8§ 14 Abs. 1 und 3 BauNVO sowie Stellplatze
und Garagen nach 8§ 12 BauNVO sind nur innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicks-
flache und innerhalb der hierfiir festgesetzten Flache zulassig. Dartber hinaus sind
zwischen den Stra3enbegrenzungslinien bzw. vorhandenen oder kinftigen Hinterkan-
ten der Gehwege und den jeweiligen Baufenstern keine Nebenanlagen, Stellplatze
und Garagen zuldssig. Hiervon ausgenommen sind Transformatorenstationen. Die
Anordnung und Ausformung der Garagen und privaten Stellplatze entspricht dem
stadtebaulichen Rahmenplan und dient der Entwicklung eines geordneten Stadtbil-
des.

Im Zusammenspiel mit der Uberbaubarkeit von Grundstiicken folgen diese Festset-
zungen der stadtebaulichen Zielsetzung, den ruhenden Verkehr gré3tenteils unterir-
disch anzuordnen, um bei den anvisierten Dichtewerten entsprechende raumliche
Gestaltungsqualitaten zu sichern. So wird gro3en Parkplatzflaichen am Straf3enrand
oder im Innenbereich der Grundstiicke entgegengewirkt, was sich positiv auf die Ge-
staltung des StralRenraums, aber auch der privaten Flachen im riickwartigen Bereich
der Grundstiicke auswirkt.

Verkehrsflachen (8§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: FuRgangerbereich

In der Planzeichnung des Bebauungsplans ist am westlichen Ende der Planstral3e H,
gegenuber der denkmalgeschitzten BWW-Halle eine Verkehrsflache mit der beson-
deren Zweckbestimmung Ful3gangerbereich festgesetzt. Diese bildet einen Platzbe-
reich, der dem Aufenthalt der Bewohner, Arbeitenden und Besucher des Gebietes
dienen soll.

Stadtebaulich wird mit dem Zurtickweichen der angrenzenden Bebauung dem denk-
malgeschitzten Gebaudeensemble der BWW-Halle Raum, gegeben, um im Stadtbild
entsprechend zur Geltung zu kommen.

Private StraRenverkehrsflache (Car-Sharing)

Die Forderung von Car-Sharing ist ein Ziel der Stadt Freiburg zur Starkung einer
stadtvertraglichen Mobilitat. Mit Car-Sharing kénnen Flachen (und ggf. Kosten) fir
Parkplatze eingespart bzw. anderen Nutzungen zugesprochen werden. Des Weiteren
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legen Car-Sharing-Nutzer — verglichen mit Pkw-Besitzern — mehr Wege mit umwelt-
freundlichen Verkehrsmitteln zurtick. Zur Foérderung von Car-Sharing wurde daher im
Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Freiburg (R+T, 2008) definiert, dass bspw. bei
groReren Wohnbauvorhaben Stellplatze fiur Car-Sharing ausgewiesen werden sollen.
Aus diesem Grunde wurden auf dem Areal des Guterbahnhofs Nord bereits Flachen
fur Car-Sharing ausgewiesen — insgesamt zehn Stellplatze. Zwei dieser Stellplatze
waren bereits Gegenstand der 1. Anderung des 1. Teilbebauungsplans Guterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.1a, die restlichen acht Stellplatze wurden im Geltungsbereich des
2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, verortet. Von diesen acht
Stellplatzen liegen insgesamt vier im Geltungsbereich der vorliegenden Anderung.
Aufgrund des nunmehr erhthten Wohnanteils (durch die Anderung von Gewerbege-
bieten zu Mischgebieten) ist es ein Ziel der Stadt Freiburg, die Anzahl von Car-
Sharing Stellplatzen entsprechend zu erhéhen. Daher werden im Geltungsbereich der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, insge-
samt sechs Stellplatze fur Car-Sharing als private StralRenverkehrsflache innerhalb
der offentlichen Verkehrsflachen ausgewiesen. Die Verortung orientiert sich dabei
zum einen an die bestehenden Festsetzungen der weiteren Bebauungsplane im G-
terbahnhofsareal sowie daran, dass diese Stellpléatze an verschiedenen Orten gebun-
delt werden, in deren Umgebung viele potentielle Nutzer vorhanden sind.

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Zur Sicherung der Verkehrssicherheit sind im Einmindungsbereich der Planstral3e D
(Paul-Ehrlich-StraRRe) in die Neunlindenstral3e Bereiche festgesetzt, die von Ein- und
Ausfahrten der angrenzenden Grundstiicke freizuhalten sind. Grundsétzlich muss bei
jeder kiunftigen Grundstiickszufahrt die Verkehrssicherheit gegeben und missen da-
mit vor allem die Sichtbeziehungen gewahrleistet sein.

Da fur den angrenzenden Bereich ein Ausbau der Neunlindenstral3e vorgesehen ist,
der u.a. Radwege vorsieht, wurden in der vorliegenden Bebauungsplanung Bereiche
definiert, in denen keine Ein- und Ausfahrten zu den angrenzenden Grundstticken zu-
lassig sind. So sollen zum einen die genannten Radwege moglichst stérungsfrei von
Kfz-Verkehren gehalten werden. Zum anderen wird der flieRende Verkehr in diesem
sensiblen Kreuzungsbereich nicht von ein- oder ausfahrenden Kfz beeintrachtigt. Die
getroffene Festsetzung ist somit erforderlich, um einen verkehrstechnisch optimierten
und sicheren Ablauf des Verkehrsgeschehens zu ermdéglichen, so dass der flieRende
Verkehr nicht durch Grundsttickszufahrten beeintrachtigt wird.

Versorgungsflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Zur Versorgung des Planungsgebiets mit Strom sind entsprechend den Einzeichnun-
gen in der Planzeichnung des Bebauungsplans vier Standorte zum Bau von Trans-
formatorenstationen freizuhalten. Die Anzahl und Verortung der Versorgungsanlagen
in der Planzeichnung wurde durch den Netzbetreiber bnNETZE GmbH vorgeschla-
gen.
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Fur die Stationen ist eine Flache von mindestens 6 m x 6 m zu sichern. Die Flache
soll an der offentlichen StralRenflache mit der Langsseite liegen. Die Lage der Trans-
formatorstationen ist innerhalb der Teilbaugebiete verschiebbar, sie sollen jedoch in
der N&he der Lastschwerpunkte angeordnet werden. Werden die Transformatorstati-
onen zwischen Baugrenze bzw. Baulinie und 6ffentlichem Stralenraum angeordnet,
so durfen sie max. 1,80 m uber der in der Planzeichnung eingetragenen Hohe von
252,0 m U NHN herausragen.

Die Errichtung von Kabelverteilerschranken erfolgt im 6ffentlichen Straldenraum je-
weils an der Gehweghinterkante.

MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (8§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Oberflachenbefestigung fur Wege, Zufahrten und Stellplatze in den Mischge-
bieten

Um eine Minimierung des Eingriffs in den Wasserhaushalt durch die geplante Bebau-
ung zu generieren, ist hinsichtlich der Oberflachenbefestigung eine Festsetzung ge-
troffen worden, die geeignet ist, eine Versickerung der Niederschlage zu gewahrleis-
ten. Als wasserdurchlassig im Sinn dieser Festsetzung gelten alle Oberflachenbefes-
tigungen mit einem Abflussbeiwert ¢ von max. 0,7 (nach ATV-DVWK-M 153 und DIN
1986-100).

Durch die Festsetzung der Oberflachenbefestigung mit einem Abflussbeiwert von 0,7
wird ein Beitrag zur 0kologischen Funktion des Gebiets geleistet. So dient die Fest-
setzung der schadlosen Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers und Versi-
ckerung zugunsten des Wasserhaushalts sowie der Férderung der Grundwasserneu-
bildungsrate. Durch die Begrenzung des Abflussbeiwertes auf max. 0,7 wird gewahr-
leistet, dass alle Wege, Zufahrten und Stellplatze mit max. Fugenpflaster (nicht ge-
schlossene Knirschfuge) oder offener Fuge (z.B. Sickersteine, Rasengittersteine,
wassergebundene Kiesdecke) befestigt werden. Befestigungen wie Asphalt oder fu-
genloser Beton sind dadurch ausgeschlossen.

Oberflachenbefestigung fir die Flache fur Stellplatze im Gewerbegebiet GE 11-1

Um eine Minimierung des Eingriffs in den Wasserhaushalt durch die geplante Bebau-
ung zu generieren, ist hinsichtlich der Oberflachenbefestigung eine Festsetzung ge-
troffen worden, die geeignet ist, eine weitgehende Versickerung der Niederschlage zu
gewahrleisten. Als wasserdurchlassig im Sinn dieser Festsetzung gelten alle Oberfla-
chenbefestigungen mit einem Abflussbeiwert ¢ von max. 0,5 (nach ATV-DVWK-M
153 und DIN 1986-100).

Durch die Festsetzung der Oberflachenbefestigung mit einem Abflussbeiwert von 0,5
wird ein Beitrag zur 6kologischen Funktion des Gebiets geleistet. So dient die Fest-
setzung der schadlosen Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers und Versi-
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ckerung zugunsten des Wasserhaushalts sowie der Forderung der Grundwasserneu-
bildungsrate. Durch die Begrenzung des Abflussbeiwertes auf max. 0,5 wird gewahr-
leistet, dass die Stellplatzflachen mit max. Pflaster mit offener Fuge (Rasen- bzw.
Splittfuge) befestigt werden. Zufahrten in GE sind von dieser Begrenzung ausge-
nommen, da diese hdhere Verkehrsbelastungen aufnehmen missen.

Oberflachenbefestigung fir die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung:
FulRgangerbereich

Um eine Minimierung des Eingriffs in den Wasserhaushalt durch die geplante Bebau-
ung zu generieren, ist hinsichtlich der Oberflachenbefestigung eine Festsetzung ge-
troffen worden, die geeignet ist, eine weitgehende Versickerung der Niederschlage zu
gewahrleisten. Als wasserdurchlassig im Sinn dieser Festsetzung gelten alle Oberfla-
chenbefestigungen mit einem Abflussbeiwert ¢ von max. 0,6 (nach ATV-DVWK-M
153 und DIN 1986-100).

Durch die Festsetzung der Oberflachenbefestigung der Verkehrsflache mit besonde-
rer Zweckbestimmung: FuRgadngerbereich mit einem Abflussbeiwert von 0,6 wird ein
Beitrag zur 6kologischen Funktion des Gebiets geleistet. So dient die Festsetzung der
schadlosen Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers und Versickerung zu-
gunsten des Wasserhaushalts sowie der Férderung der Grundwasserneubildungsra-
te. Durch die Begrenzung des Abflussbeiwertes auf max. 0,6 wird gewahrleistet, dass
befestigte Flachen je zur Halfte mit max. Fugenpflaster (nicht geschlossene Knirsch-
fuge) und Pflaster mit offener Fuge (Rasen- bzw. Splittfuge) befestigt werden.

Oberflachenbefestigung fir die 6ffentlichen Grinflachen

Fir die offentlichen Grunflachen mit der Zweckbestimmung Griinanlage mit integrier-
ter Versickerungsflache, die in der Planstrale H (Eugen-Martin-Straf3e), der soge-
nannten ,griinen Achse®, liegen, werden sowohl gestalterische als auch umweltbezo-
gene Vorgaben getroffen.

Die gestalterische Einfligung und Qualitat der Versickerungsanlagen wurde entspre-
chend der Bedeutung des Griinzugs fiir das Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teil-
bebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, durch das Freiraumkonzept
gesichert. Durch die Festsetzung der Versickerungsflachen und nutzbaren Flachen,
die landschaftsarchitektonisch gestaltet werden kdnnen, dient die MaRnahme der
Steigerung der Eigenart des Gebiets, sie wirkt fir Anwohner und Angestellte im Ge-
biet identifikationssteigernd und erhéht den Wiedererkennungswert bei Besuchern.

Daneben haben die offentlichen Griinflachen auch eine 6kologische Funktion: Auf-
grund einer hydrogeologischen Vordimensionierung wurde die vorzugsweise linear zu
gestaltende Versickerungsflache mit belebter Oberbodenzone festgelegt. Ausnahms-
weise konnen die Flachen auch nichtlinear ausgefiihrt werden. Diese ist optisch als
nicht betretbar kenntlich zu machen, damit sie nicht als Weg, etc. genutzt wird. So
muss das Niederschlagswasser nicht abgeleitet werden, sondern kann zugunsten des
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Wasserhaushaltes versickert werden und die Grundwasserneubildungsrate geftrdert
werden.

Fur die Anlage der Versickerungsflache als offentliche Grinflache mit der Zweckbe-
stimmung "Griunanlage mit integrierter Versickerungsflache" ist ein gesondertes was-
serrechtliches Verfahren durchzufihren. Bei der Versickerungsflache wird davon
ausgegangen, dass das abzuleitende Niederschlagswasser zu 100% versickert.

Durch die Festsetzung des Abflussbeiwerts der nutzbaren Flachen (Zuwegung, Auf-
enthaltsbereiche) von 0,5 wird ein Beitrag zur 6kologischen Funktion des Gebiets ge-
leistet. So dient die Festsetzung der schadlosen Ableitung des anfallenden Nieder-
schlagswassers uber belebte Oberbodenzone und Versickerung zugunsten des Was-
serhaushalts.

Rickhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser

Auf 6ffentlichen Flachen anfallendes Niederschlagswasser

Im Bereich der PlanstraRe H (Eugen-Martin-Straf3e) entstehen innerhalb der festge-
setzten offentlichen Griinflachen (,Grinen Achse*) Versickerungsmulden mit belebter
Oberbodenzone zur Entwasserung und Versickerung von Regenwasser (vgl. auch
Kap. 3.7.4). GemaR des zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, erstellten Regenwasserbewirtschaftungskonzepts des Biiros
Misera (Juli 2017) stehen innerhalb der beiden festgesetzten offentlichen Grinflachen
320 m? (westliche Grunflache im in der Planzeichnung eingetragenen Bereich H1)
sowie 840 m? (Ostliche Grinflache im in der Planzeichnung eingetragenen Bereich
H2) zur Verfigung. Das, innerhalb der in der Planzeichnung eingetragenen Bereiche
H1 und H2 anfallende Niederschlagswasser ist auf diesen o6ffentlichen Grinflachen
zu versickern. Gemal dem Regenwasserbewirtschaftungskonzept werden ca. 90 mz
(Regenwasser im Bereich H1) sowie ca. 150 m2 (Regenwasser im Bereich H2) fir die
Versickerung erforderlich. Die genaue Dimensionierung der Versickerungsanlagen ist
erst im Zuge eines nachfolgenden wasserrechtlichen Verfahrens maoglich und ist in
diesem planerisch und rechnerisch darzustellen. Durch die Festsetzung, dass die 6f-
fentlichen Grinflachen jeweils bis zu einem Drittel der jeweiligen Flache gemafl den
hydraulischen Anforderungen als Versickerungsflache auszufiihren ist, wird gewahr-
leistet, dass die Uberschlagig ermittelten Flachenbedarfe aus dem Regenwasserbe-
wirtschaftungskonzept untergebracht werden kénnen.

Durch die Einleitung des auf den Bereichen H1 und H2 anfallenden Niederschlags-
wassers in die angrenzenden o6ffentlichen Grinflachen wird ein Beitrag zur 6kologi-
schen Funktion des Gebiets geleistet. So dient die Festsetzung der schadlosen Ablei-
tung des anfallenden Niederschlagswassers und Versickerung zugunsten des Was-
serhaushalts sowie der Foérderung der Grundwasserneubildungsrate.
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Auf privaten Flachen anfallendes Niederschlagswasser

Das auf privaten Flachen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem jeweiligen
Grundstuck zurtuckzuhalten und zu versickern. Des Weiteren ist festgesetzt, dass im
Falle des Vorhandenseins von Bodenverunreinigungen zu prifen ist, ob die schadlo-
se Versickerung gewabhrleistet werden kann. Sofern dies nicht nachgewiesen werden
kann, darf das anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstlick zuriickgehalten
und gedrosselt dem Mischwasserkanal zugefuhrt werden. Hierbei ist eine Drosselab-
flussspende von 10 I/s x ha zu beachten. Die genannten MalRBhahmen dienen der
Reinigung des anfallenden Niederschlagswassers. Die Beschaffenheit des Regenab-
flusses von befestigten Flachen ist je nach Staubbelastung aus der Luft, Flachennut-
zung und Niederschlagsdynamik sehr unterschiedlich. Um die angesprochenen Be-
lastungen zu eliminieren und das Niederschlagswasser schadlos dem Grundwasser
zuzufuhren sind Reinigungsanlagen erforderlich.

Um gestalterisch flache Mulden zu ermdéglichen, sollte die Ableitung des Nieder-
schlagwassers oberflachennah (z. B. mittels Rinnen) in die Grinmulden erfolgen.
Mindestens 15 % der zu entwassernden Flache ist als Versickerungsflachen auszu-
bilden. Bei im Gebaude verlaufenden Regenwasserleitungen muss das Regenwasser
oberhalb der Gelandeoberflache Versickerungsmulden zugefihrt werden konnen.
Durch solche oberflachennahen Anlagen festgesetzt, wird das Bewusstsein bei der
Bevolkerung gestarkt und eine héhere Akzeptanz gegentber der dkologischen Funk-
tion der Niederschlagsversickerung erreicht.

Falls aus Platzgriinden die Reinigung des Niederschlagswassers vor der Einleitung in
den Untergrund nicht tber eine mindestens 30 cm machtige bewachsene Bodenpas-
sage erfolgen kann, sind auch sogenannte gleichwertige Verfahren (z.B. tUber Rigo-
len) anzuwenden. Im Baugenehmigungsverfahren sind die technischen Anforderun-
gen fir Regenwasserbehandlungsanlagen und Rigolenversickerungen mit den jewei-
ligen Fachamtern abzustimmen.

Es ist ein Wartungsvertrag mit einer Fachfirma abzuschlie3en, der auf Aufforderung
der Unteren Wasserbehorde im Umweltschutzamt vorzulegen ist. Wartungsintervalle
sowie der fachgerechte Austausch von Filtersubstratmaterial sind zu beachten.

Eine Versickerung in unterirdische Rigolen ohne eine dem 30 cm bewachsenen
Oberboden gleichwertige Vorbehandlung wird nicht zugelassen. U.a. ist die Entwas-
serung der begrinten Dachflachen mit einem kleineren Substrataufbau als 30 cm oh-
ne Vorbehandlung in eine Rigole verboten. Sickerschachte sind verboten.

Grundwasserschutz

Zum Schutz des Grundwassers und somit auch des Bodens sind Einbauten und Ge-
baudegriindungen unterhalb des mittleren Grundwasserhdchststandes (MHW) und
Grundwasserabsenkungen unzulassig. Sollten Unterkellerungen in den Grundwas-
serschwankungsbereich ragen, so sind diese als wasserdichte Wanne auszubilden.
Somit wird ebenfalls zum Schutz des Grundwassers einer Kontamination mit ausge-
waschenen Metallionen vorgebeugt.
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3.7.7 Artenschutz

Aufhdngen von Quartierkasten fir Fledermause

Das gesamte Geldnde des Guterbahnhofs wird derzeit als Jagdhabitat von der
Zwergfledermaus genutzt und bietet potenzielle Quartiere. Da diese Quartiere lang-
fristig verloren gehen, wurde bereits durch die Festsetzungen des
2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, im Gebiet ein Ersatz fur
die Tiere sichergestellt. Dies erfolgte im 2. Teilbebauungsplan zum einen vorab als
CEF-MalBnahmen auf der Ausgleichsflache sowie zum anderen im Zuge der weiteren
Entwicklung des Areals als dariberhinausgehende Festsetzung aul3erhalb der Aus-
gleichsflache.

Neben dem Anbringen der Kasten als CEF-MalRnahme waren im Zuge der Entwick-
lung des Areals 65 Quartierkasten an Neubauten als Element der Fassade zu integ-
rieren. Um eine gleichmaRige Verteilung der Quartierkasten zu erzielen, wurden die
erforderlichen Kasten in Bezug zu der moglichen Geschossflache innerhalb des Gel-
tungsbereichs zum 2. Teilbebauungsplan, abziglich der bereits bestehenden denk-
malgeschitzten Gebaude, gesetzt. Daraus ergab sich rein rechnerisch, dass je ange-
fangene 4.600 m? Geschossflache ein Ersatzquartier errichtet werden musste.

Diese Berechnung wurde auf den Geltungsbereich und die mégliche Geschossflache
der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
angepasst.

Bezogen auf den Geltungsbereich des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord,
Plan Nr. 2-89.2, war rechnerisch aufgrund der festgesetzten GFZ eine Bruttoge-
schossflache von 299.000 m2 fir Neubauten moglich. Fur die von der vorliegenden
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, be-
troffenen Teilbaugebiete waren 89.858 m2 Bruttogeschossflache mdglich. Da je ange-
fangene 4.600 m? ein Ersatzquartier geschaffen werden sollte, wéren aufgerundet 20
Quartiere in diesem Bereich mdglich.

Diese 20 erforderlichen Quartierkésten sind nun auf die realisierbare Bruttogeschoss-
flache der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, zu beziehen. Abzuglich der denkmalgeschitzten BWW-Halle besteht rechne-
risch unter voller Ausnutzung der baulichen DichtemalRe ein Potenzial von
112.977 m2 Bruttogeschossflache moglich. Daraus ergibt sich, dass gerundet je ange-
fangene 5.600 m2 Geschossflache ein Quartierkasten einzurichten ist, damit die er-
forderlichen 20 Kasten errichtet werden kénnen. Mit der Festsetzung, dass ,je ange-
fangene® 5.600 m? Geschossflache ein Quartierkasten einzurichten ist, wird gewahr-
leistet, dass auch kleinere Gebaude unter 5.600 m2 einen Quartierkasten bereitstellen
mussen.

Es ist davon auszugehen, dass mehr als die festgesetzten 20 Quartierkasten reali-
siert werden, da eine weitest gehende Ausnutzung der potenziellen Geschossflache
zu erwarten ist.
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Der Nachweis hierfir ist im jeweiligen Bauantrag / Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen.

Abfangen von Schlingnattern

Im Zuge der artenschutzrechtlichen Erhebungen wurde die gem. Anhang IV der FFH-
Richtlinie streng geschiitzte Schlingnatter im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teil-
bebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, nachgewiesen. Da durch bau-
liche Eingriffe, die mit der Umsetzung der 1. Plananderung des Bebauungsplans ein-
hergehen (Geb&ude, Stralien, etc.), teilweise Lebensrdaume der Schlingnatter betrof-
fen sind, ist es erforderlich, dass bei einem vermuteten Vorkommen von Schlingnat-
tern diese vor Beginn der Baumafinahmen abgefangen werden. Somit kann ein Téten
oder Verletzen von Schlingnattern verhindert werden.

Eine Vergramung der Schlingnatter durch Abdecken mit Folie wie bei der Mauerei-
dechse funktioniert nicht, da Schlingnattern einen mit Folie abgedeckten Lebensraum
nicht verlassen, sondern diesen weiterhin nutzen. Da Vergramungsmal3nahmen nicht
moglich sind, ist ein Abfangen der Schlingnatter unvermeidbar.

Deshalb muss die Schlingnatter als Minimierungsmafinahme in ihrem gesamten Le-
bensraum innerhalb der festgesetzten Mal3nahmenflache ,M1 — Schlingnatter vor der
Vergramung der Mauereidechse abgefangen und umgesiedelt werden. Das Abfangen
und Umsetzen kann ein Verletzen und Toéten im Rahmen der geplanten Eingriffe ver-
meiden. Die lokale Population wird nach einem erfolgreichen Aussetzen der gefange-
nen Tiere in einen neuen Lebensraum weiterbestehen kénnen.

Fur den Fang und das anschliel3ende Aussetzen der Schlangen auf die bereits ange-
legte benachbarte Ausgleichsflache (CEF-Flache im 2. Teilbebauungsplan Giiter-
bahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2) sind folgende Punkte gem. der Erganzung des Pflege-
und Entwicklungsplans von 2013 — Kompensationsmaf3nahmen fiur die Schlingnatter
(Laufer, Juli 2017) zu beachten:

e Durchfiihrung der Maf3nahme durch eine fachkundige Person
¢ schonendes Einfangen der Schlangen (in Leinensackchen)

e Durchfuihrung des Abfangens nur in der Aktivitditsphase der Schlingnatter von
Méarz bis September

¢ Individualisierung gefundener Schlingnattern Gber eine Fotodokumentation am
Fundort

e Aussetzen der Schlangen direkt im Anschluss an den Fang in angrenzenden
Ausgleichsflache (des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-
89.2)

¢ Durchfiihrung des Abfangens bei glinstiger Witterung und in Abstédnden von
jeweils einer Woche: Die gesamte Kontrollfliche muss vor Beginn der Ver-
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gramung der Mauereidechsen solange abgesucht werden, bis dreimal in Fol-
ge keine Schlingnattern mehr gefunden werden.

¢ je nach Situation: Aufbau von Reptilienschutzzdunen (mind. 1m hoch), um ein
Ruckwandern der Schlangen zu verhindern

Daruber hinaus wird auf die Ausfiihrungen der Erganzung des Pflege- und Entwick-
lungsplans von 2013 — Kompensationsmafl3nahmen fur die Schlingnatter (Laufer, Juli
2017, S. 5ff.) verwiesen, die als Anlage den textlichen Festsetzungen der 1. Ande-
rung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, beigeflgt ist.

Vergramung von Mauereidechsen

Innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiter-
bahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, kommen, wie schon im artenschutzrechtlichen Gut-
achten des 2. Teilbebauungsplans Giuterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, festgestellt
wurde, Mauereidechsen vor. Aufgrund der seit dem Inkrafttreten des 2. Teilbebau-
ungsplans erfolgten Bautétigkeit haben sich keine neuen Lebensraume fur die Mau-
ereidechse entwickelt. Fur den gesamten Geltungsbereich des 2. Teilbebauungsplans
(also inklusive der 1. Plananderung) wurden bereits CEF-MalRnahmen fir die Mauer-
eidechse erstellt. Diese wurden vorzeitig bis 2015 hergestellt. Ihre Wirksamkeit wurde
stufenweise uber das durch den 2. Teilbebauungsplan vorgeschriebene Monitoring
kontrolliert und als funktionell bestatigt. GemaR des fir die 1. Anderung des
2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, erstellten artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrags (Laufer, Juli 2017) werden keine zuséatzlichen Aufwertungen
fur die vorliegende Plananderung erforderlich.

Da durch bauliche Eingriffe, die mit der Umsetzung der 1. Plananderung des Bebau-
ungsplans einhergehen (Gebaude, StralRen, etc.), teilweise Lebensrdume der Mauer-
eidechse betroffen sind, gilt weiterhin die Anforderung, dass diese vor Beginn der je-
weiligen Baumalinahme zu vergramen sind. Somit kann ein Téten oder Verletzen von
Mauereidechsen verhindert werden.

Die Vergramungsmalinahmen sind entsprechend den Anforderungen des PEPL
durchzufihren. In einer Begehung muss das Vorkommen oder Nicht-Vorkommen von
Mauereidechsen auf jedem Baugrundstiick bestétigt werden. Werden bei dieser Be-
gehung keine Mauereidechsen gefunden, entfallt die Vergramung.

Im Allgemeinen muss, nachdem ein Gebaude abgerissen oder eine Flache gerodet
wurde, dieser Bereich fur die Mauereidechse unattraktiv gestaltet werden, z. B. durch
Abrdumen von Versteckplatzen und Verdichten der Oberflache, so dass keine Mau-
ereidechsen die Flache besiedeln. Um die Vergramungsmaflnahmen einzugrenzen,
werden die Fundpunkte der Mauereidechsen und die fir die Art ginstigen Lebens-
raume herangezogen. Der Bereich des Gewerbegebiets GE llI-1 wurde in der vorlie-
genden Beurteilung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zur 1. Anderung des 2.
Teilbebauungsplans Giuterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, (anders als im arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan
Nr. 2-89.2) ebenfalls als Mauereidechsenlebensraum eingestuft.
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Zusammenfassend muss folgendes Ablaufschema eingehalten werden:
1. Kontrollbegehung den BaumaRRnahmen

2. Vergramungsmafnahmen (je nach Ergebnis der Kontrollbegehung oder be-
stehenden Fundpunkten; Kontrollflache Schlingnatter: Beginn der Vergramung
zeitlich nach dem Abfangen von Schlingnattern)

3. BaufeldrAumung / Abriss von Gebauden

4. Verdichten oder Planieren der Flache (alternativ Ansaat dichter Vegetation wie
z.B. Leguminosen, Rasen)

Die Vergramung kann nur auf3erhalb der Fortpflanzungszeit und Winterruhe (Mitte
Marz bis Mitte April und Mitte August bis Anfang Oktober) und mindestens drei Wo-
chen vor Baubeginn (bei Abdeckung, beim Einsaen ist ein langerer Vorlauf erforder-
lich) durchgefiihrt werden. Diese zeitliche Beschrankung begriindet sich darauf, dass
in der Winterruhe keine Eidechsen und wahrend der Fortpflanzungszeit die Eier nicht
vergramt werden koénnen, zudem wird beim Einhalten dieser Zeitfenster das Sto-
rungsverbot zu bestimmten Zeiten nicht ausgeldst. Das Abdecken von Vergramungs-
flachen der Mauereidechse kann zeitlich erst im Anschluss an das Abfangen der
Schlingnatter geschehen.

Dabei sollte nach dem folgenden Ablaufschema vorgegangen werden:

1. Entfernung der Gehdlze und Versteckplatze. Die Geholze sind im Winter zu
beseitigen. Zu diesem Zeitpunkt kénnen auch die Versteckplatze von Hand
beseitigt werden, es ist dann allerdings darauf zu achten, dass keine Winter-
quartiere beeintrachtigt werden.

2. Mahen des Bereichs einschlie3lich Abraumen des Mahguts

3. Abdeckung mit Folie/ Vlies, Ausbringen oder Einséaen, ggf. zur Lenkung der
Tiere Zaune aufstellen

4. Abnehmen der Folie, des Vlieses nach friihestens 3 Wochen

5. Planieren / Verdichten des Bereichs, ggf. Zaune aufstellen, damit keine Ei-
dechsen einwandern kdnnen. Es ist zwingend darauf zu achten, dass keine
Eidechsen in das Gebiet gelangen, aber ggf. hinaus kdnnen (einseitige Barrie-
re).

Die BaufeldrAumung (Punkt 1 und 2) sollte von einer Seite her beginnen und in die
Richtung der Tabuflache oder der Flachen fir die CEF-MalRnahmen fortlaufend aus-
gefuhrt werden. Damit haben die Eidechsen die Gelegenheit, in die dort liegenden
Lebensraume zu flichten.

Die Abgrenzungen von den 6ffentlichen Verkehrsflaichen sowie von den privaten
Baugrundstiicken zu den Ausgleichsflachen sind mit sockellosen Zaunen mit mindes-
tens 10 cm Bodenabstand und einer Gesamthdhe von mindestens 2,0 m ganzheitlich
herzustellen. Das Erfordernis eines temporéaren, sockellosen Reptilienschutzzauns im
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Zuge der Artenschutzmaflinahmen fur die Schlingnatter und Mauereidechse steht
nicht in Widerspruch zu der Festsetzung fir die Einzaunung, da der Reptilienschutz-
zaun nur zeitlich begrenzt errichtet werden muss und nach Baufertigstellung wieder
abgebaut werden kann.

Aktive Nutzung erneuerbarer Energien (8 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

Bei der Errichtung von Gebauden sind bauliche und sonstige technische MaRhahmen
fur den Einsatz erneuerbarer Energien (insbesondere Solarenergie) vorzusehen.
Hierbei handelt es sich insbesondere um Leitungsstrange, Schachte und ggf. stati-
sche Aufwendungen im Dachbereich.

Hauptanséatze des Klimaschutzes sind unter anderem die Verringerung des Aussto-
Bes von Treibhausgasen, die durch Industrie, Landwirtschaft, Verkehr und Privat-
haushalte freigesetzt werden. Hierzu gehdren insbesondere MalRnahmen zur Ener-
gieeinsparung und zur Energieeffizienz, mit denen ein gewiinschter Nutzen mit mog-
lichst wenig Energieeinsatz erreicht werden soll.

In diesem Zusammenhang wurde festgesetzt, dass bei der Errichtung von Gebauden
bauliche oder sonstige technische MalRnahmen fir den Einsatz erneuerbarer Ener-
gien (insbesondere Solarenergie) getroffen werden missen. Dies kénnen beispiels-
weise Photovoltaikanlagen auf den Dachern oder an Fassaden sein.

Diese Festsetzung tragt dem Ziel Rechnung, die geplanten Geb&ude fiir den Einsatz
von erneuerbaren Energiequellen vorzubereiten.

Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Passiver Schallschutz im Plangebiet

Zum Schutz von stérempfindlichen Nutzungen in den geplanten Misch- und Gewer-
begebieten erfolgte die Festsetzung von passivem Schallschutz gemaR DIN 4109
(Januar 2018) auf der Grundlage des maRgeblichen AulRenlarmpegels fir den Tag
und die Nacht.

Die DIN 4109 wurde im Januar 2018 neu gefasst und die bisherigen Versionen wur-
den zuriickgezogen. Diese aktuelle DIN-Norm wurde in Baden-Wdirttemberg zwar
noch nicht bauaufsichtlich eingefiihrt, spiegelt jedoch den aktuellen Stand der Technik
wieder und kann somit auf Bebauungsplanebene als Abwagungsgrundlage und fir
die Festsetzung von SchallschutzmaRnahmen herangezogen werden.

Die malfigeblichen AuRenlarmpegel wurden fir den ungunstigsten Fall, der freien
Schallausbreitung in 8 m tber Grund ermittelt.
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Aus den mal3geblichen Auf3enlarmpegeln resultieren das erforderliche Schalldamm-
Malf3 und die Anforderungen an die Luftschallddmmung von den Aufl3enbauteilen. Die
Anforderungen beziehen sich auf die gesamte Aul3enflache der Fassade.

Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, so-
weit nachgewiesen wird, dass — insbesondere an gegenlber den Larmquellen abge-
schirmten oder den Larmquellen abgewandten Geb&udeteilen — geringere Schall-
damm-Malfie erforderlich sind.

Es wird zusatzlich auf die Ausfihrungen zu Kap. 6.1.3 — ,Verkehrslarmeinwirkungen
im Plangebiet” in dieser Begriindung verwiesen.

Grundrissgestaltung, Beltftung und Auenwohnbereiche

Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse in den geplanten Misch-
gebieten werden zusatzlich zu den Regelungen zum passiven Schallschutz Festset-
zungen zur Grundrissorientierung, zur Bellftung von Schlafrdumen und zu AulRen-
wohnbereichen getroffen.

Wegen der hohen Verkehrslarmeinwirkungen — insbesondere durch den Schienen-
verkehr — sind die der Bahnstrecke zugewandten Fassaden der geplanten Gebaude
in den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c (Geb&ude C2-4, 2-5, D1-1, D1-8, D2-1
und D2-2 im Rahmenplan) in der ersten Baureihe entlang der Paul-Ehrlich-Stral3e
(PlanstraRe D) und Ingeborg-Krummer-Schroth-StralRe nur bedingt zum Wohnen ge-
eignet. An diesen am starksten von Schienenverkehrslarmeinwirkungen betroffenen
Fassaden in den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c sind keine 6ffenbaren Fenster
von schutzbedurftigen Aufenthaltsrdumen zuldassig. Wohnungen in diesen Mischge-
bieten mussen Uber mindestens einen Aufenthaltsraum an der larmabgewandten und
damit ruhigeren sudostlichen Gebaudeseite verfligen. Als larmabgewandt im Sinne
dieser Festsetzung gelten somit die straf3en- und schienenabgewandten Fassaden.
Fur Barordume an den der Bahnstrecke zugewandten Fassaden sind fensterunab-
hangige Luftungsmaoglichkeiten vorzusehen.

Weiterhin ist ab einem mafgeblichen AuRenlarmpegel von 71 dB(A) (Tag) eine
Grundrissorientierung vorzusehen, die sicherstellt, dass pro Wohnung mindestens ein
Aufenthaltsraum, bei Wohnungen mit mehr als zwei AufenthaltsrAumen mindestens
zwei Aufenthaltsraume mit den notwendigen Fenstern an der larmabgewandten Ge-
baudeseite liegen, soweit nicht durch geeignete bauliche MaRnahmen der maRgebli-
chen AulRRenlarmpegel von 66 dB(A) (Tag) nicht Uberschritten wird. Bei einer Bebau-
ung gemalR den Festsetzungen des Bebauungsplans und dem zugrundeliegenden
Bebauungskonzept werden alle geplanten Gebaude in den Mischgebieten Fassaden
mit einem maf3geblichen AulR3enlarmpegel von 66 dB(A) und weniger (Tag) aufwei-
sen. Mit der Festsetzung zur Belliftung von Schlafraumen mit Fenstern an Fassaden
ab einem maRgeblichen AuRR3enlarmpegel von 61 dB(A) (Nacht) wird sichergestellt,
dass diese Fenster in der Nacht aus Larmschutzgriinden geschlossen bleiben kdnnen
und trotzdem ein ausreichender Luftwechsel in den betroffenen Schlafraumen ge-
wahrleistet ist.
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Zum Schutz der AuRenwohnbereiche (insbesondere Balkone) vor hohen Larmbelas-
tung sind ab einem mafRgeblichen AuRenlarmpegel von 71 dB(A) (Tag) bauliche
MalRnahmen (z.B. geschlossenen Briistungen, verglaste Vorbauten) vorzusehen, die
die Gerauscheinwirkungen in den betroffenen Aul3enwohnbereichen auf vertragliche
Werte reduzieren.

Es ist grundsatzlich mdglich, dass auch Teile der Freibereiche und Gartenflachen von
einer Uberschreitung der zulassigen Orientierungswerte betroffen sind, obwohl die
Freibereiche in der Regel hinter der schallabgewandten Fassade des Gebauderiegels
der Geb&ude C2-4, C2-5, D1-1, D1-8, D2-1 und D2-2 des Rahmenplans verortet sind.
Ziel der stadtebaulichen Planung ist es, die grofRe Nachfrage nach innerstadtischen
Baugrundsticken fur den Wohnungsbau zu befriedigen und dabei ein familienfreund-
liches Umfeld zu schaffen, das auch Gartenflachen als Aul3enwohnbereich beinhaltet.
Auf die Festsetzung von baulichen MaRnahmen zum Schutz der Frei- und Gartenfla-
chen, wie z.B. hohe Larmschutzmauern um die Gartenbereiche, wird im Rahmen der
Abwagung verzichtet. Larmschutzmauern wirden eine unverhaltnisméiige Verschat-
tung der Freibereiche mit sich fihren, die Durchliftung der Géarten wirde stark einge-
schrankt und héatte negative Auswirkungen auf das Kleinklima und letztendlich wirde
der gewinschte Charakter eines grof3ziigigen zusammenhéngend durchgriinten
Quatrtiers verloren gehen (vgl. Kap. 3.10.4).

Anpflanzungen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Baumpflanzungen im 6ffentlichen Strallenraum

Die Festsetzungen der anzupflanzenden Baume im offentlichen Straldenraum dienen
insbesondere der Gestaltung des Quartiers. Gestalterisches Ziel ist die starke Durch-
grinung des StralRenraums, was u.a. dem Stadtbild zutraglich ist. Die StraRenrdume
werden durch Baume gegliedert. Insbesondere die raumliche Trennung von Fahrbahn
und Ful3-/ Radweg wird unterstitzt.

Die in der Planzeichnung festgesetzten Standorte sind nicht zwingend einzuhalten. Im
Einzelfall kann wegen Zufahrten oder Leitungen von den eingetragenen Standorten
abgewichen werden. Jedoch ist durch die textliche Festsetzung, dass mindestens 1
Baum pro 26 m Stra3enlange gepflanzt werden muss, eine durchgehende Begriinung
gewabhrleistet.

Neben dem gestalterischen Aspekt wird zudem ein Beitrag zur 6kologischen Funktion
geleistet. So fuhrt das Pflanzen von StralRenbdumen zu einer Verbesserung des
Kleinklimas. Sie spenden Schatten und regulieren die Temperatur. Die Baume sind
Frischluftproduzenten und filtern gleichzeitig Emissionen wie Staube und Abgase aus
der Luft. Zudem binden sie CO,.
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Begrunung der Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: Ful3gdngerbe-
reich

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: Ful3gé&ngerbereich ist auf insge-
samt 50 % der Flache zu begriinen und mit mittelgro3en Solitdr-B&aumen oder Solitér-
Gehdlzen zu bepflanzen. Die Baum- bzw. Gehdlzstandorte sind nicht fest in der Plan-
zeichnung verortet. Es sind jedoch mindestens neun Baume oder Gehdlze auf der
Platzflache zu pflanzen.

Die Festsetzung der Begrinung der Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbe-
stimmung ,FuRgéangerbereich” ist erforderlich, um den Freiraumbedarf im Gebiet zu
decken. Des Weiteren dient die MaRnahme der Steigerung der Eigenart des Gebiets.
Sie wirkt fir Anwohner und Angestellte im Gebiet identifikationssteigernd und erhéht
den Wiedererkennungswert bei Besuchern.

Mit der Ausgestaltung sollen qualitativ und quantitativ ausreichende Freirdume bereit-
gestellt werden. Dies ergibt sich insbesondere auch aus dem zuldssigen héheren
Mal3 der baulichen Nutzung als in § 17 Abs. 1 BauNVO vorgesehen. Durch diese be-
gleitenden MafRnahmen kénnen positive Effekte erzielt werden, die z.B. eine Starkung
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnisse im Gebiet bewirken.

Durch die Festsetzung der Anpflanzung von Solitar-Baumen bzw. Gehdlzen wird ein
Beitrag zum Kleinklima geleistet. Sie spenden Schatten und regulieren die Tempera-
tur. Die Baume sind Frischluftproduzenten und filtern gleichzeitig Emissionen wie
Stdube und Abgase aus der Luft. Zudem binden Sie CO,.

Begrunung von Grundstiicken in den Gewerbegebieten

Die Festsetzung der Begrunung der Gewerbegebiete mit mind. 10 % (GE II-1) bzw.
20 % (GE 1lI-1) genutzter Grunflache ist gemafd Freiraumkonzept erforderlich, um den
arbeitsplatzbezogenen Freiraumbedarf im Gebiet zu decken.

Dies ergibt sich insbesondere aus den Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse aus der Uberschreitung der Werte zum MaR der baulichen Nutzung
nach § 17 Abs. 1 BauNVO.

Die Ermittlung des quantitativ erforderlichen Freiraums erfolgte im Freiraumkonzept
fur den arbeitsplatz- und gebietsbezogenen Freiraumbedarf flr Arbeitsplatze aufge-
schlisselt nach den einzelnen Baufeldern bzw. Baugebieten. Die Ergebnisse dieser
Berechnung sind aufgerundet mit dem zu begriinenden Anteil der jeweiligen Bauge-
biete in den textlichen Festsetzungen enthalten.

Durch die Festsetzung der standortheimischen Laubbaume 1. Ordnung wird ein Bei-
trag zum Kleinklima geleistet, da diese Schatten spenden und die Temperatur regulie-
ren. Die Baume sind Frischluftproduzenten und filtern gleichzeitig Emissionen wie
Staube und Abgase aus der Luft. Zudem binden Sie CO..
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Das Pflanzgebot (je angefangene 400 m? ein standortheimischer Laubbaum 1. Ord-
nung) dient der Erreichung einer intensiven Begriindung des Gebiets.

Durch die Ma3nahme der Baumpflanzungen mit einer Baumscheibe von mind. 8 m?
oder unterirdischen Baumquartieren mit mind. 12 m3 wird zu einer gesunden Entwick-
lung der zu pflanzenden Baume beigetragen.

Mit dem Bauantrag ist — wie in den Hinweisen zum Bebauungsplan aufgefiihrt — ein
Freiflachengestaltungsplan vorzulegen. Die erforderlichen Inhalte dieses Plans erge-
ben sich aus dem Freiraumkonzept. Damit soll eine qualitativ hochwertige Be- und
Durchgrunung im Gebiet unterstutzt werden. Die Qualifizierung des Freiraums sichert
die Aufenthaltsqualitat. Da nicht nur die FlachengroRe, sondern auch die Ausstattung
der Freiraume zur Deckung des Freiraumanteils beitragen, wurden Qualitatsanforde-
rungen festgesetzt. Mit der Festsetzung einer barrierefreien Ausgestaltung der Grin-
flachen wird zudem den Bediirfnissen mobilitdtseingeschrankter Personen Rechnung
getragen.

Daruiber hinaus wird im stadtebaulichen Vertrag (vgl. Kap. 10) geregelt, dass mit dem
Bauantrag ein Nachweis zur Deckung des festgesetzten arbeitsplatzbezogenen Frei-
raums zu erbringen ist.

Begrinung von Grundstiicken in den Mischgebieten und Qualifizierung des
Freiraums

Die Festsetzung der Begriinung der Mischgebiete mit mind. 20 % genutzter Grinfla-
che ist gemaR Freiraumkonzept erforderlich, um den wohnungs- und arbeitsplatzbe-
zogenen Freiraumbedarf im Gebiet zu decken.

Dies ergibt sich insbesondere aus den Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse aus der Uberschreitung der Werte zum Maf3 der baulichen Nutzung
nach 8 17 Abs. 1 BauNVO.

Die Ermittlung des quantitativ erforderlichen Freiraums erfolgte im Freiraumkonzept
fur den wohnungs- und arbeitsplatzbezogenen Freiraumbedarf fliir Bewohner und Ar-
beitende. Die Ergebnisse dieser Berechnung sind aufgerundet mit dem zu begriun-
denden Anteil der jeweiligen Baugebiete in den textlichen Festsetzungen enthalten.
Die AufRenbereiche der Kindergarten / Kindertagesstatten kdnnen in die genutzte
Griunflache eingerechnet werden, wenn ein optisch wahrnehmbarer Zusammenhang
zur restlichen genutzten Freiflache gegeben ist. Kinder stellen eine Nutzgruppe des
Freiraums dar, die in die Gemeinschaft der Wohnquartiere zu integrieren und nicht
von dieser zu trennen sind. Diese Integration soll auch im Freiraum erkennbar sein.
Aufgrund der Interaktion mit anderen Nutzergruppen wird der Freiraum belebt.

Durch die Festsetzung der standortheimischen Laubb&dume 1. Ordnung wird ein Bei-
trag zum Kleinklima geleistet, da diese Schatten spenden und die Temperatur regulie-
ren. Die B&dume sind Frischluftproduzenten und filtern gleichzeitig Emissionen wie
Staube und Abgase aus der Luft. Zudem binden Sie CO,.
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Das Pflanzgebot (je angefangene 400 m? ein standortheimischer Laubbaum 1. Ord-
nung) dient der Erreichung einer intensiven Begriindung des Gebiets. Die Festset-
zung der Begrunung der oberirdischen Stellplatze, je angefangene 5 Stellplatze ein
standortheimischer Laubbaum 1. Ordnung, dient ebenfalls der intensiveren Begri-
nung des Gebiets, der Verbesserung des Kleinklimas und einer Minimierung des Ein-
griffs in Natur- und Landschaft.

Durch die Ma3nahme der Baumpflanzungen mit einer Baumscheibe von mind. 8 m?
oder unterirdischen Baumquartieren mit mind. 12 m3 wird zu einer gesunden Entwick-
lung der zu pflanzenden Baume beitragen.

Mit dem Bauantrag ist — wie in den Hinweisen zum Bebauungsplan aufgefiihrt — ein
Freiflachengestaltungsplan vorzulegen. Die erforderlichen Inhalte dieses Plans erge-
ben sich aus dem Freiraumkonzept. Damit soll eine qualitativ hochwertige Be- und
Durchgrunung im Gebiet unterstutzt werden. Die Qualifizierung des Freiraums sichert
die Aufenthaltsqualitat. Da nicht nur die FlachengroRe, sondern auch die Ausstattung
der Freirdume zur Deckung des Freiraumanteils beitragen, wurden Qualitatsanforde-
rungen festgesetzt.

Daruber hinaus wird im stadtebaulichen Vertrag (vgl. Kap. 10) geregelt, dass mit dem
Bauantrag ein Nachweis zur Deckung des festgesetzten wohnungs- bzw. arbeits-
platzbezogenen Freiraums zu erbringen ist.

Mit der Festsetzung einer barrierefreien Ausgestaltung der Griinflachen wird den Be-
darfnissen mobilitatseingeschrankter Personen Rechnung getragen. Gleichzeitig geht
es darum, ein kinder- und familienfreundliches Umfeld zu schaffen. Die Errichtung
von baulichen Anlagen wie Gerateschuppen, Pavillons o0.4. ist nicht zulassig, um ei-
nen grolRtmoglichen Grinanteil der Freibereiche zu gewahrleisten. Tiefgaragen sind
von dieser Festsetzung ausgenommen, da die begriinten FreirAume sich teilweise auf
den Tiefgaragen befinden. Einbauten wie Sitzbanke, Grillstatten oder Tischtennisplat-
ten sind zulassig, sofern sie keine baulichen Anlagen sind.

Begrinung der Flache fir Stellplatze

Durch die festgesetzte Gestaltung der Flache fur Stellplatze stddstlich der BWW-
Halle im Gewerbegebiet GE IlI-1 mittels Schotterrasen und Ruderalvegetation ent-
steht ein Trockenstandort, der als potentieller Besiedelungsraum fiir Pionierarten der
Ruderalvegetation und als Ubergangszone zwischen Artenschutzflache und bebauten
Bereichen dient.

Des Weiteren sollen, entsprechend des Gebietscharakters, Gabionenmauern, Bahn-
schotter und Bahnschwellen als Gestaltungselemente aufgenommen werden.

Durch die Festsetzung, dass je angefangene 8 Stellplatze 1 standortheimischer
Laubbaum I. Ordnung zu pflanzen ist sowie die Begriinung mittels Schotterrasen und
Ruderalvegetation zu erfolgen hat, wird ein Beitrag zur Verbesserung sowohl des
Ortsbilds als auch des Kleinklimas sowie der Eingriffsminimierung geleistet.
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Begrinung der Decken von Tiefgaragen

Die Festsetzung der Uberdeckung der Tiefgaragen mit einer mind. 50 cm durchwur-
zelbaren Substrath6he als Vegetationsschicht und dass nicht begrinte Bereiche wie
Wege, etc. max. 30 % der Tiefgaragendachflache einnehmen durfen, dient aus 6ko-
logischer Sicht der Verbesserung des Kleinklimas im Gebiet durch den hdheren
Grunanteil sowie der Reinigung des anfallenden Niederschlagswassers. Zudem wird
eine klimatische Ausgleichsfunktion erreicht und erweiterter Lebensraum insbesonde-
re fur Insekten geschaffen.

Die festgesetzte Pflanzsubstraththe von 80 cm im Bereich der Baumpflanzungen mit
einer Baumscheibe von mind. 6 m2 dient der gesunden Entwicklung der zu pflanzen-
den Baume. In gestalterischer Hinsicht werden durch die Uberdeckung von Tiefgara-
gen mit Begriinung mehr nutzbarer Freiraum und ein griineres Gesamtbild im Gebiet
geschaffen.

Extensive Dachbegriinung

Die Begriinung der Dachflachen in den Misch- und Gewerbegebieten tragt zu einem
grineren Gesamtbild des Quartiers bei. Zudem wird Niederschlagswasser schadlos
versickert. Neben gestalterischen Positivwirkungen ergibt sich aus der Dachbegri-
nung auch eine Gunstfunktion fiir das lokale Klima. Die Dachbegriinung wirkt sich wie
auch die Fassadenbegriinung (vgl. Kap. 3.10.8) positiv auf das Stadtklima aus. In
dem zum Bebauungsplan erarbeiteten Klima- und Lufthygienegutachten wird daher
die Festsetzung einer Dachbegrinung empfohlen (vgl. Kap. 2.6 Fachgutachten Kili-
ma/Lufthygiene, 12.07.2017).

Der Flachenumfang der nicht zu begrinenden Dachflachen wird auf max. 50 % fest-
gelegt, so dass noch ausreichend Flachen fir die Verankerung von Solaranlagen,
Dachterrassen, Dacheinschnitte, Haustechnik etc. zur Verfiigung gestellt werden.

Bei der Auswahl der Grundach-Pflanzen ist darauf zu achten, dass bodennaher Be-
wuchs entsteht. Damit soll der Pflegeaufwand zur Vermeidung von Verschattung der
optional installierten PV-Module gering gehalten werden. Dies kann beispielsweise
durch die Verwendung von niedrig wachsenden Sedumarten erreicht werden.

Fassadenbegriinung

Der Bebauungsplan setzt fur stralenabgewandte, ungegliederte und fensterlose Au-
Renwandflachen ab einer Grélze von 75 m? eine Fassadenbegriinung fest. Als unge-
gliedert sind Fassaden zu verstehen, die frei von baulichen Vor- und Rickspriingen
wie z.B. Balkonen, Gesimsen, Erkern, Briistungen oder Loggien sind. Nicht-6ffenbare
Fenster werden auch als Fenster gezahlt. Als fensterlos im Sinne dieser Festsetzung
sind also Fassaden ohne Offnungen, die der Lichtzufuhr dienen, zu verstehen.
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Durch die Festsetzung wird einer Monotonie von Fassaden vorgebeugt. Fensterlose
und ungegliederte Fassaden wirken sich aufgrund ihrer wenig attraktiven und abwei-
senden Erscheinung negativ auf das Stadtbild und die Qualitat der offentlichen sowie
auch privaten Raume aus. Durch eine entsprechende Begrinung kdnnen diese Effek-
te gemildert werden.

Neben gestalterischen Positivwirkungen ergibt sich aus einer Fassadenbegriinung
auch eine Gunstfunktion fur das lokale Klima. Die Fassadenbegriinung wirkt sich wie
auch die Dachbegrinung (vgl. Kap. 3.10.7) positiv auf das Stadtklima aus. In dem
zum Bebauungsplan erarbeiteten Klima- und Lufthygienegutachten wird daher die
Festsetzung einer Fassadenbegriinung empfohlen (vgl. Kap. 2.6 Fachgutachten Kili-
ma/Lufthygiene, 12.07.2017). Durch temperaturausgleichende, feuchtigkeitsregulie-
rende und staubbindende Wirkungen tragt die Fassadenbegriinung zur Verbesserung
und Stabilisierung des Mesoklimas und der lufthygienischen Verhéltnisse bei. Sie
verbessert das Kleinklima und schitzt die Fassaden vor Witterungsschaden. lhr
Warmedadmmungsvermogen und die Feuchtigkeitsregulierung kénnen zudem eine
Energieeinsparung bewirken. Die grofRere Oberflachenrauheit der Fassade verbes-
sert ferner die Schallabsorption und mindert die Schallreflexion.

Begrunung der offentlichen Griinflachen

Die auf den 6ffentlichen Grinflachen abschnittsweise doppelreihig angeordneten mit-
telgrof3en festgesetzten Solitdr-Baume bzw. —Gehdlze dienen der Verbesserung des
Kleinklimas. Die Reihen kdnnen unterbrochen werden, so dass 3-er Gruppen entste-
hen, jedoch sind mindestens 6 mittelgroRe Solitar-Baume bzw. —Gehdlze zu pflanzen.
Sie spenden Schatten und regulieren die Temperatur. Die Baume sind Frischluftpro-
duzenten und filtern gleichzeitig Emissionen wie Stédube und Abgase aus der Luft.
Zudem binden Sie CO,
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Ortliche Bauvorschriften

Die ortlichen Bauvorschriften betreffen die Dacher und Dachgestaltung, die Gestal-
tung und Standorte von Werbeanlagen, die Gestaltung von Nebenflachen bzw. Ne-
benanlagen und die Einfriedigungen zu 6ffentlichen Flachen. Sie sind fur die positive
Gestaltung des Stadtbildes und zur Entwicklung eines hochwertigen Gewerbegebiets
mit den angestrebten Nutzungen zwingend erforderlich.

Die Regelungen zur Dachgestaltung lassen individuelle Gestaltungsfreiheiten zu, er-
mdglichen jedoch nach auf3en eine fur die weitere Entwicklung bedeutsame einheitli-
che Gesamtwirkung des vorliegenden Plangebiets. Die Vorschriften bieten zudem
durch die Dachneigung die Voraussetzung, Dacher gegebenenfalls zu begriinen.

Auch fur die Errichtung von Werbeanlagen, fur die entsprechend der Nutzungsmaog-
lichkeiten innerhalb der einzelnen Baufelder bzw. Baugebietsabschnitte unterschiedli-
che Regelungen getroffen wurden, bleiben individuelle Gestaltungsfreiheiten erhalten.
Jedoch wird die Ausgestaltung der Werbeanlagen reglementiert, um die stadtebauli-
chen und architektonischen Qualitaten des Quartiers sicherzustellen. So soll eine
Dominanz der Werbung im Ortsbild vermieden werden, nicht nur in den Misch-, son-
dern auch in den Gewerbegebieten. Wechselndes oder bewegtes Licht kann dariiber
hinaus nicht nur eine Beeintrdchtigung des Ortsbildes, sondern auch eine Stdérung
von benachbarten oder angrenzenden Wohnnutzungen darstellen. Durch den Aus-
schluss dieser Art von Werbung wird eine Stérung vermieden.

Die Regelungen zur Gestaltung der Grundstiickseinfriedigungen und Nebenanlagen
dienen im Zusammenhang mit den Festsetzungen zur Gestaltung der Offentlichen
Raume zur Ausbildung eines fir die Entwicklung des Baugebiets bedeutsamen
hochwertigen Charakters.
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ErschlieBung und Verkehr

Fur das gesamte Areal des Guterbahnhofes sowie fir den Geltungsbereich des
1. Teilbebauungsplans Giuterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.1, wurden bereits 2007,
2009 und 2012 vom Buro R+T, Darmstadt, Verkehrsgutachten erstellt.

Im Rahmen der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr.
2-89.2a, wurde die Verkehrsuntersuchung fiir den gesamten Giterbahnhof Nord ak-
tualisiert und an die veranderten Rahmenbedingungen angepasst (geéndertes Nut-
zungskonzept, aber auch geanderte Verkehrsbelastungen in der Umgebung des G-
terbahnhofs Nord). Die verkehrliche Machbarkeit mit und ohne Ausbau der Umfah-
rung Zahringen im Zuge der B3 wurde ebenfalls untersucht (,Prognose-Planfall“ und
~Zwischenzustand").

Die Ergebnisse der Untersuchung werden im Folgenden zusammengefasst.

Bestehende Verkehrssituation

ErschlieBung

Das Giterbahnhofgelande ist tUber die Isfahanallee (Umfahrung Zahringen im Zuge
der B3 stadteinwérts) und den Stral3enzug ,Waldkircher Stral3e - Z&ahringer Stralle”
(B3 stadtauswarts) unmittelbar an das Uberértliche StraRennetz angebunden.

Zudem besteht nach Westen hin Uber die Hartmannstraf3e eine Anbindung an die
Berliner Allee und den Autobahnzubringer Mitte. Der Anschluss des Plangebiets der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, an das
Ubergeordnete Stral3ennetz ist als gut einzustufen.

Die Isfahanallee mit zwei Fahrstreifen stadteinwarts verlauft direkt entlang des Giiter-
bahnhofgelandes. Das Giuterbahnhofgelande ist mittlerweile durch einen Halban-
schluss (,rechts-rein-rechts-raus®) an die ansonsten anbaufreie Stral3e angebunden.

Die Zufahrt in das Gebiet ist tiber die Waldkircher Stral3e und Neunlindenstralle mog-
lich und erfolgt derzeit tber vorfahrtgeregelte Knotenpunkte.

Beziiglich der OPNV-Anbindung verlauft 6stlich des Untersuchungsgebietes verlauft
die Stadtbahnlinie 5 tiber die KomturstraBe zur HornusstraBe. Uber die Haltestellen
dieser Linie (,Rennweg", ,Eichstetter Stral3e" und ,Komturplatz*) wird der dstliche Tell
des Guterbahnhofgeldndes erschlossen. Fahrgaste der Linie 4 erreichen das Unter-
suchungsgebiet lber die Haltestelle ,Okenstral3e”. Eine weitere ErschlieBung uber
die Haltestelle ,HornusstraBe" wird erschwert, da in der Verlangerung der Hornus-
stralRe keine Querung der Isfahanallee mdglich ist.

Vom regionalen Verkehr wird das Guterbahnhofgelande Uber den Bahnhaltepunkt
"Freiburg-Herdern" sowie die Regionalbushaltestellen ,Hornusstrafze* und ,Nordstra-
Re* erschlossen.
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Trotz dieser zahlreichen Haltestellen in der Umgebung ist das Giterbahnhofgeléande
im Bestand nur befriedigend erschlossen:

e Der 0stliche Bereich des Guterbahnhofs wird von der nahe gelegenen Stadt-
bahnlinie 5 zwar grundsétzlich gut erschlossen. Aufgrund ihrer Lage in der Kom-
turstral3e ist die Stadtbahntrasse jedoch nur eingeschrankt wahrnehmbar.

o Der westliche Teil des Giiterbahnhofgelandes weist eine vergleichsweise grof3e
Entfernung zu den bestehenden OPNV-Haltestellen auf.

Die vorhandene Infrastruktur fir FulRganger und Radfahrer entspricht nur teilweise
aktuellen Standards. Fur die Erreichbarkeit aus den 6stlich angrenzenden Stadtteilen
stellt die Waldkircher Stral3e eine gewisse Barriere dar. Signalgeregelte Querungen
sind nur an den Knotenpunkten ,Waldkircher Stral3e / Isfahanallee” und ,Waldkircher
StralRe / Rennweg* vorhanden. Daruber hinaus erleichtern Mittelinseln im Bereich der
Einmindungen ,Waldkircher Strale / NeunlindenstraRe®, ,Waldkircher Stral3e /
Eichstetter StraRe" und ,Waldkircher Stral3e / MallingerstraRe* den Fuldgangern die
Querung.

Die anbaufreie Isfahanallee stellt eine starke Barriere fur Ful3ganger und Radfahrer
aus dem Gebiet ,HornusstralRe / Offenburger Stral3e” dar — nérdlich der Waldkircher
StrafRe ist das Gebiet fuRlaufig oder mit dem Fahrrad von dort nicht erreichbar. Uber
die HartmannstraRe und die Briicke der Kaiserstuhlstral3e ist ein Anschluss an die
westlichen Stadtteile gegeben.

Die vorhandene Infrastruktur fir Radfahrer in der Waldkircher wurde von der Stadt
Freiburg in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert. Im Seitenbereich der sudli-
chen Seite der Waldkircher StraRe wurden Radfahrstreifen angelegt, so dass nur
noch auf der nordlichen Seite zwischen Isfahanallee und Guterhallenstral3e eine ge-
meinsame Fuhrung mit dem Ful3verkehr besteht.

In der NeunlindenstralRe und der HartmannstraRe sind keine Radverkehrsanlagen
vorhanden. Entlang der Isfahanallee konnen FulRganger und Radfahrer nur die auf
der Ostseite parallel verlaufende Karlsruher Strale (Radfahrer im Mischverkehr auf
der Fahrbahn) nutzen.

Fazit zur bestehenden ErschlieBung

Die ErschlieRung des Guterbahnhofgelandes fur den Kfz-Verkehr ist mit dem gebau-
ten Halbanschluss an die B3 sowie den Anbindungen an die Waldkircher Stra3e und
NeunlindenstralRe grundsatzlich gut.

Fur die Nutzung als Guterbahnhof war die Anbindungsqualitat mit Offentlichen Ver-
kehrsmitteln ausreichend. Fir die geplante Entwicklung des Giiterbahnhofgelédndes
als Wohn- und Burostandort stellt das Angebot jedoch keine optimale ErschlieBung
dar, da die Stadtbahn in der KomturstraRe schlecht wahrgenommen werden kann und
die Entfernung zu den Haltestellen zumindest vom westlichen Teil des Guterbahnhof-
gelandes relativ weit weg sind. Die geplante Verlegung der Stadtbahn in die Waldkir-
cher StralRe wird die OPNV-ErschlieRung des Giiterbahnhofs deutlich verbessern.
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Fur den Rad- und FulRverkehr wurden in den vergangenen Jahren bereits erhebliche
Verbesserungen vorgenommen. Mit der fortschreitenden Entwicklung des Gliter-
bahnhofgelandes sollten jedoch noch weitere MaRnahmen ergriffen werden, um die
Verkehrserschliel3ung fur den Rad- und FulR3verkehr zu verbessern.

Bestehende Verkehrsbelastung

Die zu untersuchenden Knotenpunkte im unmittelbaren Umfeld des Guterbahnhofs
Nord wurden im Rahmen der Aktualisierung durch den Fachgutachter neu erhoben.

So wurde bspw. in der Waldkircher Stral3e eine Verkehrsbelastung von 18.400
Kfz/Tag (2012: 17.200 Kfz/Tag), in der Neunlindenstrale von 8.200 Kfz/Tag (2012:
6.100 Kfz/Tag), in der Kaiserstuhlstral3e von 5.200 Kfz/Tag (2012: 5.500 Kfz/Tag)
sowie am neuen Halbanschluss des Guterbahnhofareals 2.900 Kfz/Tag ermittelt.

Das Verkehrsaufkommen von Schwerlastverkehr wahrend der Nachtstunden (22.00 —
06.00 Uhr) wird nicht pauschal veranschlagt, sondern anhand von 24-h-Zahlungen
sowie anhand typischer Tagesganglinien ermittelt.

Gegenuber den Zahlwerten von 2012 zeigt sich, dass die Verkehrsbelastung in der
Waldkircher StralRe leicht zugenommen hat. Sie ist jedoch geringer, als der Neuver-
kehr, der durch die Entwicklung des Glterbahnhofareals entstanden ist. Unter der Be-
ricksichtigung des Neuverkehrs zeigt sich also, dass sich das ubrige Kfz-
Verkehrsaufkommen in der Waldkircher StralRe tendenziell verringert. Dies entspricht
einer Tendenz, die im gesamten Stadtgebiet zu verzeichnen ist und vermutlich auf ei-
ne geringere Autonutzung in Freiburg zurtckzufiihren ist. Des Weiteren wurde durch
den Ausbau der Berliner Allee die Waldkircher Stral3e entlastet.

Verkehrsaufkommen durch die neuen Nutzungen

Das Verkehrsaufkommen im Gebiet wurde differenziert nach Beschéftigen, Besucher-
und Kunden- sowie Guterverkehr ermittelt — auf Grundlage der im stadtebaulichen
Konzept enthaltenen stadtebaulichen Kennziffern sowie lokalspezifischer Mobilitats-
kenngrofRen (z.B. Modal-Split).

Ergebnis der Ermittlung ist, dass insgesamt durch die geplanten Nutzungen auf dem
Guterbahnhof Nord im Endausbau pro Werktag im Mittel ca. 20.200 Kfz-Fahrten
(2012: 17.200 Kfz-Fahrten) (Quell- und Zielverkehr gesamt) erzeugt werden (Lkw-
Anteil ca. 4 %). Auf die vormittagliche Spitzenstunde entfallen rund 1.210 Kfz-Fahrten
(2012: 1.200 Kfz-Fahrten) im Zielverkehr und ca. 620 Kfz-Fahrten (2012: 450 Kfz-
Fahrten) im Quellverkehr. In der nachmittaglichen Spitzenstunde sind etwa 730 Kfz-
Fahrten (2012: 500 Kfz-Fahrten) im Zielverkehr und ca. 990 Kfz-Fahrten (2012: 900
Kfz-Fahrten) im Quellverkehr zu erwarten. Nachts (22.00 — 06.00 Uhr) werden ca.
460 Kfz-Fahrten (2012: 360 Kfz-Fahrten) im Zielverkehr und ca. 420 Kfz-Fahrten
(2012: 330 Kfz-Fahrten) im Quellverkehr prognostiziert. Damit liegt der Nachtanteil
bei ca. 4%.
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Prifung der ErschlieBungskonzeption

AuRere ErschlieRung

Der Giterbahnhof Nord soll direkt an die B3 (Isfahanallee) angebunden werden, ein
entsprechender Halbanschluss ist bereits realisiert. Hinzu kommen Anbindungen tber
die Knotenpunkte ,Waldkircher Stral3e / GuterhallenstraRe (Planstraf3e B)* sowie drei
Knotenpunkte an der Neunlindenstral3e.

Die Umfahrung Zahringen im Zuge des Ausbaus der B3 zahlt zu den MaRRhahmen
des Verkehrsentwicklungsplans 2020 (VEP 2020) der Stadt Freiburg. Aktuell wurde
das Aufstellungsverfahren fir den Bebauungsplan dafiir eingeleitet. Aul3erdem plant
die Stadt Freiburg die Verlegung der heute durch die Komturstral3e verlaufenden
Stadtbahnlinie in die Waldkircher Stral3e. Fiur die Stadtbahn Waldkircher StralRe hat
die Stadt Freiburg den Aufstellungsbeschluss flr den Bebauungsplan bereits gefasst.
Das Plankonzept ist erarbeitet und wurde im Zuge der friihzeitigen Burgerbeteiligung,
die 2016 stattgefunden hat, inhaltlich optimiert. Im Rahmen einer weiteren Informati-
onsveranstaltung wurde der Offentlichkeit am 30.6.2017 die Planung prasentiert, die
offengelegt werden soll. Der Offenlagebeschluss ist flir November / Dezember 2017
geplant. Sodann soll die Offenlage umgehend durchgefiihrt werden. Die Umsetzung
der MalRnahme ist bis 2020 / 2021 geplant und wurde daher der Verkehrsuntersu-
chung zugrunde gelegt.

Da der Ausbau der Ortsumfahrung Zahringen (B3 stadtauswarts) friihestens mittelfris-
tig zu erwarten ist, wird im ErschlielBungskonzept ein ,Endausbau“ (Prognose-
Planfall) mit dieser MaBhahme sowie ein ,Zwischenzustand“ ohne Ortsumfahrung
Zahringen definiert.

Endausbau (Prognose-Planfall)

Die Stadt Freiburg strebt einen Ausbau der heute einbahnigen (d.h. nur stadteinwarts
befahrbaren) B3 im Zweirichtungsverkehr an, um die Ortsdurchfahrt von Zahringen zu
entlasten. Im Rahmen des Ausbaus der B3 werden auch die Knotenpunkte ,B3 /
Waldkircher Straf3e” und die Weiterfiihrung in Richtung HabsburgerstraRe ausgebaut.
Die B3 soll gegeniiber heute auf die andere Seite des Rol3gaRlebachs verlegt werden
und damit naher an das Giiterbahnhofsgeldnde heranrticken.

Im Zuge der Entwicklung des Guterbahnhof-Areals und der Umsetzung der Ortsum-
fahrung Zahringen ist ein signalisierter Vollanschluss des Guiterbahnhofes an die B3
gegeniber der HornusstraRe — und somit eine attraktive Anbindung fir den aus Nor-
den einfahrenden bzw. nach Norden ausfahrenden Kfz-Verkehr — vorgesehen. Im
Weiteren ist geplant, in diesen signalisierten Vollanschluss kombinierte Querungen
fir FuRganger und Radfahrer zu integrieren, so dass die Barrierewirkung der Isfaha-
nallee fur Radfahrer und Ful3génger reduziert werden kann.

In der Waldkircher StraRe wird entsprechend den Planungen der Stadt Freiburg ein
Ausbau mit Stadtbahntrasse zu Grunde gelegt. Nordlich der NeunlindenstralRe riickt
die Waldkircher Straf3e zukiinftig naher an das Guterbahnhofgelande heran. Die Kno-
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tenpunkte der Waldkircher Strale mit der Mallingerstral3e und Eichstetter Stral3e
werden im Zuge der Stadtbahnverlegung neugestaltet und signalisiert. Der Rennweg
wird im Bereich der Waldkircher StraRe nach Suden verschwenkt und auf Hohe der
KaiserstuhlstralBe in Form eines Kreisverkehrs an die Waldkircher StralRe ange-
schlossen. Fir Rechtsabbieger, die vom Rennweg nach Norden fahren, wird die be-
stehende Trasse (sozusagen als Bypass) erhalten. Der Knotenpunkt mit der Waldkir-
cher Strafl3e mit der Neunlindenstral3e wird ebenfalls als Kreisverkehrsplatz gestaltet.
Beide geplanten Kreisverkehrsplatze werden signalisiert, um eine uneingeschréankte
Bevorrechtigung der Stadtbahn zu gewéhrleisten.

Zwischenzustand

Bis zum Ausbau der Ortsumfahrung Zahringen ist die direkte Anbindung an die B3
durch den vorhandenen Halbanschluss an die bestehende stadteinwarts gerichtete
Fahrbahn der B3 angebunden. Dies beinhaltet eine Zufahrt zum Giterbahngelande
von Norden sowie eine Ausfahrt vom Gulterbahngeldnde auf die B3 nach Suden. Eine
Signalisierung dieses Anschlusses ist aus verkehrstechnischer Sicht zur Abwicklung
des Kfz-Verkehrs nicht erforderlich. Sofern der Halbanschluss jedoch langerfristig Be-
stand hat, sollte eine signalisierte Querung fir den Ful3- und Radverkehr eingerichtet
werden, um die starke Barrierewirkung der B3 zwischen Guterbahnhofareal und des
Brihler Quartiers rund um die Offenburgerstral3e zu verringern. Die Umsetzung die-
ser Querung ist bereits Gegenstand des ErschlieBungsvertrags zum 2. Teilbebau-
ungsplan Nr. 2-89.2. Damit wird auch der ful3laufige Zugang zur dortigen Stadtbahn-
haltestelle Hornusstral3e verbessert.

Der restliche Ausbau der Waldkircher Stral3e, d.h. stdlich des Knotenpunktes mit der
B3, weicht im Zwischenzustand nicht vom Endausbau ab.

Die Anbindung des Guterbahnhof-Areals an das HauptverkehrsstraRennetz sowie an
den OPNV und das FufR- und Radwegnetz ist im Falle des Vollanschlusses (wie zuvor
unter ,Endausbau“ beschrieben) qualitativ besser als bei dem Halbanschluss (wie zu-
vor unter ,Zwischenzustand“ beschrieben):

e Beim Zwischenzustand entstehen Umwegfahrten fur den Quellverkehr in Rich-
tung Norden. Dieser muss Uber den Halbanschluss stadteinwarts auf die B3 fah-
ren und anschlieBend die Route Uber die Waldkircher Strae und die Zahringer
Stral3e benutzen. Die ErschlieBung des Plangebietes ist auch im Zwischenzu-
stand gewabhrleistet.

e Dadurch kommt es zu einer deutlichen Belastungszunahme im Verlauf dieses
bereits im Bestand hoch belasteten StralRenzuges (und somit auch an den Kno-
tenpunkten KP1, KP2 und KP16). Somit werden die bestehenden Unvertraglich-
keiten in der Zahringer Stral’e (Larm- und Schadstoffbelastung der angrenzen-
den Randnutzungen) durch den Neuverkehr des Guterbahnhofs Nord weiter
verstarkt.
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e In Folge der Belastungszunahme in der Zahringer Stral3e werden sich die War-
tezeiten an den o.g. Knotenpunkten fir alle motorisierten Verkehrsteilnehmer,
die die Zahringer Stral3e befahren, erhdhen.

e Ohne den Vollanschluss an die B3 ergibt sich fur die vom Giterbahnhof nach
Norden ausfahrenden Verkehrsteilnehmer zudem auf Grund des Umwegs sowie
der hohen Auslastung der signalisierten Knotenpunkte in der Zahringer Stral3e
eine erheblich langere Reisezeit als mit Vollanschluss. Mit Vollanschluss wird
der Verkehr unmittelbar nach Norden auf die dort planfrei ausgebaute B3 — und
damit storungsfrei aul3erhalb der Ortslage gefuhrt.

e Bedingt durch die Umwege ist der Verkehrsaufwand im Kfz-Verkehr (und damit
verbunden die Schadstoffemissionen) ohne Umsetzung der Ortsumfahrung Zéh-
ringen groRRer als erforderlich.

e Aulerdem ist die Orientierung bzw. Begreifbarkeit der Verkehrsfihrung mit Hal-
banschluss vergleichsweise schlecht, insbesondere da Hin- und Gegenrichtung
nicht identisch sind.

o Die Erreichbarkeit des Guterbahnhof-Areals von 6stlich der Rheintalbahn gele-
genen Stadtteilen (Herdern, Zahringen) ist ohne Vollanschluss z.T. nur Uber
Umwege oder Uber untergeordnete StralRen maglich.

e Fur FuRganger und Radfahrer gewdhrleistet der Vollanschluss die signalge-
schitzte Querung der B3. Zur Umsetzung dieser Querung hat sich die Stadt
Freiburg im ErschlieBungsvertrag zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2 ver-
pflichtet.

Die Umsetzung der Ortsumfahrung Zahringen — und damit verbunden ein Vollan-
schluss an die B3 — ist fur die verkehrstechnische ErschlieBung des Giterbahnhofs
Nord zwar nicht erforderlich. Selbst bei vollstandiger Entwicklung des Guterbahnhofs
Nord kann das entstehende Verkehrsaufkommen Uber einen Halbanschluss abgewi-
ckelt werden und die ErschlieBung ist somit gesichert. Eine der Bedeutung des G-
terbahnhofs Nord angemessene hochwertige VerkehrserschlieBung wird jedoch nur
mit einem Vollanschluss an die B3 erreicht. Nur dann ist eine umwegfreie, gut be-
greifbare und fur alle Verkehrsteilnehmer attraktive VerkehrserschlielBung gewahrleis-
tet. Zudem wird vermieden, dass die Stadtteile Brihl und Z&hringen noch starker von
Kfz-Verkehren belastet werden.

Innere Erschlie3ung

Die innere ErschlieBung des Gebietes bildet ein StralRenraster, das sich weitgehend
an den vorhandenen ErschlieBungsstraf3en in Nord-Siid-Richtung orientiert. Die zent-
rale West-Ost-Achse der Eugen-Martin-Stral3e ermdglicht Verbindungen zwischen
diesen Nord-Sud-StraRen. Das gitterférmige StralBennetz gewahrleistet eine gute Er-
reichbarkeit aller Ziele von allen Zufahrten aus.
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Die Fahrbahnen der Stral3en auf dem Guterbahnhofgelande sind mit durchgangig
6,50 Meter angemessen dimensioniert. Damit wird eine Befahrbarkeit des gesamten
Gebiets mit Fahrzeugen des Schwerverkehrs ermoglicht, ohne das Gebiet fur den
Durchgangsverkehr besonders attraktiv zu machen.

Ruhender Kfz-Verkehr

Fir die einzelnen Bauvorhaben sind die gemaf der Stellplatzsatzung der Stadt Frei-
burg erforderlichen Stellplatze im Zuge des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens
nachzuweisen.

Zusatzlich zu den privaten Stellplatzen sind in allen StraRen offentliche Parkstéande
fur Besucher und Kunden im Seitenraum vorgesehen. Dadurch werden zusatzliche
Parkmdglichkeiten fur Besucher, Kunden sowie fir Anlieferung geschaffen.

OPNV-ErschlieBung

Das gesamte Giterbahnhofareal wird grundsatzlich mit vorhandenen OPNV-Linien
erschlossen, befindet sich aber derzeit noch in einer Randlage der Schienennetze. Es
ist jedoch langfristig geplant, die Breisgau-S-Bahn auszubauen und das Stadtbahn-
netz weiterzuentwickeln, wodurch die Anbindung des Giuterbahnhofareals mittel- bis
langfristig weiter verbessert wird.

Von diesen Schienenstrecken ist die Stadtbahn in der Waldkircher Stral3e fir den G-
terbahnhof Nord am wichtigsten, da diese direkt an das Gebiet angrenzt und unmit-
telbar die Bereiche mit dem hdchsten Verkehrsaufkommen erschlief3t. Damit wird ei-
ne erhebliche Verbesserung gegentber dem Bestand erreicht, da sich sowohl die
Wege zu den Haltestellen verkirzen, als auch die Trasse vom Guterbahnhofgelande
erheblich besser wahrnehmbar ist. Nach aktuellem Planungsstand ist von Seiten der
Stadt Freiburg die Verlegung der Stadtbahn in die Waldkircher StraRe bis 2020/21
vorgesehen.

Von der Linie in der Waldkircher Stral3e — sowie auch von der bisherigen Trasse in
der Komturstrafl3e — wird der 6stliche Bereich des Guterbahnhof-Areals besonders gut
erschlossen. Mit zunehmendem Abstand zu den OPNV-Haltestellen nimmt die Er-
schlieBungsqualitat im westlichen Bereich des Untersuchungsgebiets ab, bleibt aber
trotzdem ausreichend. Durch die geplanten S-Bahn-Stationen auf der Giterbahntras-
se (,Tullastrae" im Norden und ,Messe" im Siden) werden der nordwestliche und
sudwestliche Bereich besser erschlossen. Ein Bau der S-Bahn-Haltepunkte ist jedoch
erst sehr langfristig abzusehen.

Weitere Verbesserungen fur den westlichen Teil des Gebietes kann durch die Einfih-
rung einer Buslinie Uber den StralRenzug ,Ingeborg-Krummer-Schroth-Stral3e — Paul-
Ehrlich-StraRe” (PlanstraBen C und D), z. B. als Tangentialverbindung zwischen den
Umsteigeknoten ,Paduaallee”, ,Berliner Allee / Elsasser Strafe* und ,Hornusstral3e”
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erreicht werden. Eine neue Buslinie kdnnte ggf. temporar bis zum Bau der S-Bahn-
Haltepunkte betrieben werden.

Um weitere Direktverbindungen ins Umland herzustellen, kénnte geprtft werden, die
vorhandenen Regionalbuslinien aus der nordlichen Stefan-Meier-Stral3e in die Wald-
kircher Stral3e zu verlegen.

Fir eine optimale Nutzung des vorhandenen und geplanten OPNV-Angebotes ist au-
Rerdem die fuBlaufige Erreichbarkeit der OPNV-Haltestellen wichtig. MaBnahmen
sind dabei:

e Eine attraktive Querung der Isfahanallee in Richtung Hornusstral3e, sobald
sich im ndrdlichen Bereich des Guterbahnhofs in groRerem Umfang publi-
kums- bzw. beschéftigtenintensive Nutzungen angesiedelt haben. Sofern der
Vollanschluss an die B3 noch nicht umgesetzt ist, sollte das Provisorium des
Halbanschlusses mit einem signalisierten Ful3gangeriberweg erganzt werden.
Zur Umsetzung dieser Querung hat sich die Stadt Freiburg im ErschlieBungs-
vertrag zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2 verpflichtet.

e Langfristig: Die attraktive Gestaltung der Zugangswege zu den geplanten S-
Bahn-Stationen (auch zum S-Bahn-Haltepunkt ,Komturplatz*).

Fuf3- und Radverkehr

Das Gluterbahnhof-Areal weist aufgrund seiner integrierten Lage innerhalb der Stadt
Freiburg gunstige Voraussetzungen fur den Ful3- und Radverkehr auf. Jedoch sind
Barrieren zwischen dem Gebiet und den angrenzenden Stadtteilen und Licken der
Infrastruktur, z. B. beim Guterbahnradweg, vorhanden.

Uber das Guterbahnhofareal verlauft der Giterbahnradweg als wichtige innerstadti-
sche Radverkehrstrasse, die zuklnftig als Rad-Vorrang-Route ausgebaut werden
soll. Somit bestehen attraktive Verbindungen in das nérdliche und westliche Stadtge-
biet.

Entsprechend seiner Bedeutung sollte der Giterbahnradweg ein zlgiges und siche-
res Radfahren ermdoglichen. Innerhalb des Guterbahnhofgelandes verlauft der Giter-
bahnradweg nach aktuellem Planungsstand Uber den StralBenzug ,Ingeborg-
Krummer-Schroth-StralRe — Paul-Ehrlich-Stral3e - Berta-Ottenstein-Stral3e” (Planstra-
Ben D, C und E). Dabei sind in der Ingeborg-Krummer-Schroth-Straf3e und der Paul-
Ehrlich-StraRe eigenstéandige Radverkehrsanlagen (Radfahrstreifen) geplant. Die
Radverkehrsplanung der Stadt Freiburg sieht dartber hinaus aul3erhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans eine optionale Fihrung des Glterbahnradweges
parallel zur Guterbahntrasse vor.

Die Anbindung an die benachbarten Stadtteile soll Gber das vorhandene Stra3ennetz
erfolgen. Hierflr ist seitens der Stadt Freiburg die Optimierung der Radverkehrsfiih-
rung u. a. in der Neunlindenstraf3e und in der Waldkircher StralRe geplant und z.T. be-
reits umgesetzt. Die Knotenpunkte an der Waldkircher Straf3e sollten dabei so gestal-
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tet sein, dass fur den Radverkehr jeweils ein sicheres Linksabbiegen mdéglich ist. Ent-
lang der B3 ist ein fahrbahnbegleitender Zweirichtungsradweg geplant.

Zur Verknupfung des Guterbahnhofgelandes mit dem Gebiet ,Offenburger Strafe*
und der Zahringer Stral3e sollte mit der voranschreitenden Entwicklung des Guter-
bahnhofareals eine neue Querung der B3 am geplanten Anschluss der Ingeborg-
Krummer-Schroth-StralRe (PlanstralRe C) hergestellt werden. Eine geeignete Querung
ist beim geplanten Vollanschluss der B3 an das Guterbahnhofareal enthalten. Des-
halb wird empfohlen, wenn der Vollanschluss an die B3 nicht im Zuge der Entwick-
lung des Guterbahnhofareals umgesetzt wird, den im sogenannten Zwischenzustand
vorgesehenen Halbanschluss durch eine signalisierte Querung zu erweitern.

Die Nahe zu den angrenzenden Wohngebieten bietet gute Voraussetzungen fir kurze
Wege und hohe Ful3gangeranteile, sofern gute FuBwegeverbindungen hergestellt
werden.

Mit der voranschreitenden Entwicklung des Giterbahnhofs Nord und dem damit ver-
bundenen steigenden Ful3gangeraufkommen wurden fur Ful3génger in regelmafigen
Abstanden bereits Querungsmadglichkeiten in Form von Mittelinseln Gber die Waldkir-
cher Stral3e geschaffen. Bei Verlegung der Stadtbahn in die Waldkircher StrafRe sind
diese Querungsmdéglichkeiten aufrecht zu erhalten und zu signalisieren.

Am geplanten Anschluss der Planstra3e C an die B3 sollte mit der voranschreitenden
Entwicklung des Giiterbahnhofareals eine signalisierte Querung fur den FuRverkehr
hergestellt werden. Eine geeignete Querung ist beim geplanten Vollanschluss der B 3
an das Guterbahnhofareal enthalten. Wenn der Vollanschluss an die B 3 nicht im Zu-
ge der Entwicklung des Giterbahnhofareals umgesetzt wird, sollte der im sogenann-
ten Zwischenzustand vorgesehene Halbanschluss durch eine signalisierte Querung
erweitert werden. Die Umsetzung dieser Querung wurde im ErschlieBungsvertrag
zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2 sichergestellit.

Innerhalb des Guterbahnhofgeldndes ist fur die Gehwege in der Regel eine Breite von
2,50 Meter vorgesehen. Damit ist eine ausreichende Breite fir Ful3ganger gegeben.
Mehrere Platzflachen ermdéglichen einen Aufenthalt in unterschiedlichen Bereichen
des Untersuchungsgebiets. Die Eugen-Martin-StrafRe (Planstral3e H) stellt als zentrale
Achse fur Ful3ganger eine attraktive Verbindung zwischen dem Knotenpunkt
.B3 / Waldkircher Straf3e" und dem Ubrigen Untersuchungsgebiet her.

Leistungsfahigkeitsuntersuchung

Im Rahmen einer Leistungsfahigkeitsuntersuchung wurden die Auswirkungen des
durch den Giterbahnhof Nord entstehenden Kfz-Aufkommens auf die umliegenden
Knotenpunkte untersucht. Der Untersuchungsraum und das Verfahren wurden mit
dem Garten- und Tiefbauamt der Stadt Freiburg i.Br. abgestimmt. Untersucht wurden
jeweils die vormittagliche und nachmittagliche Spitzenstunde fiir den Prognose-
Planfall dem die Umsetzung aller MaRnahmen aus dem Verkehrsentwicklungsplan
bzw. dem ErschlieBungskonzept zu Grunde liegen sowie fir den Zwischenzustand,
der die geplante Ortsumfahrung Zahringen nicht enthalt.
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5.4.1 Prognose-Planfall — Vollanschluss an B3

Es ist festzustellen, dass das Verkehrsaufkommen beim Prognose-Planfall an allen
untersuchten Knotenpunkten in der unmittelbaren Umgebung des Guterbahnhofs
Nord sowohl wahrend der vormittaglichen als auch wahrend der nachmittaglichen
Spitzenstunde mit Verkehrsqualitatsstufe ,D* oder besser abgewickelt werden kann.

Bei dem zugrunde gelegten Ausbau funktioniert der Knotenpunkt des Vollanschlus-
ses an die B3 mit guter Verkehrsqualitdt. Am westlich angrenzenden Knotenpunkt
~Ingeborg-Krummer-Schroth-Stral3e / Zita-Kaiser-Straf3e” ist keine Signalisierung er-
forderlich.

Fur FulRganger ist an allen drei geplanten FuRgangerfurten wahrend der vor- und
nachmittaglichen Spitzenstunde jeweils mindestens Verkehrsqualitatsstufe C gege-
ben.

Die vier untersuchten Knotenpunkte im Verlauf der Waldkircher StrafRe funktionieren
mit dem zu Grunde gelegten Knotenpunktausbau, der dem aktuellen Stand der Pla-
nung zur Stadtbahn Waldkircher Stral3e entspricht. Dabei ist eine uneingeschrankte
Bevorrechtigung der Stadtbahn durch eine geeignete Signalsteuerung unterstellt. Die
Verkehrsqualitat der Hauptstrome in der Waldkircher Straf3e ist durchweg gut bis sehr
gut. Dies betrifft auch die beiden Kreisverkehrsplatze ,Waldkircher StrafRe / Kaiser-
stuhlstraBe / Rennweg“ und ,Waldkircher Straf3e / NeunlindenstraBe“. An diesen
Kreisverkehrspléatzen kdnnen die starken Geradeausstrome in der Waldkircher Stral3e
jeweils parallel abfliel3en.

Dadurch entstehen jedoch vergleichsweise geringe Zeitliicken fur den zuflieBenden
Verkehr in den Querstrallen. Am wenigsten Kapazitatsreserven sind dabei am Kno-
tenpunkt ,Waldkircher Stral3e / KaiserstuhlstraRe / Rennweg" in der Kaiserstuhlstral3e
gegeben. In dieser Zufahrt wird sowohl wahrend der vormittaglichen, als auch wah-
rend der nachmittaglichen Spitzenstunde gerade noch die Verkehrsqualitatsstufe D
erreicht. In der Zufahrt vom Rennweg ist in der nachmittaglichen Spitzenstunde eben-
falls nur die Verkehrsqualitatsstufe D gegeben. In der Zufahrt Neunlindenstral3e wird
der Kfz-Verkehr in der vormittaglichen Spitzenstunde mit der Verkehrsqualitatsstufe C
und in der der nachmittaglichen Spitzenstunde mit der Verkehrsqualitatsstufe B ab-
gewickelt.

Die Leistungsfahigkeit am Knotenpunkt ,Waldkircher StraRe / B3" ist wahrend der
Spitzenstunden grundsatzlich gegeben. Allerdings weist der Knotenpunkt nur ver-
gleichsweise geringe Kapazitatsreserven auf. Insbesondere wahrend der nachmittag-
lichen Spitzenstunde werden mehrere Strome nur mit der Verkehrsqualitatsstufe C
oder D abgewickelt. Der Knotenpunkt ,Waldkircher Stral3e / Zahringer Straf3e” wird im
Prognose- Planfall durch den Ausbau der Ortsumfahrung Zahringen erheblich entlas-
tet. Dadurch ist an diesem Knotenpunkt gegentber dem Bestand grundsétzlich eine
deutliche Verbesserung des Verkehrsablaufs zu erwarten.

Anlasslich der Ansiedlung neuer Nutzungen suddstlich der Lameystral3e wurde an
diesem Knotenpunkt zukinftig das Linksabbiegen aus Norden in die Lameystralie
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ermdglicht. Dazu wurde in der nérdlichen Zufahrt ein zusétzlicher Linksabbiegestrei-
fen hergestellt und das Signalprogramm entsprechend geédndert. Durch die Umset-
zung der Ortsumfahrung Zahringen wird der Knotenpunkt erheblich entlastet. Daher
ist beim Prognose-Planfall an diesem Knotenpunkt eine befriedigende Verkehrsquali-
tat gegeben.

Die Leistungsfahigkeit des Knotenpunktes , NeunlindenstralRe / Planstral3e D (Paul-
Ehrlich-Stral3e)* wird in hohem MalRe durch das Radverkehrsaufkommen auf dem
Guterbahn-Radweg beeinflusst. Die Menge und Richtungsverteilung des Radverkehrs
wahrend der Spitzenstunden kann nur Uberschlagig prognostiziert werden. Mit der
prognostizierten Verkehrsverteilung an diesem Knotenpunkt wird bei einem Betrieb
als vorfahrtgeregelter Knotenpunkt wahrend der Spitzenstunden mindestens die Ver-
kehrsqualitatsstufe D erreicht.

Auch an den Knotenpunkten ,Berliner Allee / Elsasser StralRe* und , Breisacher
StralBe / EschholzstrafRe” ist die Leistungsfahigkeit beim Prognose-Planfall gege-
ben. Es wird fir alle Verkehrsstrome mindestens die Qualitatsstufe D erreicht.

Zwischenzustand mit Halbanschluss an die B3

Ergebnis der Leistungsfahigkeitsberechnung ist, dass das Verkehrsaufkommen auch
bei einem Zwischenzustand an allen untersuchten Knotenpunkten in der unmittelba-
ren Umgebung des Giterbahnhofs Nord sowohl wahrend der vormittaglichen als
auch wahrend der nachmittéglichen Spitzenstunde mit Verkehrsqualitatsstufe ,D* o-
der besser abgewickelt werden kann.

Erhebliche Unterschiede im Vergleich zum Prognose-Planfall ergeben sich nur an
den Knotenpunkten im Zuge der B3, da im Zwischenzustand der von der Ingeborg-
Krummer-Schroth-Stral3e (Planstral3e C) nach Norden ausfahrende Verkehr durch die
Zahringer Strafl3e fahren muss. An den Ubrigen Knotenpunkten in der Umgebung des
Guterbahnhofs Nord ergeben sich dagegen keine signifikanten Veranderungen der
Verkehrsbelastung.

Mit dem bestehenden Halbanschluss an die B3 kann das prognostizierte Verkehrs-
aufkommen wahrend der Spitzenstunde problemlos abgewickelt werden. Die Er-
schlieBung des Gebietes ist damit auch fur den Zwischenzustand mit dem Halban-
schluss gesichert.

Im Vergleich zum Prognose-Planfall wird beim Zwischenzustand an den Knotenpunk-
ten der Waldkircher Stral3e / B3 sowie Waldkircher StralRe / Zahringer StralRe
durch die Entwicklung des Giterbahnhofs Nord erheblich Neuverkehr erzeugt. Dieser
Neuverkehr fuhrt jedoch gegenlber dem Ist-Zustand nur zu einer unerheblichen bzw.
geringfugigen Zunahme, da an diesen Knotenpunkten — abgesehen vom Neuverkehr
durch den Giterbahnhof Nord — in Zukunft ein Rickgang der Verkehrsbelastung zu
erwarten ist.

Am Knotenpunkt , Waldkircher Stral3e / B3* ist bereits im Bestand wahrend der
vormittaglichen Spitzenzeit h&ufig ein Rickstau auf der B3 stadteinwarts zu beobach-
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ten. Dieser Ruckstau zeigt sich auch in der Simulation. Aufgrund der vergleichsweise
langen Freigabezeit baut er sich jedoch bis zum Ende der jeweiligen Freigabezeit in
der Regel wieder ab, so dass die meisten Fahrzeuge den Knotenpunkt im ersten Um-
lauf nach ihrer Ankunft ohne langere Wartezeit passieren konnen.

Da wahrend der vormittaglichen Spitzenstunde nur wenig Quellverkehr auf dem G-
terbahnhof-Areal entsteht ergibt sich durch das Guterbahnhof-Areal keine erhebliche
Verschlechterung der Leistungsfahigkeit an diesem Knotenpunkt.

Auch am Knotenpunkt ,Zahringer StralRe / Tullastral3e / LameystraRe” steigt die
Verkehrsbelastung durch den Neuverkehr des Giterbahnhofs Nord weiter an.

Anlasslich der Ansiedlung neuer Nutzungen sidostlich der Lameystra’e wurde an
diesem Knotenpunkt das Linksabbiegen aus Norden in die Lameystral3e ermdglicht.
In diesem Zusammenhang wurde in dieser Zufahrt ein zuséatzlicher Linksabbiegestrei-
fen hergestellt und das Signalprogramm entsprechend angepasst.

Damit wird — ohne die Zusatzbelastung durch den Giterbahnhof Nord — zu allen Ta-
geszeiten eine ausreichende Leistungsfahigkeit des Knotenpunkts erreicht. Der Kno-
tenpunkt bleibt jedoch aufgrund des starken stadtauswarts gerichteten Fahr-
zeugstroms zur nachmittaglichen Belastungsspitze stérungsanfallig, kann aber den-
noch abgewickelt werden. Eine weitere Belastungszunahme, z.B. durch weitere ver-
kehrsinduzierende Vorhaben in Zahringen, wird diese bestehende Problematik weiter
verscharfen.

Bei allen anderen Knotenpunkten ergeben sich hinsichtlich der Verkehrsqualitat
keine signifikanten Abweichungen gegeniiber dem Endausbau (Prognose-Planfall).

Fazit

Insgesamt zeigt die Leistungsfahigkeitsuntersuchung, dass der gesamte durch den
Guterbahnhof Nord entstehende Neuverkehr in den untersuchten Planfallen abgewi-
ckelt werden kann. Damit ist die ErschlieBung des Guterbahnhofs Nord im Zwischen-
zustand mit dem Halbanschluss und bei einer Realisierung der Ortsumfahrung Zah-
ringen mit einem Vollanschluss an die B3 gesichert.
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Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Belan-
ge der Umwelt

Schall- und Larmschutz

In der Schalltechnischen Untersuchung zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans
Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, vom 22.02.2018 wurden von der FIRU Gfl der
Verkehrslarm und der Gewerbeldarm untersucht. In der Verkehrslarmuntersuchung
wurden die Auswirkungen der Planung auf die Verkehrslarmverhaltnisse fir den
Prognose-Fall 2030 sowie die Verkehrslarmeinwirkungen im vorliegenden Plangebiet
untersucht. In der Gewerbelarmuntersuchung wurden die Gewerbelarmeinwirkun-
gen durch bestehende und planungsrechtlich zulassige gewerbliche Nutzungen in der
Umgebung des vorliegenden Plangebiets und durch die Gerauscheinwirkungen durch
die geplanten Nutzungen innerhalb des Geltungsbereichs des 2. Teilbebauungsplans
Giuterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, untersucht.

Verkehrslarmuntersuchung

Die Untersuchung der Verkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet erfolgte auf Grundla-
ge der Verkehrsdaten fur den Prognose-Fall 2030 (Stral3enverkehr) und auf Grundla-
ge der Analysedaten 2016 (Bahnverkehr). Die durch die Deutsche Bahn AG Ubermit-
telten Prognosedaten berlcksichtigen den Schienenausbau der Rheintalbahn. Nach
dem Ausbau der Rheintalbahn ist mit deutlich weniger Ziigen auf der Guterbahnstre-
cke 4312 Gundelfingen — Freiburg Sid und damit auch mit deutlich geringeren Schie-
nenverkehrslarmeinwirkungen zu rechnen. Da diese Analysedaten von 2016 deutlich
héhere Werte als die Prognosedaten der DB AG beinhalten, stellt die Berechnung der
Schienenverkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet mittels der Analysedaten 2016 ei-
ne belastbare Grundlage dar.

Fur die Beurteilung der Verkehrslarmeinwirkungen im Geltungsbereich der 1. Ande-
rung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wurden die
einschlagigen Orientierungswerte des Beiblatts 1 zur DIN 18005 herangezogen.

Die Beurteilung der Auswirkung der Planung auf Verkehrslarmverhéltnisse an beste-
henden Gebauden entlang der bestehenden StralBen in der Umgebung des Gel-
tungsbereichs der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-
Nr. 2-89.2a, erfolgte fur den Prognose-Fall 2030. Im rechtsverbindlichen 2. Teilbe-
bauungsplan Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2, wurden u.a. fir den Untersu-
chungsfall Zwischenzustand Z2 die Fassaden von Gebauden ermittelt, an denen
nach MalRgabe der Rechtsprechung Anspruch auf Larmschutz besteht. Zur Ermittlung
der Auswirkungen der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, auf die Verkehrslarmverhaltnisse (planbedingte Zusatzverkehre)
wurden die wesentlichen Verkehrslarmpegelerhéhungen im Prognose-Fall 2030 mit
denen im Zwischenzustand Z2 ermittelt (vgl. Kap. 6.1.2) und einander gegeniberge-
stellt (vgl. Kap. 6.1.3).
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6.1.2 Auswirkung der Planung auf die Verkehrslarmverhdltnisse

Die Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf die Verkehrslarmverhaltnisse er-
folgt in Anlehnung an die Kriterien der 16. BImSchV zur wesentlichen Anderung von
StrafRen- und Schienenwegen. Danach sind die Pegelerhéhungen als relevant einzu-
stufen, soweit sie

e den Beurteilungspegel der Verkehrsgerausche fir den Tag oder die Nacht rech-
nerisch (d.h. aufgerundet) um mindestens 3 dB(A) erhéhen und

o die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV erstmals oder weitergehend Uber-
schritten werden.

Zusatzlich sind alle Pegelerhdhungen oberhalb der Schwellenwerte von 70 dB(A) am
Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht als wesentlich zu beurteilen.

Die Beurteilung der Verkehrslarmeinwirkungen an bestehenden Geb&uden innerhalb
des Untersuchungsbereichs erfolgt fur den Prognose-Planfall (Prognosejahr 2030).
Der Untersuchungsbereich umfasst in Anlehnung an die entsprechenden Regelungen
der TA Larm, die StraBenabschnitte auBerhalb des Geltungsbereichs der 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, die bis zu 500 m
von den Anschlusspunkten der geplanten ErschlieBungsstral3en an das bestehende
Stral3ennetz aul3erhalb des Geltungsbereichs entfernt sind.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum 2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2, wurden bereits 2013 die Auswirkungen der Planung fir das
gesamte Giterbahnhof-Areal auf die Verkehrslarmverhéltnisse auf bestehenden
StralRen in der Umgebung untersucht und beurteilt. Es ist zu prufen, ob aufgrund der
1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, im Un-
tersuchungsbereich im Vergleich zu den Prognosen von 2013 zusétzliche Fassaden
von wesentlichen Verkehrslarmpegelerhéhungen betroffen sind. Dies ist der Fall,
wenn eine Fassade im Untersuchungsbereich, fur die in den Untersuchungen 2013
Verkehrslarmpegel von weniger als 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht
prognostiziert wurden, im aktuellen Prognose-Planfall (Prognosejahr 2030) eine Ver-
kehrslarmbelastung von 70 dB(A) oder mehr am Tag oder von 60 dB(A) oder mehr in
der Nacht aufweist. Fir eine Beurteilung ,auf der sicheren Seite" wird unterstellt, dass
die planbedingten Zusatzverkehre der im Geltungsbereich der 1. Anderung des 2.
Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, zuldssigen Nutzungen an
allen stralRenzugewandten Fassaden entlang der relevanten StralRenabschnitte im
Untersuchungsbereich Immissionsanteile von mindestens 0,1 dB(A) am Gesamtver-
kehrslarmpegel verursachen.

An Gebéauden entlang folgender Stral3enabschnitte innerhalb des Untersuchungsbe-
reichs werden im Prognose-Planfall (Prognosejahr 2030) die Schwellenwerte von
70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht erreicht oder tberschritten:

¢ NeunlindenstraRe Abschnitt 1 (Geb&dude Neunlindenstral’e 36 und 38),

e Waldkircher StraRe Abschnitt 1 (Gebaude Waldkircher StralBe 1, 2, 3, 5, 9, 11),
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e Karlsruher Strafe Nord Abschnitt 1 und 2 bzw. Isfahanallee Abschnitt 1 und 2
(Karlsruher StralRe 18, 20, 34, 38 und 40).

Unter Berlcksichtigung der fur den Prognose-Planfall (Prognosejahr 2030) tbermittel-
ten Verkehrsmengen und StraRenlagen werden zusatzlich zu den in der Anlage 3 zur
Begrindung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2, von
2015 aufgezeigten Fassadenabschnitten an den stralenzugewandten Fassaden der
Gebaude:

e Karlsruher StrafRe 18, 20 und 38.

Verkehrslarmeinwirkungen oberhalb der Schwellenwerte von 70 dB(A) am Tag bzw.
von 60 dB(A) in der Nacht berechnet.

Fur die drei genannten Gebaude wurden im rechtsverbindlichen 2. Teilbebauungs-
plan Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2, keine Verkehrslarmpegel >70 dB(A) am
Tag bzw. >60 dB(A) in der Nacht prognostiziert.

Es besteht nach MalRgabe der Rechtsprechung Anspruch auf Larmschutz in entspre-
chender Anwendung der 16. BImSchV bzw. aufgrund gesundheitsgefdhrdender
Larmpegel.

Verkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet

Die Verkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wurden anhand der Orientierungswerte
des Beiblatts 1 zur DIN 18005 beurteilt. Die Stralenverkehrslarmeinwirkungen im
Plangebiet wurden auf der Grundlage der im Verkehrsgutachten der R+T Ingenieure
fur Verkehrsplanung angegebenen Verkehrsmengen fur den Prognose-Fall 2030 er-
mittelt. Die Schienenverkehrsl&armeinwirkungen durch die Bahnstrecke westlich des
Plangebiets wurden anhand der durch das Bahn-Umwelt-Zentrum der Deutschen
Bahn AG Ubermittelten Zugdaten fir die Analyse 2016 ermittelt. Diese Analysedaten
2016 beinhalten deutlich héhere Werte als die Prognosedaten der DB AG, so dass
eine belastbare Berechnungsgrundlage zugrunde liegt.

Am Tag (6:00 - 22:00 Uhr) und in der Nacht (22:00 - 6:00 Uhr) werden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 fur Verkehrslarmeinwirkungen in Mischgebieten von
60 dB(A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht bei freier Schallausbreitung im gesamten
Plangebiet Uberschritten. Insbesondere in den geplanten Mischgebieten Ml 10b, 12b
und 12c sind an den der Bahnstrecke zugewandten Fassaden méglicher Baukorper
deutliche Uberschreitungen der Orientierungswerte zu erwarten.

Auch trotz dieser zum Teil deutlichen Uberschreitungen sollen Wohnnutzungen er-
moglicht werden, um dem Wohnraummangel in Freiburg nachzukommen und somit
die stetig steigende Nachfrage nach Wohnungsbau zu bedienen; eine Abwanderung
der Bevolkerung in den umliegenden landlichen Raum soll damit verhindert werden.
Gemal 8la Abs. 2 S. 1 BauGB wird das stadtebauliche Ziel verfolgt, sparsam mit
Grund und Boden umzugehen, was in Bezug auf das Areal des Guterbahnhofs insbe-
sondere eine Innenentwicklung im innerstadtischen Bereich und eine Nachverdich-
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tung des Guterbahnhofareals beinhaltet. Innerhalb des dicht besiedelten Stadtgefu-
ges von Freiburg ist es kaum mdglich, allein durch die Wahrung von ausreichenden
Abstanden von Wohngeb&uden zu den Verkehrslarmquellen, schadliche Umweltein-
wirkungen zu vermeiden.

Aufgrund der Uberschreitung der Orientierungswerte sind SchallschutzmaRnahmen
vorzusehen. Durch LArmschutzwénde innerhalb des Plangebiets lassen sich aufgrund
der Abstande, der Hohe der geplanten bis zu sechsgeschossigen Bebauung und der
nicht vorhandenen Uberstandslangen die Schienenverkehrslarmeinwirkungen nicht
wirkungsvoll abschirmen.

Das vorliegende Bebauungskonzept, das den Festsetzungen des Bebauungsplans
zugrunde liegt, reagiert auf die hohen Schienenverkehrslarmeinwirkungen. Die der
Bahnstrecke nachstgelegene Bebauung innerhalb der Mischgebiete Ml 10b, 12b und
12c ist als geschlossene Riegelbebauung mit einer Mindesthdhe (libertragen auf den
Rahmenplan mindestens finf Geschosse) vorgesehen. Durch die abschirmende Wir-
kung dieser Geb&auderiegel werden die Schienenverkehrslarmeinwirkungen in den
von der Bahnstrecke aus gesehenen, dahinterliegenden Mischgebieten deutlich ge-
mindert.

Auch an den der PlanstralRe F und der Neunlindenstrall3e zugewandten Fassaden der
geplanten Gebaude in den Mischgebieten MI 10a, Ml 10c, Ml 11a, Ml 11b, Ml 12a
und Ml 12a.1 werden die Orientierungswerte der DIN 18005 fir Mischgebiete lber-
schritten. Aktive SchallschutzmalRnahmen, wie beispielsweise Larmschutzwéande, ent-
lang dieser Strafl3en werden aufgrund der geringen schallmindernden Wirkung in den
oberen Geschossen der geplanten Bebauung und der ErschlieRungsfunktion nicht
empfohlen.

Die Gebietsausweisungen der an der Bahnstrecke gelegenen nordwestlichen Gewer-
begebiete und die Situierung der Mischgebiete stidéstlich der Paul-Ehrlich-Stral3e be-
rucksichtigen das Trennungsgebot nach § 50 BImSchG, wonach bei der Planung die
fur eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen sind,
dass schadliche Umwelteinwirkungen soweit wie méglich vermieden werden.

Wegen der hohen Verkehrslarmeinwirkungen — insbesondere durch den Schienen-
verkehr — sind die der Bahnstrecke zugewandten Fassaden der geplanten Gebaude
in den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c¢ (Gebéude C2-4, 2-5, D1-1, D1-8, D2-1
und D2-2 im Rahmenplan) nur bedingt zum Wohnen geeignet. Die Grundrisse der
Wohnungen in diesem Teil des Plangebiets sind so zu gliedern, dass Wohn- und
Schlafraume zur larmabgewandten stdostlichen Fassade orientiert werden. Fir
schutzbedirftige Raume (z.B. Blrordaume) an den der Bahnstrecke zugewandten
Fassaden sind keine ¢ffenbaren Fenster zuldssig. Jedes der geplanten Gebaude in
den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c verfiigt Uber eine larmabgewandte, stidostli-
che Fassade, an welcher der Orientierungswert eingehalten wird. Entsprechend der
Festsetzungen im Bebauungsplan muss jede Wohnung in diesen Mischgebieten tber
mindestens einen Aufenthaltsraum mit einem Fenster an der larmabgewandten sud-
Ostlichen Geb&audeseite verfigen. Damit sind auch in den Teilen der Mischgebiete, in
denen es an einzelnen Fassaden zu Uberschreitungen der Orientierungswerte
kommt, mischgebietsvertragliche Wohnverhaltnisse gewahrt.
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An den Fassadenabschnitten der geplanten Baukdrper in den Mischgebieten MI 10a,
10c, 11a, 11b, 12a und 12a.l1, an denen der Orientierungswert in der Nacht Uber-
schritten wird, kdnnen im Nachtzeitraum in schutzbediirftigen R&umen (Schlafzimmer,
Kinderzimmer) durch passive Larmschutzmaf3ahmen und entsprechende Liftungs-
einrichtungen vertragliche Innenpegel sichergestellt werden. Diese passiven Larm-
schutzmalRnahmen gewahrleisten, dass bei geschlossenen Fenstern ein Innenpegel
erreicht wird, der ungestorten Nachtschlaf ermoglicht. Schlafraumen, die an einer
Fassade ab einem mafgeblichen Aufl3enlarmpegel von 61 dB(A) (Nacht) angeordnet
werden und nicht Uber mindestens ein Fenster an einer larmabgewandten Seite ver-
fugen, mussen gemal der Festsetzung zur Beliiftung von Schlafraumen einen aus-
reichenden Schallschutz unter Berlcksichtigung der erforderlichen Bellftung mit
schallgedammten Liftungsanlagen aufweisen. Dadurch wird auch in Schlafrdumen
an Fassaden, die von Orientierungswerttiberschreitungen betroffen sind, ein ange-
messener Schutz des Nachtschlafes sichergestellt. Zum Schutz vor den Verkehrs-
larmeinwirkungen erfolgte zudem die Festsetzung einer entsprechenden Grundriss-
orientierung (vgl. auch Kap. 3.9.1 und 3.9.2).

Durch die in den textlichen Festsetzungen festgeschriebenen Schallschutzmaf3nah-
men wird somit ein angemessener Larmschutz gewéhrleistet. Auf die Festsetzung
von baulichen Mafinahmen zum Schutz der Frei- und Gartenflachen, wie z.B. hohe
Larmschutzmauern um die Gartenbereiche, wird im Rahmen der Abwagung verzich-
tet. Larmschutzmauern wirden eine unverhaltnismaRige Verschattung der Freiberei-
che mit sich fuihren, die Durchliftung der Garten wirde stark eingeschrankt und hatte
negative Auswirkungen auf das Kleinklima und letztendlich wiirde der gewinschte
Charakter eines grof3ziigigen zusammenhangend durchgrinten Quartiers verloren
gehen (vgl. Kap.3.10.4).

Gewerbelarmeinwirkungen im Plangebiet durch bestehende und planungs-
rechtlich zulassige Betriebe in der Umgebung und innerhalb des Plangebiets

Innerhalb des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, werden entlang der Bahntrasse zwei Gewerbegebiete (GE II-
1 und GE III-1) festgesetzt. Der rechtsverbindliche 2. Teilbebauungsplan Guterbahn-
hof Nord, Plan-Nr. 2-89.2, setzt firr diese Gebiete Larmkontingente fest. Diese Larm-
kontingente wurden in der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, Ubernommen.

Durch die zulassigen Gerauschemissionen dieser Gewerbegebiete werden die Orien-
tierungs- bzw. Immissionsrichtwerte fir Mischgebiete von 60 dB(A) am Tag und
45 dB(A) in der Nacht in den geplanten Mischgebieten um mehr als 6 dB(A) unter-
schritten. An den bestehenden Wohngebéauden entlang der Neunlindenstral3e werden
die Orientierungs- bzw. Immissionsrichtwerte fir Mischgebiete deutlich um mindes-
tens 5 dB(A) unterschritten.

Im sudlichen Teil der geplanten Mischgebiete MI 11a (Baufeld C1) und MI 12a (Bau-
feld D1) befinden sich derzeit bis voraussichtlich zum Jahr 2026 eine Tankstelle
(Extrol) und ein Reifen- und Autoservice (Vergolst), die Uberplant werden.
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Durch die Gewerbebetriebe Extrol und Vergdlst wird an der nachstgelegenen geplan-
ten Bebauung im Mischgebiet Ml 12a nérdlich des Betriebsgelandes der Firma Ver-
golst im Tagzeitraum der Orientierungswert der DIN 18005 und der Immissionsricht-
wert der TA Larm fur Mischgebiete von 60 dB(A) deutlich um mehr als 3 dB(A) unter-
schritten. Zur Ermittlung der durch den Betrieb der Tankstelle Extrol in der unglins-
tigsten (lautesten Nachtstunde) zu erwartenden Einwirkungen in den geplanten
Mischgebieten wurden im Oktober 2012 orientierende Gerduschmessungen durchge-
fuhrt. Es liegen keine Hinweise daflr vor, dass sich die Betriebstatigkeiten der Tank-
stelle Extrol zwischenzeitlich so ge&ndert haben, dass die Erkenntnisse aus den ori-
entierenden Gerauschmessungen vom Oktober 2012 fir eine Beurteilung der Ge-
rauscheinwirkungen in den geplanten Mischgebieten nicht geeignet sind. Relevante
Gewerbelarmeinwirkungen durch den Tankstellenbetrieb waren am Messort 1 in rund
30 m Entfernung zur Tankstelle nicht wahrnehmbar. Der eigentliche Tankstellenbe-
trieb findet im sidlichen Teil des Betriebsgeldndes statt. An den néachstgelegenen
Baufeldern C1-6 und D1-4 auf3erhalb der Flachen mit Mietbindung kénnen unzumut-
bare Gewerbelarmeinwirkungen durch den Tankstellenbetrieb in der Nacht ausge-
schlossen werden.

Nordwestlich des vorliegenden Plangebiets befinden sich jenseits der Bahntrasse
mehrere gewerbliche Betriebe innerhalb von festgesetzten Gewerbe- und Industrie-
gebieten, die Anlagen der Rollenden Landstraf3e (ROLA) der RAIpin AG sowie das
Messegelande Freiburg. Nordostlich und 6stlich des Plangebiets der 1. Anderung des
2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, sind im Geltungsbe-
reich des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, mehrere kon-
tingentierte Gewerbegebiete festgesetzt.

Durch die geplanten, bestehenden und planungsrechtlich zulassigen gewerblichen
Nutzungen innerhalb und in der Umgebung des vorliegenden Plangebiets werden im
nordlichen Teil der geplanten Mischgebiete die Orientierungswerte fir Gewerbe-
l[Armeinwirkungen in Mischgebieten am Tag von 60 dB(A) und 45 dB(A) in der Nacht
lediglich im noérdlichen Teil des Plangebiets um bis zu 2 dB(A) und entlang der Plan-
stral3e D (Paul-Ehrlich-StraRe) um bis zu 1 dB(A) geringfligig Uberschritten. Im tber-
wiegenden Teil des Plangebiets wird der Orientierungswert eingehalten. Nach der
Festsetzung der Grundrissorientierung sind an den, den Gewerbegebieten GE II-1
und GE l11I-1 zugewandten Fassaden in den Mischgebieten MI 10b, 12b und 12c kei-
ne offenbaren Fenster von schutzbedirftigen Raumen zuléssig. Die fur die Beurtei-
lung der Gewerbelarmeinwirkungen in den geplanten Mischgebieten maf3geblichen
Immissionsorte befinden sich an den, den Gewerbegebieten GE II-1 und GE llI-1 ab-
gewandten Fassaden der geplanten Bebauung in den Mischgebieten MI 10b, 12b
und 12c und an Fassaden der geplanten Bebauung in den tbrigen Mischgebieten (Ml
10a, 10c, 11a, 11b, 12a und 12a.1). Unter Berticksichtigung der geplanten Bebauung
vermindern sich die Gewerbelarmeinwirkungen insbesondere an den, den Gewerbe-
gebieten GE I1I-1 und GE IllI-1 abgewandten Fassaden der geplanten Bebauung in
den Mischgebieten Ml 10b, 12b und 12c weiter. An den geplanten Gebauden in den
Ubrigen Mischgebieten MI 10a, 10c, 11a, 11b, 12a und 12a.1 kbnnen unzumutbaren
Gewerbelarmeinwirkungen durch die bestehenden und planungsrechtlich zulassigen
gewerblichen Nutzungen in der Umgebung ausgeschlossen werden.

Zu den Gerauscheinwirkungen durch den Betrieb der ROLA westlich des Plan-
gebiets wurden im Rahmen der Infrastrukturanpassungen der ROLA im Jahr 2015



6.2

-90 -

schalltechnische Untersuchungen (vgl. FIRU Gfl mbH Bericht-Nr. P15-143/1 vom 25.
Juni 2015) durchgeflhrt.

Im Tagzeitraum wird der Immissionsrichtwert der TA Larm fir Mischgebiete von
60 dB(A) in den geplanten Mischgebieten im Plangebiet um mehr als 6 dB(A) unter-
schritten. In der unginstigsten Nachtstunde fuhrt der Betrieb der ROLA an den der
Bahnstrecke zugewandten Fassaden der geplanten Gebaude in den Mischgebieten
MI 10b, 12b und 12c (Gebaude C2-4, 2-5, D1-1, D1-8, D2-1 und D2-2 im Rahmen-
plan) in der ersten Baureihe entlang der Paul-Ehrlich-Stral3e (Planstral3e D) und In-
geborg-Krummer-Schroth-StraBe zu Uberschreitungen des Orientierungswerts fiir
Mischgebiete von 45 dB(A) um bis zu 7 dB(A). An diesen Fassaden sind nach den
Festsetzungen zur Grundrissorientierung keine 6ffenbaren Fenster von schutzbedurf-
tigen R&umen zuléssig. An allen anderen geplanten Baukorpern wird an allen Fassa-
denabschnitten der Orientierungswert eingehalten.

Klima und Lufthygiene

Um die Auswirkungen der Planungen auf die Luftschadstoffbelastung und das Klima
zu ermitteln, wurde das im Jahr 2012 fur den 2. Teilbebauungsplan Guterbahnhof
Nord, Plan Nr. 2-89.2, erstellte Fachgutachten Klima/Lufthygiene des Biros
SPACETEC Steinicke & Streifeneder Umweltuntersuchungen, Freiburg, im Juli 2017
zur Anpassung an die geanderten Nutzungsstrukturen tberarbeitet.

Trotz gewisser Synergien wurden wesentliche Teile der erforderlichen Untersuchun-
gen neu durchgefuhrt, da aktuelle Verkehrszahlen zugrunde gelegt werden mussten.
Damit ein aus fachgutacherlicher Sicht einheitliches und aussagekréaftiges Gesamtbild
erzeugt werden konnte, wurden die Untersuchungen auf das gesamte Giterbahn-
hofsareal und dessen direkter Umgebung ausgedehnt.

Folgende Punkte wurden in dem Fachgutachten Klima / Lufthygiene bearbeitet:

e Aktualisierung der Auswirkungen der Planung auf die an das vorliegende
Plangebiet angrenzende Bebauung durch Kfz-bedingte Emissionen im Ist-
Zustand (2015), im Zwischenzustand (Halbanschluss an die B3) und im Prog-
nose-Planfall (Vollanschluss an die B3) jeweils 2030,

¢ Aktualisierung der Auswirkung der Planung auf die im vorliegenden Plangebiet
liegende Bebauung durch Kfz-bedingte Emissionen im Prognose-Planfall
(Vollanschluss an die B3, 2030),

o Auswirkungen der geplanten Nutzung (Versiegelungsgrad / GRZ, Gebaude-
héhen und —ldangen, Gebaudestellung) und davor notwendige Bautatigkeit auf
das Plan- und Untersuchungsgebiet,

¢ Aussagen zu den klimatischen Auswirkungen der Planung (Warmeinseleffekt,
Durchluftung).

Die Bewertungen der ermittelten Luftschadstoffkonzentrationen erfolgt unter Bertick-
sichtigung der aktuellen 39. BImSchV (2010) fir die darin genannten relevanten
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Schadstoffe PM10 und NO,. Grundlage fur die Bewertung des Faktors Klima ist die
im Jahr 2012 durchgefihrte Stadtklimaanalyse Freiburg desselben Gutachterbiros.

Klima

Beim Geladnde des Guterbahnhofs handelt es sich um eine stadtische Warmeinsel. Im
Zustand vor der Bauleitplanung (1. und 2. Teilbebauungsplan) war das Gesamtareal
vollstandig versiegelt und heizte sich an heilR3en Sommertagen stark auf. Damit ist der
Guterbahnhof (bezogen auf diesen Zustand) ein Ort mit starker Uberwarmung, die
sich auch auf die umliegenden Wohngebiete auswirkte.

Eingerahmt wird der Glterbahnhof von den lokalen Luftleitbahnen entlang der Guter-
bahnstrecke und der Zahringer Stral3e. Beide sind jedoch mit Luftschadstoffen aus
Industrie und Verkehr belastet. In der Nacht sind diese Leitbahnen (bei entsprechend
geringerer Belastung) jedoch durchaus effektiv und transportieren Frischluft in die
Stadt. Sudlich des Giuterbahnhofs verlauft eine regionale Durchliftungsachse tber
den Flugplatz in Richtung Friedhof. Vor allem der Flugplatz ist eine Kaltluftentste-
hungsflache, die hieriiber die Innenstadt mit kuhler Frischluft versorgt. Hiervon profi-
tieren peripher auch der Guterbahnhof bzw. zukinftige Mischgebiete oder zuklnftige
Wohnnutzungen.

Im Rahmen der Nullfallbetrachtung wurde zudem die Entwicklung auf dem nordwest-
lichen Flugplatzareal zu betrachten. Die Stadt Freiburg verfolgt die Planungsabsicht
auf den westlichen Teilflachen des Gelandes ein Stadion mit dazugehdrigen ebener-
digen Stellplatzanlagen zu errichten. Das erforderliche Bebauungsplanverfahren ist
eingeleitet, die offentliche Auslegung findet derzeit (Juli 2017) statt. Die zu berlck-
sichtigende Entwicklung fuhrt zu einem Wegfall an Freiflachen (Wiesen). Es wird also
— bei Schwachwindlagen — weniger Kalt- und Frischluft produziert, die durch lokale
Zirkulation der bebauten Umgebung zu Gute kommt. Bei starkerer Stromung aus dem
Nordwestsektor Uberstromen Luftmassen den Flugplatz und reichern sich dort mit
Kalt- und Frischluft an und gelangen in Richtung Stadt. Beide Effekte werden durch
den Verlust an Freiflache reduziert. Die Luftleitbahnen, die mit dem Flugplatz korrelie-
ren, haben jedoch eher eine NW-SO-Orientierung und tangieren das Areal des G-
terbahnhofs allenfalls. Vielmehr korrelieren sie mit dem stdlich an das Plangebiet an-
grenzenden Friedhof. Der Verlust an Freifliche auf dem Flugplatz hat nur marginale
Auswirkungen auf das Areal des Guterbahnhofs. Damit sind — in diesem Szenario —
auch keine Auswirkungen auf die Lufthygiene (Transport von Schadstoffen) zu erwar-
ten.

Durch die Planung des 1. und 2. Teilbebauungsplans konnte die Uberwarmung be-
reits deutlich reduziert und somit eine spirbare Verbesserung der klimatischen Be-
dingungen im Areal herbeigefiihrt werden. Grund hierfir sind insbesondere die gerin-
gere Versiegelung und die Schatten spendenden Baume, die in den Bebauungspla-
nen festgesetzt sind. Da die Planung neben den in Nord-Sid-Richtung verlaufenden
Straf3en auch in Ost-West-Richtung verlaufende Stral3en vorsieht, wird die Durchliif-
tung des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wesentlich verbessert.
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Fir die bisher im Anderungsbereich festgesetzten Gewerbegebiete war eine zuléssi-
ge GRZ von 0,7 festgesetzt. In der vorliegenden 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wird ein Grol3teil der bisherigen Gewer-
begebiete zu Mischgebieten geandert, mit jeweils einer maximal zulassigen GRZ von
0,6. Aufgrund dieser weiteren Reduzierung des Uberdeckungs- bzw. Versiegelungs-
grads wird sich die oben beschriebene Uberwarmung weiter reduzieren und somit
auch weitere Verbesserungen der klimatischen Bedingungen im Gebiet generieren.

Das Stadtklima ist ein Faktor, der sowohl global (als Teilquelle) als auch lokal (im
Sinne des Bioklimas) wirkt. Es sollten daher MaRnahmen, die dem Schutz des Klimas
sowie der Anpassung an das bereits veranderte Klima dienen, ergriffen werden (vgl.
hierzu Kap. 9: MaRnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung).

Aus der Sicht der Themen Klima und Luftschadstoffe sind folgende Punkte bzw.
MafRnahmen im Rahmen der Planung und Entwicklung des Gebietes relevant:

e Reduktion des CO,-AusstolRes (Gebaude, Verkehr),
e Nahmobilitats- und Radwegefdrderung,

¢ Vermeidung von Warmeinseleffekten durch Reduktion der Versiegelung, schat-
tenspendende Bepflanzung sowie Dach- und Fassadenbegrinung (,produziert"
Verdunstungskalte),

e FoOrderung der Durchluftung durch Schneisen in den Hauptwindrichtungen sowie
Ausrichtung der hoheren/massiveren Gebaude,

e Reduktion der Warmeemissionen (Wintersituation) durch Warmedadmmung an
Gebauden,

¢ Nutzung erneuerbarer Energien aus Kraft-Warme-Kopplung,

e Nutzung von Solaranlagen.

6.2.2 Luftschadstoffe

Fur das StraRennetz im Untersuchungsgebiet wurde ein Luftschadstoff-Screening fir
das Bezugsjahr 2015 (Ist-Zustand) und 2030 (Zwischenzustand und Prognose-
Planfall) durchgefiihrt. Der Prognosefall ,Zwischenzustand“ enthalt die vollstandige
Entwicklung des Guterbahnhofgelandes, die Verlegung der Stadtbahn in die Waldkir-
cher Stral3e, jedoch nicht die Ortsumfahrung Zahringen (d.h. nur Halbanschluss des
Guterbahnhofgeléandes an die B3). Der ,Prognose-Planfall* enthélt die vollstandige
Entwicklung des Guterbahnhofgelandes, die Verlegung der Stadtbahn in die Waldkir-
cher Stral3e sowie die Ortsumfahrung Zahringen (inkl. Vollanschluss des Guterbahn-
hofgelandes). Beriicksichtigt wurden die Vorbelastungskonzentration im Untersu-
chungsgebiet in den Jahren 2015 und 2030, die Verkehrsdaten aus dem Verkehrs-
gutachten des Fachgutachterbiros R+T Ingenieure fur Verkehrsplanung Dr.-Ing Ralf
Huber-Erler, Darmstadt und die Bebauung aus dem stadtebaulichen Rahmenplan.
Dem Screeningmodell wurden lokale meteorologische Bedingungen der Stadt Frei-
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burg (eine 10-jahrige Statistik fur den Zeitraum 1981 bis 1990 der DWD-Station Frei-
burg) zugrunde gelegt.

Bezlglich der Vorbelastung im Ist-Zustand mit NO,, NO,, PM10 und O3 vgl. Um-
weltbericht zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr.
2-89.2a, Kap. 4.2.1.

Die Prognose der Vorbelastung fir das Prognosejahr 2030 basiert auf der Unter-
suchung ,Flachendeckende Ermittlung der Immissions-Vorbelastung fir Baden-
Wirttemberg“ der Landesanstalt fur Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-
Wirttemberg (LUBW), 2014. In dieser Untersuchung werden Informationen zur Vor-
belastung fir das Bezugsjahr 2020 angegeben. Die Verwendung von Prognosen fir
2020 fur das hier verwendete Bezugsjahr 2030 stellt aus gutachterlicher Sicht eine
konservative Abschatzung im Sinne einer oberen Abschétzung dar, da davon auszu-
gehen ist, dass als Folge der allgemeinen zukinftigen Verminderung von Schadstof-
femissionen in 2030 ein niedrigeres Schadstoffniveau als in 2020 zu erwarten ist (u.a.
aufgrund von Annahmen zur Entwicklung der Energieeffizienz und des Emissionsver-
haltens neuer Fahrzeugkonzepte).

In der resultierenden Vorbelastung wird die Belastung durch den Kfz-Verkehr im Un-
tersuchungsgebiet berticksichtigt, berechnet mit den Verkehrszahlen in den jeweiligen
Varianten (Zwischenzustand / Prognose-Planfall) des Buros R+T und der Kfz-Flotte
aus dem Jahr 2030 laut des Handbuchs fur Emissionsfaktoren des Stralenverkehrs
(HBEFA — Datenbank zu den Emissionen von Luftschadstoffen des Stralenverkehrs
des Umweltbundesamts).

Daraus ergibt sich eine rdumlich differenzierte Vorbelastung fir NOyx bzw. PM10 fir
das Prognosejahr 2030 sowohl im Zwischenzustand als auch im Prognose-Planfall,
die wie bei der Vorbelastung im Ist-Zustand entlang der Isfahanallee, der Waldkircher
Stral3e und der Zahringer Stral3e deutlich héher ist als im Gebiet selbst.

Insgesamt ist fur die Schadstoffe NOy und PM10 von einer deutlichen Reduktion der
stadtischen Vorbelastung auszugehen. So sinkt die Schadstoffbelastung im Jahres-
mittelwert von NOy von 29,7 ug/m? im Jahr 2015 auf 21,6 pg/m?im Jahr 2030 und die
Belastung von PM10 von 16,0 uyg/m*®* auf 15,0 ug/m3. Die Belastung von Oz mit
54,0 pg/m? reduziert sich ebenfalls auf 49,0 ug/m3.

Wirkungen der Kfz-bedingten Emissionen auf die Strallenraume

Fir das bebaute HauptstralRennetz des Ist-Zustands im Untersuchungsgebiet stellt
sich im Ergebnis des Screenings dar, dass die héchsten NO2- und PM10-
Konzentrationen in den Abschnitten der Zahringer Stral3e zwischen Komturplatz und
Waldkircher Stral3e sowie in der Waldkircher Strafl3e zwischen Karlsruher Straf3e und
Zahringer StralRe erreicht werden.

Der Jahresgrenzwert von NO, in Hohe von 40 pg/m?® wird im Untersuchungsgebiet
auf den bereits erwahnten beiden Abschnitten Uberschritten. Da bei einem NO»-
Jahresmittelwert unter 60 ug/m? Uberschreitungen des Kurzzeit-Grenzwertes in Hohe
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von 200 pg/m?® nach LUBW (2010) jedoch sehr unwahrscheinlich sind, ist davon aus-
zugehen, dass der Grenzwert von 18 Uberschreitungsstunden pro Jahr eingehalten
wird. Der Jahresgrenzwert von PM10 in Hohe von 40 pg/m? wird auf allen Abschnitten
deutlich eingehalten. Da der prognostizierte PM10-Jahresmittelwert deutlich unter
27 ug/m? liegt, ist davon auszugehen, dass das Tagesgrenzwertkriterium nicht ver-
letzt wird. D. h. der Grenzwert von 35 Tagen, an denen ein Tagesmittelwert von mehr
als 50 pg/m?3 auftritt, wird nicht Gberschritten.

Auf den beiden betrachteten StraRenabschnitten der Zahringer StraRe und Waldkir-
cher Stral3e werden fir den Zwischenzustand trotz angenommener Zunahme des
DTV auf diesen StralRenabschnitten eine deutliche Verringerung der Immissionen im
Vergleich zum Ist-Zustand berechnet.

Die Ursache fir die prognostizierte Abnahme der Immissionen ist die sich erneuernde
Kfz-Flotte, die gemald HBEFA einen deutlichen Riickgang der Kfz-bedingten Auspuf-
femissionen zur Folge hat. Als weiterer Minderungseinfluss kommt die prognostizierte
Minderung der grof3r&umigen Vorbelastung hinzu.

Nach den Prognoserechnungen ist unter den gegebenen Voraussetzungen davon
auszugehen, dass im gesamten Untersuchungsgebiet im Zwischenzustand der
Grenzwert von 40 pg/m?® sowohl bei NO, als auch bei PM10 eingehalten wird. Die
maximalen Konzentrationswerte im Jahresmittel werden mit 24.3 yg/m*® (NO;) und
20.3 pg/m?® (PM10) auf einem Stral3enabschnitt der Zahringer StralRe zwischen Hor-
nusstraRe und Offenburger Stral3e prognostiziert. Analog zu den Berechnungen des
Ist-Zustands ist dariber hinaus davon auszugehen, dass auch im Zwischenzustand
das Tagesgrenzwertkriterium fur PM10 auf allen StraBenabschnitten des Untersu-
chungsgebiets nicht verletzt wird und der Kurzzeitgrenzwert des Schadstoffs NO2 auf
allen untersuchten Straf3enabschnitten eingehalten wird.

Im Prognose-Planfall andert sich im Vergleich zum Zwischenzustand die Verkehrs-
belastung, bspw. nimmt die Verkehrsstarke auf der stark befahrenen Zahringer Stra-
Re deutlich ab. Insgesamt &ndert sich die Immissionssituation im Untersuchungsge-
biet jedoch nur wenig, grundsatzlich ist von einem Rickgang der NO,- und PM10-
Immissionen im Jahresmittel auszugehen. Unter den gegebenen Voraussetzungen
sind nach den Modellrechnungen im Untersuchungsgebiet keine Grenzwertliber-
schreitungen fir die Schadstoffe NO, und PM10 aufgrund verkehrlicher Abgase zu
erwarten. Die hochsten Jahresmittelwerte werden auf dem StralRenabschnitt der Zah-
ringer StralRe zwischen Komturplatz und Waldkircher Str. mit 20.2 pg/m?® (NO,) und
17.7 pg/m? (PM10) prognostiziert.

Da die prognostizierten PM10-Jahresmittelwerte deutlich niedriger sind als 40 ug/m3,
ist auch im Prognose-Planfall mit keiner Verletzung des Tagesgrenzwertkriteriums fur
PM10 im Untersuchungsgebiet zu rechnen. Ebenso werden fir den Prognose-Planfall
auf allen Stral3enabschnitten im Untersuchungsgebiet NO,-Jahresmittelwerte deutlich
unter 60 pg/m? berechnet. Somit ist davon auszugehen, dass der Kurzzeit-Grenzwert
auf allen untersuchten StraRenabschnitten eingehalten wird.
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6.2.4 Wirkungen der Nutzungen

6.3

In der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
sind vorwiegend Mischgebiete sowie auch Gewerbegebiete vorgesehen. Bei den ge-
werblichen Nutzungen im Bereich der Mischgebiete sowie auch im Bereich der Ge-
werbegebiete kann grundsatzlich von Biro- und Dienstleistungsnutzungen ausge-
gangen werden. Von diesen Nutzungen gehen im Allgemeinen geringe Emissions-
frachten aus. Aufgrund der Festsetzungen zur Zulassigkeit der jeweiligen Nutzungen
in den Misch- und Gewerbegebieten bzw. insbesondere aufgrund des Ausschlusses
von Gewerbebetrieben, die grundsétzlich h6here Emissionen verursachen, sind durch
die geplanten Nutzungen keine relevanten Erhdhungen der Luftschadstoffkonzentra-
tionen zu erwarten. Durch die weiterhin geringere Versiegelung sowie empfohlene
Begrinungen (Anpflanzung von Baumen, Dach- und/oder Fassadenbegrinung) re-
duziert sich zudem die Uberwarmung. Da neben den Nord-Siid- nun auch Ost-West-
verlaufende Stral3en vorhanden sind bzw. in Planung stehen, verbessert sich zudem
die Durchliftung.

Aus Sicht der Faktoren Klima und Luftschadstoffe bestehen folglich gegen die vorge-
legte Planung keine Bedenken.

Bodenverunreinigungen / Altlasten

Aufgrund der vormaligen Nutzungen ergab sich bei der Konversion des ehemaligen
Guterbahnhofareals der Verdacht, dass schadstoffhaltige Ablagerungen im Geltungs-
bereich der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, vorhanden sein kdnnten. Es wurde in der Vergangenheit bereits eine Vielzahl
an Orientierenden Untersuchungen, Detailuntersuchungen, Machbarkeitsstudien so-
wie Sanierungsuntersuchungen durchgefiihrt, deren Ergebnisse bei der Bewertung
der Flachen berucksichtigt wurden. Auf einigen Flachen wurden auch bereits Boden-
Bodenluft- und Grundwassersanierungen durchgefiihrt.

Das Ingenieurbiro Henseleit & Partner GABR hat bereits im April 2013 fur das ge-
samte Guterbahnhofsgelande im Zuge des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof
Nord, Plan Nr. 2-89.2, eine abfalltechnische Bewertung des Untergrundes im Hinblick
auf die Verwertbarkeit von potentiellem Bodenaushub durchgefihrt. Zusatzlich wurde
eine  Einschatzung des Gelandes gemdlR Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV) im Hinblick auf eine mégliche Mischbebauung und die dadurch méglich-
erweise entstehende Gefahr fur Menschen getroffen werden. Im Rahmen der 1. An-
derung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, und der
damit einhergehenden Anderung von Gewerbegebieten zu Mischgebieten mit einer
sensibleren Empfindlichkeit bezogen auf den Wirkungspfad Boden -Mensch wurde
eine Neueinschatzung erforderlich.

Diese Neubewertung wurde auf Basis der geplanten Nutzungsverteilung gem. der
Baufelder des Nutzungskonzeptes und des stadtebaulichen Rahmenplans vom
14.03.2017 durchgefiihrt und dargestellt. Im Rahmen der Abfalltechnischen Untersu-
chungen (FRIDU) war neben der bereits oben erwahnten Bewertung im Hinblick auf
die Verwertbarkeit von potentiellem Bodenaushub auch eine Bewertung im Hinblick



6.3.1

- 906 -

auf die gewerbliche Umnutzung bzw. die geplante hoherwertige Nutzung (z.B.
Mischnutzung, Park- und Freizeitanlagen, Kinderspielflachen etc.) durchzufuhren.

Die einzelnen Baufelder wurden detailliert anhand der vorliegenden Untersuchungen
der Einschatzungen des Bodenschutzes und Altlastenkatasters sowie der erfolgten
Bohrungen im Rahmen der abfalltechnischen Untersuchungen analysiert. Mal3geblich
fur die Kennzeichnung von Flachen, deren Boden erheblichen mit umweltgefahrden-
den Stoffen belastet sind, sind fur die Mischgebiete die Prufwerte gem. BBodSchV fir
den Wirkungspfad Boden-Mensch (Wohngebiete bzw. zusétzlich Kinderspielflachen).
Fur Gewerbegebiete sind die Prifwerte gem. BBodSchV fir den Wirkungspfad Bo-
den-Mensch (Industrie/Gewerbe) mal3geblich. Die detaillierten Ausfiihrungen sind im
Umweltbericht aufgezeigt.

Fiur die Bereiche mit vorhandenen Kontaminationen wurden vom Gutachter Sanie-
rungsmaf3nahmen vorgeschlagen. Nach Durchfuhrung dieser Sicherungs- bzw. Sa-
nierungsmaflnahmen besteht voraussichtlich kein Gefahrdungspotential mehr fir den
Wirkungspfad Boden-Mensch.

Kennzeichnung der Kontaminationsschwerpunkte

Folgende Kontaminationsschwerpunkte bestehen im Geltungsbereich der 1. Ande-
rung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, die. gem. 8 9
Abs. 5 Nr. 3 BauGB im Hinblick auf die zukinftige Nutzung im Bebauungsplan zu
kennzeichnen sind:

Flache | Flachenbezeichnung | Schadstoffe Sicherungs- / SanierungsmafRhahmen bzw.
4-Stufenprogramm  |Schadensklasse Nutzungseinschrankungen
der DB AG
bzw.

Bodenschutz- und
Altlastenkataster

K6 |7086-03-005 PAK, Hoherwertige Nutzung (Mischnutzung) mit

bzw. Benzo(a)pyren |allgemeingultigen Nutzungseinschrankungen und bei

Altstandort” >72 gem. VwV (gleichzeitiger Durchfiihrung von Sicherungs- und

! Bawii SanierungsmafRnahmen maglich:
0,0-3,0m - Es wird eine baubegleitende lokale Sanierung
>Priifwert (z.B. Bodenaushub etc.) im Rahmen der
BBodSchV Baufeldfreimachung empfohlen.
(Wohngebiet) |- Es werden Sicherungsmafnahmen im Bereich

von Freiflachen bzw. Grinananlagen,
Kinderspielflachen (z.B. Bodenuberdeckung,
Grabsperren etc.) empfohlen.

>Priifwert
BBodSchVv
(Grundwasser)
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K7 |7086-04-003 PAK Gewerbliche Nutzung mit allgemeingtiltigen
bzw. >72 gem. VwV |Nutzungseinschrankungen und bei gleichzeitiger
"Altlastverdachts- BaWii Durfiihrung von weiteren Untersuchungen bzw.
flache. Altlast" >Priifwert Sicherungs- und Sanierungsmafinahmen mdglich:
BBodSchV - Es ist noch ein Detailuntersuchung (DU)

(Grundwasser) durchzufiihren.
- Es wird eine baubegleitende lokale Sanierung
(z.B. Bodenaushub etc.) im Rahmen der
Baufeldfreimachung empfohlen.
Es werden SicherungsmafRhahmen im Bereich
von Freiflachen bzw. Grinananlagen (z.B.
Bodenuberdeckungen) empfohlen.

Tab.: Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB (Quelle: Henseleit & Partner GdBR, Waldkirch Mai,
2017)

Verweis von Verdachtsflachen und Aufnahme als Hinweis

Auf den Bereichen der "Mietflachen Extrol und Vergdlst" konnte aufgrund des bis ins
Jahr 2026 bestehenden Mietverhaltnisses die Abfalltechnischen Untersuchungen
(FRIDU) bislang nicht durchgefuihrt werden.

Aus diesem Grund sind nach Auffassung des Gutachters die Verdachtsflachen VF 13
und VF 14, fur die eine Neubewertung durch das Umweltschutzamt der Stadt Frei-
burg hinsichtlich der geplanten Nutzungsanderung bzw. der geplanten héherwertigen
Nutzung noch aussteht, im Bebauungsplan informativ zu benennen und auf diese zu
verweisen. Hier sind ggf. Boden vorhanden, die ,mdglicherweise” erheblich mit um-
weltgefahrdenden Stoffen bzgl. der vorgesehenen Nutzung belastet sind. Daher wird
fur diese Flachen empfohlen, sie als Hinweis ,Verdachtsflachen, deren Boden még-
licherweise erheblich mit umweltgeféahrdeten Stoffen belastet sind“ in den Bebau-
ungsplan aufzunehmen. Es ist vorgesehen die abfalltechnischen Untersuchungen
nach Beendigung des Mietverhaltnisses vorzunehmen.

Flache |Flachenbezeichnung |Schadstoffe Kenntnisdefizite fur die informative
4-Stufenprogramm Kennzeichnung im B-Plan
,Okologische
Altlasten“ der DB AG

VF13 7086-03-005 MKW, BTEX, PAK [Mietflache Extrol bis 2026. Durchfiihrung FRIDU

fehlt noch, weiter steht eine Neubewertung durch
das UwSA noch aus, ggf. zusatzliche
Untersuchungen aufgrund von Kenntnisdefiziten.
=> Informative Kennzeichnung erforderlich.

VF14 7086-03-005, -046 MKW, BTEX, PAK [Mietflache Extrol bis 2026. Durchfiihrung FRIDU
fehlt noch, weiter steht eine Neubewertung durch
das UwSA noch aus, ggf. zusatzliche

Untersuchungen aufgrund von Kenntnisdefiziten.

=> Informative Kennzeichnung erforderlich.

Tab.: Verweis von Verdachtsflachen und Aufnahme als Hinweis in den Bebauungsplan (Quelle:
Henseleit & Partner GdBR, Waldkirch Mai, 2017)




- 08 -

6.3.3 Allgemeingultige Einschrankungen im Plangebiet

6.4

Folgende allgemeingultigen Einschrankungen sind im gesamten Anderungsgeltungs-
bereich grundsétzlich zu beachten:

e Bei baubedingten Eingriffen in den Boden ist aufgrund der industri-
ell/lgewerblichen Vornutzung bzw. dem Status im Bodenschutz- und Altlasten-
kataster stets die Bodenschutzbehorde (Umweltschutzamt der Stadt Freiburg)
einzubeziehen.

¢ Im Vorfeld der BaumalRnahme und wahrend der Aushubmafinahmen wird eine
fachgutachterliche Begleitung empfohlen.

e Aufgrund der Vornutzung besteht auf verschiedenen Flachen ein Restrisiko,
dass punktuell Uberschreitungen der Priifwerte gem. BBodSchV fiir den Wir-
kungspfad Boden-Mensch (Wohngebiete) vorliegen kdnnen. Fir den Fall,
dass bei der Bebauung lokal hohe Bodenbelastungen tber den jeweiligen
Prifwerten festgestellt werden, wird ein baubegleitender Bodenaustausch
bzw. -abtrag empfohlen.

e Bei Aushub von gering verunreinigtem Bodenmaterial bis zur Klasse Z1.2
nach VwV BaWii ist eine Verfillung am Standort anzustreben.

In planungsrechtlicher Hinsicht stehen die zum gegenwartigen Planungsstand ermit-
telten Erkenntnisse zu mdglichen Bodenverunreinigungen und Altlasten dem Pla-
nungsziel, im stdwestlichen Guterbahnhofsareal Mischgebiete zu entwickeln, nicht
entgegen. Allerdings sind weitere Detailuntersuchungen bei baulichen MalRnahmen
erforderlich, wie aus den dargelegten Untersuchungsergebnissen hervorgeht. Ent-
sprechende Hinweise werden in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Altlasten
und Altlastenverdachtsflachen werden raumlich verortet und gekennzeichnet.

Erschitterungen und Sekundarluftschall

Da in direkter Nachbarschaft zum Geltungsbereich der 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, die Guterzugstrecke Basel —
Karlsruhe verlauft, sind stérende Einwirkungen von Erschitterungen und damit ver-
bundenem sekundaren Luftschall in der kinftigen mischgenutzten Bebauung nicht
auszuschlieRen.

Das Fachgutachten ,Erschitterungen und Sekundarluftschall durch Guterverkehr*,
vom 08.05.2017 erstellt durch Muller-BBM, hat durch messtechnische Untersuchun-
gen auf den Bauflachen die méglichen Immissionen prognostiziert und beurteilt.

Bei den Berechnungen wurden auch fur den Prognosehorizont im Jahr 2025 die der-
zeitigen Guterzugzahlen verwendet, da die DB AG in ihrer Prognose der Zugzahlen
von 2025 davon ausgeht, dass die Verlegung des Giterverkehrs auf die Rheintal-
schiene bis dahin vollzogen ist. Tatsachlich ist es derzeit nicht absehbar wann die
Neubautrasse in Betrieb genommen wird.
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Erschitterungen

Zur Beschreibung der Einwirkung von Erschitterungen auf den Menschen wird die
bewertete Schwingstarke KBF(t) nach DIN 45669-1 herangezogen, eine Beurteilung
erfolgt nach DIN 4150-2. Die fachgutachterlichen Untersuchungen fihrten zu folgen-
dem Ergebnis:

e Die Erschitterungen der Guterzige sind ab einem Abstand von 100 m zur
Gleisachse 7 mit einem KBFmax-Wert < 0,1 praktisch nicht mehr wahrnehmbar
bzw. von Relevanz.

e Ab ca. 80 m Abstand zur Gleisachse 7 wird der Anhaltswert Au von 0,15 nachts
fur Mischgebiete sicher eingehalten.

e Ab ca. 60 m Abstand zur Gleisachse 7 wird der Anhaltswert Au von 0,2 tagsiber
fur Mischgebiete sicher eingehalten.

e Ab ca. 30 m Abstand zur Gleisachse 7 wird der Anhaltswert Au von 0,3 tagsiber
fir Gewerbegebiete sicher eingehalten.

e Die prognostizierten KBFTr — Werte fur das aktuelle Betriebsprogramm 2016 lie-
gen ab einem Abstand von 80 m unter 0,05 (Tag- und Nachtzeitraum). Der An-
haltswert Ar von 0,1/0,07 (Tag/Nacht) fir Mischgebiete wird somit ab 80 m gut
eingehalten.

Demzufolge werden mit den getroffenen Mischgebietsausweisungen die geforderten
Anhaltswerte flr Erschitterungen tags und nachts eingehalten.

Die relevante Erschitterungslinie fir Gewerbegebiete liegt bei 30 m. Die unbebauten
Baufelder der beiden Gewerbegebiete liegen aufRerhalb dieser Linie, die geforderten
Anhaltswerte werden eingehalten. Lediglich das bestehende Gebaude der BWW-
Halle, das Bestandsschutz aufweist, wird von der 30 m Linie tangiert. Im Falle eines
Abgangs der Halle und Neubaus an gleicher Stelle sind tagstber keine Einschran-
kungen fir Gewerbegebiete zu beachten. Nachts kann es bei unginstigen konstrukti-
ven Vorgaben zu Uberschreitungen der nachtlichen Anhaltswerte kommen. Bei einer
Nachtnutzung wéren somit spezielle konstruktive Vorgaben oder Gebaudelagerungen
erforderlich, die im Bauantrag nachzuweisen sind.

Sekundare Luftschallimmissionen

Neben den eigentlichen Erschitterungen, strahlen Wande und Geschossdecken
durch die Erschitterungswirkungen auch Luftschall ab. Bei ausreichend hohen Pe-
geln kann dieser ,sekundére Luftschall* vom Menschen hérbar wahrgenommen wer-
den.

Da fir die Beurteilung der sekundéren Luftschallimmissionen aus Schienenverkehrs-
anlagen derzeit weder eingefiihrte Regelwerke noch rechtlich verbindliche Richtwerte
vorliegen, wird vom Fachgutachter hilfsweise auf Regelwerke zurtickgegriffen, welche
die Anforderungen an Innenraumpegel angeben.
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Die Richtwerte der TA Larm in Verbindung mit den Empfehlungen des LfU Bayern
gewahrleisten im Rahmen der derzeit in Betracht gezogenen Regelwerke den besten
Schutz der betroffenen Anlieger. Die Bewertung erfolgt gebietsunabhangig.

Im Fachgutachten Erschutterungen und Sekundarluftschall durch Guterzugverkehr
werden folgende Ergebnisse aufgefihrt:

e Ab ca. 100 m Abstand zur Gleisachse 7 werden die Anforderungen an den Ma-
ximalpegel Lmax nach TA Larm von 35 dB(A) sowie der Beurteilungspegel Lr
von 25 dB(A) nachts eingehalten.

e Ab ca. 60 m Abstand zur Gleisachse 7 werden die Anforderungen an den Maxi-
malpegel Lmax von 45 dB(A) sowie der Beurteilungspegel Lr 35 dB(A) nach TA
Larm tagsuber eingehalten.

e Bei einer Wohnbebauung der Mischgebiete Ml 12c und Ml 10b wirde somit der
zulassige Maximalpegel Lmax von 35 dB(A) nachts auch bei ungiinstigen Bau-
teileigenschaften eingehalten werden.

e Fiur das Mischgebiet Ml 12b kann aufgrund des geringeren Abstandes zur
Gleisachse im unguinstigsten Fall eine Uberschreitung des nachtlichen Maximal-
pegel Lmax von 35 dB(A) nicht ausgeschlossen werden.

Aus fachgutachterlichen Sicht sollte bei der Realisierung von Wohngebauden im Mi
12b aufgrund einer mdglichen Uberschreitung des Anhaltswerts fir Sekundérluft-
schall nachts (35 dB(A)) eine weitere Messung auf Griindungsniveau der Bauwerke
erfolgen und eine Untersuchung der real geplanten Struktur mittels eines detaillierten
Finite-Elemente-Modells durchgefiihrt werden, um eine eventuelle elastische Lage-
rung aus wirtschaftlichen Grinden zu vermeiden. Diese gutachterliche Empfehlung
wird als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.

Die relevante Gleisachse 7 und die daraus resultierenden Erschitterungslinien
100 m, sind in der Planzeichnung des Bebauungsplans eingetragen.

Unter Berlcksichtigung der o.g. Hinweise sind keine negativen Auswirkungen durch
Erschitterungen und sekundére Luftschallimmissionen zu erwarten.

Elektromagnetische Felder

Im Rahmen der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr.
2-89.2a, wurde ein Fachgutachten bzgl. der Belastung des Gelandes des Giiterbahn-
hofs Nord in Freiburg i. Br. mit elektromagnetischen Feldern durch das Biro Muller -
BBM erstellt.

Das Fachgutachten vom 30.03.2017 kommt in seinem Bericht zu folgendem Ergeb-
nis:

Die Grenzwerte des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (26. BImSchV) betragen flr
die hier relevante Frequenz von 16,7 Hz fur die elektrische Feldstarke 5 kV/m und fir
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die magnetische Flussdichte 300 pT. Die Maximalwerte auf dem Bebauungsgeléande
betragen (bei groitmoglicher Annaherung an die Gleisanlagen) 0,15 kV/m bzw. 2,72
KT und liegen somit sehr weit unterhalb der Grenzwerte.

Bzgl. der magnetischen Flussdichte (nur hier ist dieser Wert relevant) betragt der 24-
Stunden-Mittelwert- wiederum bei groRtmdglicher Annaherung an die Gleisanlagen -
maximal 0,58 uT, weniger als 0,4 uT in mehr als 15 m Abstand und weniger als 0,3
UT in mehr als 25 m Abstand. In so geringen Abstéanden ist keine Bebauung vorgese-
hen. Der geringste Abstand einer neuen Bebauung zu den Bahngleisen betragt ge-
mal Plan etwa 50 m. Dort betragt der 24-Stunden-Mittelwert ca. 0,18 uT.

Die gemessenen Mittelwerte 0,4 uT und 0,3 UT in der N&he der Gleisanlage entspre-
chen den von den Stadten Miinchen bzw. Bremen fir Daueraufenthaltsbereiche von
Kindern empfohlenen Vorsorgewerte.

Entsprechend den Ausfiihrungen des Fachgutachtens sind folglich keine negativen
Auswirkungen durch magnetische Felder auf den Menschen zu erwarten.

Sonstige Belange der Umwelt — Ergebnisse der Umweltprifung

Der Bebauungsplan bereitet Eingriffe in Natur und Landschaft gemaR § 1a BauGB in
Verbindung mit § 18 BNatSchG vor. Zudem unterliegt er der Pflicht zur Durchfihrung
einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB. Des Weiteren sind die Bestimmungen
des § 44 BNatSchG zum besonderen Artenschutz zu beriicksichtigen. Zur Vorberei-
tung der Umweltprifung wurden verschiedene Gutachten erstellt.

Neben den bereits in den vorherigen Unterkapiteln aufgefiihrten Ergebnissen zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen, die sich insbesondere auf das Schutz-
gut Mensch beziehen, werden nachfolgend die Ubrigen Belange der Umwelt aufge-
fuhrt, die Gegenstand und Inhalt der Umweltprifung waren. Fir weitergehende Infor-
mationen wird auf den Umweltbericht verwiesen.

Mensch

Das Planungsgebiet wird hinsichtlich der Bedeutung fur das Schutzgut Mensch als
geringwertig eingestuft.

Aufgrund der gewerblichen Nutzung ist das Areal nur bedingt flr Erholungssuchende
zuganglich.

Im Rahmen des Freiraumkonzepts wurden erforderliche Freiraumanteile und Frei-
raumqualitéten festgelegt. Es wird der Platz an der BWW-Halle und die 6ffentliche
Grunflache "Grine Achse" mit Aufenthaltsqualitat geschaffen.

Bezlglich der Schadstoffe ist aufgrund der sich erneuernden Kfz-Flotte und durch
verkehrliche Umgestaltung der Isfahanallee / B 3 mit einem Riickgang der Kfz-
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Emissionen zu rechnen. Durch die Nutzungsanderung ist eine Verbesserung des
Kleinklimas zu erwarten.

Durch empfohlene passive Schallschutzmafinahmen und Larmkontingentierung ist
eine Verbesserung der Ausgangssituation hinsichtlich der Gerduschverhdltnisse zu
erwarten.

Es ist moglich, die Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse hinsichtlich der Be-
lichtung und Besonnung auch bei der im stadtebaulichen Rahmenplan dargestellten
und im Bebauungsplan festgesetzten Bebauungsdichte zu erfillen und gesunde
Wohnverhéltnisse zu gewahrleisten.

Bezlglich der elektromagnetischen Felder ist bei der Planung und Installation der An-
lagen nach heutigem Stand der Technik keine Uberschreitung der Grenzwerte der 26.
BImSchV zu erwarten. Gegenmalinahmen fir den Personenschutz sind nicht not-
wendig. Es ist keine negative Veranderung gegeniber der Ausgangssituation zu er-
warten.

Durch die angrenzende Bahnstrecke wirken Erschitterungen auf das Gebiet. Bei der
Beachtung der in den textlichen Festsetzungen formulierten Hinweise zu baudynami-
schen Vorkehrungen sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten.

Durch Wegfall des "Storfall-Betrieb” nach der Seveso lI-Richtlinie ist kein Storfallrisiko
mehr gegeben.

Es sind keine erheblichen Beeintrachtigungen oder negative Veradnderungen
gegenlber der Ausgangssituation zu erwarten. Durch die Verwirklichung des Vor-
habens verbessert sich die Ausgangssituation weitgehend. Zusatzliche umwelt-
schitzende MalRBnahmen sind nicht erforderlich.

Flora und Biotope (inkl. Einzelbdaume)

Das Planungsgebiet wird hinsichtlich der Bedeutung fiir dieses Schutzgut als gering-
wertig eingestuft. Die im Rahmen des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord,
Plan Nr. 2-89.2, kartierte Sukzessionswald-Insel mit mehreren Pioniergehélzen ist in-
zwischen durchgewachsen.

Zur Eingriffsminderung werden die Verwirklichung von Dachbegriinung auf den Dach-
flachen in den Misch- und Gewerbegebieten sowie Baumpflanzungen im 6ffentlichen
Strallenraum und ebenfalls in allen Misch- und Gewerbegebieten festgelegt. Zusatz-
lich dient die Schaffung von zusammenhé&ngenden o6ffentlichen Freirdumen, wie die
"Grune Achse" und des Platzes an der BWW-Halle mit iberwiegend offenporigen Be-
lagen der Eingriffsminderung.

Des Weiteren wirken sich die Festsetzungen von oberirdischen Versickerungsflachen
mit belebter Oberbodenzone und die Begriinung des Platzes an der BWW-Halle posi-
tiv auf die Eingriffs- / Ausgleichsbilanz aus.
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Gemal Detailbilanz mit Wertpunkten gemaf3 Eingriffs- / Ausgleichsregelung ist der Bi-
lanzwert der Planung héher als der Bilanzwert des Bestands. Es verbleiben keine
erheblichen Beeintrachtigungen. Weitere MaBnahmen sind nicht erforderlich.

Fauna

Im Gebiet sind schitzenswerte Arten (Leitarten Mauereidechse und Schlingnatter)
vorhanden. Diese wurden im Rahmen des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord, Plan Nr. 2-89.2, kartiert und das Gebiet bzgl. seiner Bedeutung fiir diese Arten
bewertet. Speziell fir die Leitart Mauereidechse bietet das Gebiet insbesondere im
Bereich der ehemaligen Gleisharfe ideale Lebensraumbedingungen.

Als einzige Fledermausart wurde die Zwergfledermaus kartiert, von der sich vermut-
lich nur einzelne Tiere zeitweise in den Geb&auden aufhalten.

Im Geltungsbereich der 1. Plandanderung kommen 6 der damals nachgewiesenen
planungsrelevanten Brutvdgel vor, einige davon sind gemal3 Rote Liste gefahrdet.

Die Bauzeiten / Eingriffe werden auf die Aktiv-/ Ruhephasen der Schlingnatter und
Mauereidechse abgestimmt. Vor der erforderlichen Vergramung der vorhandenen
Mauereidechsen im Gebiet, ist die Schlingnatter abzufangen.

Nistk&sten fur Vogel und Quartierkasten fiur Fledermduse wurden bereits vor dem
Eingriff als vorgezogene Mafinahmen an geeigneten Stellen angebracht.

Neubauten werden mit Quartierkasten fur Fledermause (integriertes Fassadenele-
ment) ausgestattet.

Aufgrund der Verwirklichung der beschriebenen MalRnahmen verbleiben keine er-
heblichen Beeintrachtigungen. Zur Prufung, ob die urspringlichen Populationsgro-
Ren der Mauereidechse und der Schlingnattern wieder erreicht werden, ist ein Moni-
toring durchzufiuhren. Weitere MaZnahmen sind nicht erforderlich.

Boden

Das Planungsgebiet wird hinsichtlich des Werts fur das Schutzgut Boden als gering
bewertet. Die Flachen sind iberwiegend versiegelt oder befestigt. Es sind keine wert-
vollen oder ungestérten Béden vorhanden; jedoch sind Altlasten bzw. Flachen, deren
Boden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen bzgl. der vorgesehenen Nutzung
belastet sind, vorhanden. Diese wurden gekennzeichnet, klassifiziert und der ent-
sprechende Handlungsbedarf festgelegt.

Durch die Umwandlung von GE in MI und die damit verbundene Reduzierung der
GRZ von 0,7 auf 0,6 wird der Anteil der unversiegelten Flachen gegeniber dem
Bestand erhodht. Des Weiteren wird die oberirdische Versickerung des anfallenden
Niederschlagswassers im Bereich der Teilbaugebiete mit belebter Oberbodenzone
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festgesetzt. Es verbleiben keine erheblichen Beeintrachtigungen. Weitere Aus-
gleichsmalRhahmen sind nicht erforderlich.

Wasser

Die Bedeutung der Flachen im Gebiet hinsichtlich des Wertes fur dieses Schutzgut
Wasser wird als gering eingestuft. Die Flachen sind gut bis sehr gut zur Versickerung
geeignet. Daher soll auf den Grundstiicken das anfallende Niederschlagswasser
weitgehend zurtickgehalten und versickert werden. Zusatzlich werden auf den Dach-
flachen extensive Dachbegriinungen geschaffen.

Im Zuge der Umsetzung der Planung entstehen keine erheblichen Beeintrachti-
gungen. Durch die Verwirklichung des Vorhabens wird die Grundwasserneubil-
dungsrate erhoht. Weitere Ausgleichsmal3inahmen sind nicht erforderlich.

Ortsbild

Das Gebiet wird hinsichtlich der Bedeutung fir dieses Schutzgut als gering bewertet.
Es handelt sich bei Vollzug des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr.
2-89.2, um ein hochwertiges Gewerbegebiet und Verkehrsflachen. Das denkmalge-
schutzte Geb&aude der BWW-Halle hat einen hohen Wert bzgl. des Ortsbilds.

Durch die 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, werden teilweise GE in Ml umgewandelt. Dadurch wird der Freiraumanteil er-
hoht und aufgrund der geénderten Nutzung mit Wohnbebauung voraussichtlich etwas
kleinteiliger. Des Weiteren werten der Platz an der BWW-Halle und die offentlichen
Grinflachen das Ortsbild auf. Aufgrund dessen wird die Veranderung des Ortsbilds
nicht als Eingriff gewertet. Damit erfolgen keine erheblichen Beeintréchtigungen
des Schutzguts durch das Vorhaben. Es ist keine Kompensation erforderlich.

Kultur- und Sachguter

Im Planungsgebiet befindet sich das Kulturdenkmal BWW-Halle gemafld 8§ 2, 8, 20
DSchG. Dieses bleibt erhalten, daher wird es keine Veranderungen diesbeziiglich
geben. Sollte eine Veranderung beabsichtigt werden, ist im Einzelfall eine Entschei-
dung im denkmalrechtlichen Verfahren notwendig.

Aufgrund des beabsichtigten Erhalts des Baudenkmals, wird die Verdnderung nicht
als Eingriff gewertet. Damit erfolgen keine erheblichen Beeintrachtigungen des
Schutzguts durch das Vorhaben. Es sind keine umweltschiitzenden MalBhahmen
erforderlich.
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6.6.8 Stadtklima

7.1

Das Planungsgebiet wird hinsichtlich des Werts fir das Schutzgut Klima aufgrund des
hohen Anteils versiegelter und vegetationsfreier Flachen als sehr gering bewertet.
Diese Flachen stellen Warmeinseln dar. Das Gelande ist durch fehlende ausreichend
starke Frischluftstrome, starke Uberhitzung sowie die Immissionen aus dem Ver-
kehrsaufkommen der angrenzenden, stark befahrenen Straf3en stark belastet.

Durch die Nutzungsanderung, verbunden mit einem hdheren Flachenanteil an unver-
siegelter Flache und einer héheren Qualitat der Frischluft produzierenden Elemente
(StraRenbdume, offentlicher Grinzug, grinordnerischer Gestaltung auf den Stadt-
platzen, Versickerungsmulden, Dachbegrinung in den Baugebieten) findet eine Ver-
besserung gegeniber der Ausgangssituation statt.

Es sind keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten. Durch die Verwirkli-
chung des Vorhabens verbessert sich die Ausgangssituation. Weitere Aus-
gleichsmaBRhahmen sind nicht erforderlich.

Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser

Ableitung von Niederschlagswasser

Im Geltungsbereich der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord,
Plan-Nr. 2-89.2a, ist durch die geologischen und hydrologischen Voraussetzungen
eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers grundséatzlich moglich.

Parallel zum Planverfahren wurde ein Regenwasserbewirtschaftungskonzept durch
das Biiro misera planen + beraten GbR (Juli 2017) fir das Plangebiet der 1. Ande-
rung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, mit dem Ziel
erarbeitet, einen mdoglichst grol3en Anteil des anfallenden Niederschlagswassers des
Gelandes durch Minimierung der befestigten Flachen auf dem Gelande zuriickzuhal-
ten und zu versickern. In Abhangigkeit der Bodenverhéaltnisse sowie des Vorkom-
mens von Altlastenverdachtsflachen wurde ein Konzept fir das vorliegende Plange-
biet erstellt.

Ziel dieses Konzeptes zur Regenwasserbewirtschaftung ist es, das anfallende Nie-
derschlagswasser soweit wie moglich auf den privaten Grundstiicken dezentral voll-
standig zu bewirtschaften. Daher ist das auf den Dachflachen, Wegen und Stellfla-
chen anfallende Niederschlagswasser (ber die belebte Bodenzone auf dem Grund-
stiick zu versickern. Vornehmlich soll die Versickerung tiber Mulden mit einer mindes-
tens 30 cm machtigen bewachsenen Oberbodenschicht erfolgen. Um gestalterisch
flache Mulden zu ermdglichen, sollte die Ableitung des Niederschlagwassers oberfla-
chennah beispielsweise mittels Rinnen in die Grinmulden erfolgen. Auch bei im Ge-
baude verlaufenden Regenwasserleitungen sollte das Regenwasser oberhalb der Ge-
landeoberflache Versickerungsmulden zugefiihrt werden kénnen. Entsprechend gro-
Be Freiflachen (ca. 15 % der zu entwassernden Flachen) sind planerisch als Versi-
ckerungsflachen freizuhalten.
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Falls aus Platzgriinden z.B. aufgrund freiraumgestalterischer Erfordernisse die Reini-
gung des Niederschlagswassers vor der Einleitung in den Untergrund nicht tGber eine
mindestens 30 cm machtige bewachsene Bodenpassage erfolgen kann, sind soge-
nannte gleichwertige Verfahren anzuwenden. Die Gleichwertigkeit der Behandlungs-
anlage muss durch eine Zulassung einer anerkannten Stelle! nachgewiesen sein.
Dabei ist ein Wartungsvertrag mit einer Fachfirma abzuschlieen, der auf Aufforde-
rung der Unteren Wasserbehodrde im Umweltschutzamt vorzulegen ist.

Eine Versickerung in unterirdische Rigolen ohne eine dem 30 cm bewachsenen
Oberboden gleichwertige Vorbehandlung ist nicht zuléssig. U.a. ist die Entwésserung
der begrinten Dachflachen mit einem kleineren Substrataufbau als 30 cm ohne Vor-
behandlung in eine Rigole verboten. Sickerschachte sind ebenfalls verboten.

Die Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung miussen nach DWA A 138 bemessen
werden und ist beim Eigenbetrieb Stadtentwasserung bzw. bnNetze GmbH im Rah-
men des Entwéasserungsgesuchs zu beantragen. Inwieweit eine wasserrechtliche Er-
laubnis von der Unteren Wasserbehdorde erforderlich ist, ist im jeweiligen Baugeneh-
migungsverfahren zu klaren.

Auf der Mietbindungsflache Extrol befindet sich im Stiden des Plangebietes die Altlas-
tenverdachtsflachen (K 6) und die beiden Flachen VF 13 und VF 14, deren Bdden
moglicherweise erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind. Es ist vorab
zu priufen, ob eine schadlose Versickerung gewaéhrleistet werden kann. Sollte dies
nicht nachgewiesen werden konnen, kann das anfallende Niederschlagswasser auf
dem Grundstick zuriickgehalten und gedrosselt dem Mischwasserkanal zugefihrt
werden. Das belastete Bodenmaterial muss ausgehoben und fachgerecht entsorgt
werden.

Des Weiteren befindet sich im Westen des Plangebiets die Altlastenverdachtsflachen
K7, sudlich der denkmalgeschitzten BWW-Halle. Auch auf diesen Flachen ist eine
Versickerung unzulassig.

Auf dem gesamten Gelédnde muss ggf. mit Bodenverunreinigungen unterschiedlichen
Ausmalles gerechnet werden. Zur schadlosen Versickerung anfallenden Nieder-
schlagswassers ist es ggf. erforderlich, die verunreinigten Béden unterhalb der Versi-
ckerungsanlagen zu beseitigen und fachgerecht zu entsorgen. Ist jedoch der Aufwand
fur die Entsorgung des Materials nachweislich zu hoch, kann einer Zwischenspeiche-
rung mit gedrosselter Ableitung in den Mischwasserkanal zugestimmt werden. Die
Drosselwassermenge ist auf 10 I/s x ha bezogen auf die GrundstiicksgrofR3e zu be-
grenzen.

Das auf der PlanstraBe H (Eugen-Martin-StraRe) im Bereich um die o6ffentlichen
Grunflachen anfallende Niederschlagswasser wird in die angrenzenden Grunflachen
geleitet und dort auBerhalb der Baumscheiben und der Freihalteflachen versickert.
Die Versickerungsanlage der Planstral3e H (Eugen-Martin-StralRe) wird Teil der dort
mittigen Offentlichen Grinflachen mit der Zweckbestimmung Griinanlage mit integrier-
ter Versickerungsflache. Hier werden in der westlichen Grunflache ca. 150 m2 und in

! 2.B. mittels Zulassung durch das Deutsche Institut fir Bautechnik (DIBt) oder durch eine Prifung durch LUBW,
Umweltministerium BW oder LfU-Bayern
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der Ostlichen Griunflache ca. 90 m? linear als Versickerungsflache mit belebter
Oberbodenzone ausgebildet. Die gestalterische Einfligung und Qualitat der Versicke-
rungsanlagen wurde entsprechend der Bedeutung des Griinzuges fiur das Plangebiet
der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
durch das Freiraumkonzept des Blros Becker+Haindl gesichert.

Das Niederschlagswasser der tbrigen Verkehrsflachen und der Verkehrsflachen be-
sonderer Zweckbestimmung werden in die geplante Mischwasserkanalisation einge-
leitet.

Das Regenwasserbewirtschaftungskonzept des Biiros misera planen + beraten GbR
wurde mit der bnNETZE GmbH und dem Garten- und Tiefbauamt sowie dem Um-
weltschutzamt der Stadt Freiburg abgestimmt.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht findet durch die Neuplanung eine Verbesserung der
Situation statt. Durch die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf
den Grundstliicken sowie auf Teilbereichen der StraRen, erhoht sich die Grundwas-
serneubildung. Infolge der Versickerung verringert sich die anfallende Wassermenge
in den Kanélen, so dass eine deutliche Reduzierung der Einleitmengen des Nieder-
schlagswassers aus dem Geladnde des Guterbahngeldndes in die stadtische Kanali-
sation eintritt. Als Vorfluter dient der stadtische Mischwasserkanal (Hauptsammler) in
der Neunlindenstral3e. Die Beseitigung des Niederschlagswassers ist damit fir das
Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr.
2-89.2a, sichergestellt.

Ableitung von Schmutzwasser

Die zukiinftig im Plangebiet der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahn-
hof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, anfallenden Schmutzwassermengen werden in die ge-
planten Mischwasserkanéle in den einzelnen Planstral3en eingeleitet. Diese miinden
in den Hauptsammler der bestehenden Mischwasserkanalisation in der Neunlinden-
stralRe. Fur jedes Grundstlick wird jeweils ein Hausanschluss vorgesehen.

Versorgungsleitungen, Versorgungsflachen

Im Rahmen der Planungen zum Gesamtgebiet des Guterbahnhof Nord wurde der
Masterplan Verkehr und Medien durch das Buro misera planen + beraten GbR aus-
gearbeitet (Mai 2017). Dieser wurde auf die nun vorliegende Anderung der Bauleit-
planung angepasst und fortgeschrieben.

Im Masterplan werden der Leitungsbestand erfasst und die neuen Trassenfuihrungen
der Ver- und Entsorgungsleitungen abgebildet. In entsprechenden Regelquerschnit-
ten zu den StralRenachsen erfolgen fir die Versorgungsleitungen eine Aufteilung der
Leitungstrassen und eine Festlegung der Verlegetiefen. Fur die innere Erschliel3ung
des Baugebiets kénnen alle hierfur erforderlichen Versorgungsleitungen innerhalb der
offentlichen Verkehrsflachen neu verlegt werden. Die Grundstiicke im Baufeld D1,
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welche im Suden ausschlie3lich an die Neunlindenstral3e grenzen, werden direkt an
die bestehenden Versorgungsleitungen in der NeunlindenstraRe angebunden.

Durch die Anbindung der neu zu verlegenden Versorgungsleitungen an das vorhan-
dene aul3ere Versorgungsnetz sind die Anschliisse an das o6ffentliche Versorgungs-
netz gesichert.

Im Zuge des Masterplans werden die Ausfiihrungsplanung der verschiedenen Medien
sowie die detaillierte Uberfiihrung der aktuellen privaten Versorgungsstruktur in die
zukUnftig 6ffentliche Versorgungsstruktur fortgeschrieben.

Die Stromversorgung des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans
Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, wird tber in der Planzeichnung eingetragene
Trafostandorte gesichert. (Die genauen Standorte richten sich nach den entspre-
chenden Anforderungen der spateren Nutzer und werden im Zuge der Detailplanung
genau festgelegt.) Die hierfiir notwendigen Grundstiicke werden vom Energieversor-
ger erworben. Der Energieversorger muss aus heutiger Sicht mindestens 4 Standorte
innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs der 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, vorsehen, die aber nach jeweiligem Ent-
wicklungsstand ggf. auch reduziert werden kdnnen.

Das Gesamtgebiet des Giterbahnhofs Nord verfligt ein eigenes Energieversorgungs-
netz, das als Fernwarmenetz ausgebaut wurde. Die Energie wird in einem Heizkraft-
werk in der Ingeborg-Krummer-Schroth-Stra3e Uber ein Blockheizkraftwerk erzeugt
und versorgt mittels Warmeleitungen die Teilbaugebiete des Geltungsbereichs der
vorliegenden Planénderung (vgl. auch Kap. 9.1.1 Energiekonzept, aktive Nutzung er-
neuerbarer Energien und effiziente Baustandards).
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MalRnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung

KlimaschutzmalRnhahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken (Mitigations-
malnahmen)

Energiekonzept, aktive Nutzung erneuerbarer Energien und effiziente Baustan-
dards

Grundlage fur eine zuklnftige Energieversorgung des Areals ist das Energiekonzept
vom Marz 2004, das fur das Gesamtgebiet erstmals erstellt wurde und seitdem ange-
passt und weiterentwickelt wurde. Die Ausgestaltung der Energieversorgung muss
sich insgesamt flexibel an die lange Aufsiedlungszeit im Gebiet anpassen.

Auch ggf. im Gebiet entstehender Kaltebedarf soll mit nahwarmebeheizten Absorpti-
onskalteanlagen oder mittels zentral versorgten Kaltenetzes bereitgestellt werden (auf
Basis von KWKK-Anlagen (Kraft-Warme-Kalte-Anlagen, d.h. z.B. BHKW-Anlagen mit
Absorptionskéalteanlagen) oder vergleichbarer Technologien). Dabei soll auch eine so-
lare Optimierung (beispielsweise Gebaudeausrichtung und Abstande, Vermeidung
von Verschattungen) in einem friihen Planungsstadium beriicksichtigt werden.

Damit eine ausreichende (Aus-)Nutzung der Nahwérme gewahrleistet ist, sollen keine
anderweitigen regenerativen Energiequellen zur Warmeversorgung genutzt werden,
ein entsprechender Vertrag wurde 2014 mit der URBANA Energiedienste GmbH fur
das Gesamtgebiet des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2,
geschlossen. Nicht von dem Ausschluss umfasst ist die Stromerzeugung mittels re-
generativer Energien. Da die flach geneigten Dacher in den Baugebieten pradestiniert
fur eine Nutzung der Photovoltaik sind, legt die Stadt Freiburg groRen Wert auf die
Aktivierung dieser Flachen.

Aber auch die Energieeinsparung im Gebaudebereich spielt eine wichtige Rolle. Im
offentlich-rechtlichen Vertrag zum Giterbahnhof Nord vom 16.07.2012 sind daher
Vorgaben zur Effizienz der zu errichtenden Gebaude nach Nutzungen verankert —
Grundlage sind die Freiburger Baustandards. So sind bspw. Wohngebéaude als Frei-
burger Effizienzhaus-Standard 55 (inklusive Passivhaus) zu errichten. Fur Geb&ude
mit freiberuflichen Nutzungen sowie fiir 6ffentliche oder private Schulen / Kindergar-
ten gilt diese Regelung entsprechend. Fir Biro - bzw. biroahnliche Bauvorhaben gilt
das Freiburger EH 70 (Buro). Bei den Gewerbegebauden wird empfohlen, Gber den
Standard der EnEV hinaus innovative Baustandards umzusetzen. Umfangreich sollen
Photovoltaik-Anlagen bei den Neubauten realisiert werden.

Weitere MaRnahmen, die dem Klimaschutz dienen

Die Entwicklung des ehemaligen Guterbahnhofs Nord nach dem Leitbild der ,Stadt
der kurzen Wege", die durch Dichte und Nutzungsmischung optimale Voraussetzun-
gen fur den Rad- und FuRverkehr bietet, stellt ebenfalls einen Beitrag zum Klima-
schutz dar. In diesem Zusammenhang ist auch die Nahmobilitatsférderung fir nicht
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motorisierte Verkehrsteilnehmer zu sehen, die eine Entlastung von Kfz-Verkehr und
damit die Reduktion von Luftschadstoffen, CO, und Larm mit sich bringt.

Der geplante Ausbau des schienengebundenen Nahverkehrs mit der Stadtbahn in der
Waldkircher StraRRe 6stlich des Anderungsbereichs ist eine wesentliche MalRnahme
zur Verkehrsvermeidung und zur Nahmobilitatsférderung.

Sehr hohe Potentiale zur CO,-Reduktion liegen weiterhin in der Férderung des Rad-
verkehrs. Das Gesamtareal des Guterbahnhofs Nord ist gut an das drtliche Radver-
kehrsnetz angeschlossen. Uber das Giiterbahnhofareal verlauft der Giiterbahnrad-
weg als wichtige innerstadtische Radverkehrstrasse, die zukinftig als Rad-Vorrang-
Route ausgebaut werden soll. Somit bestehen attraktive Verbindungen in das nordli-
che und westliche Stadtgebiet. Mit diesen Planungen sind damit Radwege vorgese-
hen, die das Gebiet an die umliegenden Radwege anbinden und die Nutzung dieses
Verkehrsmittels fordern.

Malnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen
(Adaptionsmafinahmen)

Minderung der Bodeninanspruchnahme und Versiegelung

Mit der Entwicklung der Konversionsflache des alten Giterbahnhofs Nord wird dem
Postulat ,Innenentwicklung vor AufRenentwicklung“ nachgegangen und ein sparsamer
Umgang mit Grund und Boden vorgenommen. Die Inanspruchnahme und Neuversie-
gelung von Flachen im AuRenbereich wird vermieden.

Weiterhin wird mit der Uberplanung des Gebiets die Uberwarmung deutlich reduziert
und somit eine splrbare Verbesserung der klimatischen Bedingungen im Plangebiet
der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a,
herbeigefiihrt. Grund hierfir ist insbesondere die Entsiegelung des Stadtquartiers mit
der Festsetzung einer deutlich geringeren Grundflachenzahl als sie grundséatzlich im
Bestand vorhanden war. Durch die 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiter-
bahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, erfolgt eine weitere Verringerung der Bodeninan-
spruchnahme, da gegenlber den Festsetzungen des 2. Teilbebauungsplans Guter-
bahnhof Nord, Plan Nr. 2-89.2, eine geringere Versiegelung zulassig ist. In den Ge-
werbegebieten des 2. Teilbebauungsplans war eine Grundflachenzahl von 0,7 er-
laubt, mit der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Guterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-
89.2a, wurde in den Mischgebieten die Grundflachenzahl auf 0,6 reduziert.

Des Weiteren werden im Gesamtgebiet des ehemaligen Giiterbahnhofs Nord Grin-
flachen und Versickerungsflachen im 6ffentlichen und privaten Bereich angelegt. Die-
se nehmen durch ihren Kornaufbau und Humingehalt die Bodenfunktionen in hohem
Maf3 wahr.

Die geplante verdichtete Bebauung erlaubt eine mdglichst flachensparende Sied-
lungsentwicklung. Die Baustrukturen bewirken eine Nutzungs- und Warmedichte, die
den Einsatz energieeffizienter Warmeversorgungssysteme rentabel macht. Eine
kompakte Bauweise erfordert einen geringeren Heizenergiebedarf.
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Begrinung des Stralenraums / Durchliftung

Dem Warmeinseleffekt beugt auch die festgesetzte Struktur im Gesamtgebiet vor:
Positiv wirken sich die Schatten spendenden Baume auf das Kleinklima aus, die im
Strallenraum festgesetzt sind. Sie wirken temperaturregulierend, CO,-bindend und
filtern Staub und Kleinstpartikel aus der Luft.

Die festgesetzten Dach- und Fassadenbegriinungen, tragen zur Verbesserung des
Kleinklimas bei, da diese Art der Begriinung Verdunstungskalte ,produziert” und da-
mit der Abklhlung zutraglich ist. Durch temperaturausgleichende, feuchtigkeitsregu-
lierende und staubbindende Wirkungen erfolgt zudem eine Verbesserung und Stabili-
sierung der lufthygienischen Verhaltnisse.

Neben den in Nord-Sud-Richtung verlaufenden Stral3en, sieht das stadtebauliche
Gesamtkonzept auch in Ost-West-Richtung verlaufende Straf3en vor. Dadurch wird
die Durchliiftung des Plangebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiter-
bahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, im Gegensatz zu der friheren Bestandssituation we-
sentlich verbessert werden. Diese neuen Stralenrdume wirken als Frischluftschnei-
sen.

Offentliche Griinflachen Zweckbestimmung Griinanlage mit integrierten Versi-
ckerungsflachen

Auf der gesamten Lange der Eugen-Martin-Stral3e (PlanstraRe H), der sogenannten
»Grinen Achse”, entstehen innerhalb des bis zu 13 m breiten Grinstreifens gefasste
Versickerungsbereiche mit belebter Oberbodenzone zur Entwasserung und Versicke-
rung von Regenwasser. Diese sind so dimensioniert, dass sie auch Starkregen, die
im Zuge des Klimawandels vermehrt auftreten, auffangen kénnen.
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Stadtebaulicher Vertrag

Die Stadt Freiburg hat mit der Planungsbeginstigten einen 3. Nachtrag zum offent-
lich-rechtlichen Vertrag tber die Entwicklung des Gelandes ,Guterbahnhof Nord“ vom
16.07.2012 abgeschlossen.

Folgende wesentlichen Inhalte wurden im stadtebaulichen Vertrag vereinbart:

Festschreibung des stadtebaulichen Nutzungskonzepts im Hinblick auf die Fl&-
chenanteile der Wohnnutzung und der gewerblichen Nutzung in den Mischge-
bieten innerhalb des Gebiets der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans ,Gi-
terbahnhof Nord“. Es wird insgesamt in den Mischgebieten ein Mischungsver-
haltnis von ca. 65 % Wohnen und von ca. 35 % Gewerbe angestrebt.

Unentgeltliche Ubertragung von 14,3 % des Nettobaulandes der neu ausgewie-
senen Mischgebietsflachen an die Stadt zwecks Umsetzung von Maf3nahmen im
geforderten Mietwohnungsbau. Entgeltliche Ubertragung von 7,7 % des Netto-
baulandes der neu ausgewiesenen Mischgebietsflachen zur gewerblichen Nut-
zung an die Stadt oder an ein mit ihr verbundenes Unternehmen zu einem redu-
zierten angemessenen Kaufpreis. Die Gewerbeflachen kénnen bei Erfullung be-
stimmter Kriterien, wie z. B. ortsansassige Klein- und Kleinstbetriebe, als Wirt-
schaftsférderungsmalRnahmen (z. B. fiir neu anzusiedelnde oder umzusiedelnde
Betriebe, Handwerker usw.) weitergegeben werden. Die zu Ubertragende Flache
wird in funf Teilflachen aufgeteilt, deren Lage festgelegt ist.

Absicherung einer stadtebaulich gewiinschten Kleinteiligkeit in den Mischgebie-
ten des Anderungsplanes durch die Verpflichtung der aurelis, die jeweilige Bau-
flache pro Kaufvertrag auf eine Flache von max. 5.000 m2 ,Nettobauland“ zu be-
schranken. Dies gilt nicht fur die Baufelder C 1-7, C 1-8 und D 1-5 (Teile des
Extrolgelande), die zu einem spateren Zeitpunkt Gbertragen werden sollen.

Durchfuihrung von vier Mehrfachbeauftragungen. Die architektonische Qualitat
wird zudem dadurch gesichert, dass bei zukinftigen Abschlissen von Kaufver-
tragen betreffend Baufeldern entlang der Querachse (Planstrafl3e H) und entlang
PlanstraBe D die jeweiligen Kaufer verpflichtet werden, vor Einreichung des
Bauantrags dem Stadtplanungsamt bzw. alternativ im Gestaltungsbeirat Pla-
nungsvarianten vorzulegen und zu erértern.

Umsetzung der Freiburger Energiestandards Plangebiet auf der Grundlage des
mit dem Umweltschutzamt abgestimmten Energiekonzeptes (Nahwarmean-
schluss und PV-Einsatz).

Ubernahme der Kosten fiir die Einrichtung von 4 Gruppen einer Kindertagesstat-
te in Form einer Ablése auf einem an die Stadt abgetretenen Grundstiick und
Regelung zur Schaffung weiterer Gruppen durch aurelis oder einen Dritten.

Umsetzung des Freiraumkonzepts auf 6ffentlichen Flachen auf Kosten von aure-
lis und Auferlegung entsprechender Pflichten zu Lasten der Kaufer auf den pri-
vaten Baugrundstiicken.
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e Zahlung eines Baukostenzuschusses in Hohe von 250.000,00 € fur die Errich-
tung eines Bolzplatzes auf Flachen der Stadt.

e Zahlung einer Ablosesumme flr die Schaffung von gebietsbezogenen Freiraum
durch die MalBnahmen zur ,Erlebbarmachung des Teichs im Hauptfriedhof mit
Ruhebereich®.

o Bereitstellung eines Baufeldes fur Baugruppen durch aurelis.

e Ubernahme der Kosten fur die erforderlichen Gutachten, die Planung und die
nicht hoheitlichen Kosten der Verwaltung.

e Anpassung der Regelung aus dem offentlich-rechtlichen Vertrag von 2012 zum
Monitoring auf der Grundlage des angepassten Pflege- und Entwicklungsplans.

e Altlastenregelung bei Ubernahme des EXTROL-Gelandes.

ErschlieBungsvertrag

Die Parteien werden einen ErschlieRungsvertrag zur 1. Anderung des 2. Teilbebau-
ungsplans Guiterbahnhof Nord, Plan-Nr. 2-89.2a, abschlieRen, in dem sich die Pla-
nungsbegiinstigte zur Herstellung aller 6ffentlichen StraRen im Gebiet 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Giterbahnhof Nord verpflichtet.

Freiburg i. Br., den (Datum des Satzungsbeschlusses)
Dezernat V

(Prof. Dr. Haag)
Blrgermeister
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Auflistung der Gutachten, Untersuchungen und Fachplanungen
Im Rahmen der Anderung des 2. Teilbebauungsplans wurden verschiedene Gutach-
ten erarbeitet. Auf ihre Beachtung wird hingewiesen:
e Einzelhandelsuntersuchung, 19.07.2017
e Verschattungsstudie, 06.04.2017
e Freiraumkonzept, Februar 2018

e Masterplan Verkehr und Medien zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans
Guterbahnhof Nord, 05.05.2017

o Gluterbahnhof Nord - Fortschreibung der Verkehrsuntersuchung zum 2. Teilbe-
bauungsplan, November 2017

e Schalltechnische Untersuchung 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giter-
bahnhof Nord, Bericht-Nr.: P16-081/E8, 22.02.2018

e Fachgutachten Klima/Lufthygiene, 12.07.2017

e Erganzendes Altlastengutachten zum B-Plan 2-89.2a ,Giterbahnhof Nord“ 2.
Teilbebauungsplan, 1. Anderung, 20.04.2017

e Erschitterungen und Sekundarluftschall durch Gilterzugverkehr, Bericht Nr.
M132113/01, 04.05.2017

e Beurteilung hinsichtlich elektromagnetischer Felder, Bericht Nr. M133354/01 —
Rev. 01, 30.03.2017

e Regenwasserbewirtschaftungskonzept zur 1. Anderung des 2. Teilbebauungs-
plans Giterbahnhof Nord, 07.07.2017

e Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, August 2017
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Anhang

Anlage 1: Nutzungsverteilung und Dichte (Anderungsbereich)

Anlage 2: Stadtebaulich-strukturelle Studie (Anderungsbereich)

Anlage 3: Untersuchungsfalle Verkehrslarmeinwirkung Bericht-Nr.: P16-081/A3, FIRU Gfl,
26.07.2017
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Im Folgenden werden die Auswirkung der Planung auf Verkehrslarmverhaltnisse
an bestehenden Gebauden entlang der bestehenden Straflen in der Umgebung
des Geltungsbereichs der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Giiterbahnhof
Nord dargestellt. Die Untersuchungen beziehen sich auf den Prognose-Planfall
(Prognosejahr 2030).

Die Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf die Verkehrslarmverhaltnisse
orientiert sich an den Regelungen der 16. BImSchV zur wesentlichen Anderung
von Stral3en- und Schienenwegen. Danach sind die Pegelerh6hungen als rele-
vant einzustufen, soweit sie

e den Beurteilungspegel der Verkehrsgerdusche fir den Tag oder die Nacht
rechnerisch (d.h. aufgerundet) um mindestens 3 dB(A) erhéhen und

o die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV erstmals oder weitergehend
Uberschritten werden.

Zusatzlich sind alle Pegelerhéhungen oberhalb der Schwellenwerte von 70 dB(A)
am Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht als wesentlich zu beurteilen.

Die Untersuchung des Zusatzverkehrs auf die Verkehrslarmverhaltnisse erfolgt
fur StraRenabschnitte in der Umgebung des Plangebiets. Der Untersuchungsbe-
reich fUr die zu untersuchenden StraRenabschnitte auf3erhalb wird in Anlehnung
an die entsprechenden Regelungen der TA Larm bestimmt. Die TA Larm be-
grenzt die Zurechenbarkeit des zu- und abflieRenden Verkehrs auf einen Ab-
stand von rund 500 m zum Betriebsgrundstiick. Der Untersuchungsbereich wird
auf die StraBenabschnitte festgelegt, die sich in einem Abstand von 500 m zu
den Anschlusspunkten der ErschlieBungsstra3en innerhalb des Geltungsbe-
reichs an das StrafRennetz aulRerhalb des Geltungsbereichs befinden. Der ent-
sprechende Untersuchungsbereich ist in den Karten 1 und 2 dargestellt.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2
Guterbahnhof Nord wurden bereits 2013 die Auswirkungen des 2. Teilbebau-
ungsplan Nr. 2-89.2 Guterbahnhof Nord auf die Verkehrslarmverhéltnisse auf
bestehenden StralBen in der Umgebung untersucht und beurteilt. Fir mehrere
Untersuchungsfalle (u.a. ,2025 Endausbau®, ,2025 Zwischenzustand Z 2*) wur-
den 2013 die Geb&ude und Fassaden entlang bestehender Strafl3en in der Um-
gebung des Geltungsbereichs ermittelt, an denen durch das zusatzliche Ver-
kehrsaufkommen durch die im Geltungsbereich des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-
89.2 Guterbahnhof Nord zuldssigen Nutzungen wesentliche Verkehrslarmpe-
gelerhéhungen zu erwarten sind. Diese Geb&ude sind in der Anlage 3 zur Be-
grindung des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-89.2 Glterbahnhof Nord aufgefihrt.
In der Begriindung zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2 Giiterbahnhof Nord von
2015 heil3t es hierzu:

»In der Anlage 3 zur Begriindung des Bebauungsplans sind die durch den zu
erwartenden Verkehr aufgrund der zulassigen Nutzungen innerhalb des Plange-
biets zu erwartenden Auswirkungen auf die Verkehrslarmverhaltnisse an beste-
henden Gebauden entlang der bestehenden Stral’en aul3erhalb der Geltungsbe-
reichs wahrend der Realisierungsphase des Bebauungsplans dargestellt. Fir die
aufgeflhrten Fassaden besteht ein Anspruch auf Larmsanierung gegen die Stadt

P16-081/Anlage 3 zur Begriindung © FIRU Gfl 2017
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Freiburg. Ein Anspruch auf Einrichtung passiver Schallschutzmal3hahmen be-
steht fur den einzelnen Anspruchsberechtigten nicht, sofern Mal3nahmen der
Larmvorsorge aus dem Uberarbeiteten Larmaktionsplan der Stadt Freiburg um-
gesetzt werden und sich deshalb eine Erhéhung des Beurteilungspegels nicht
ergibt.”

Die sich aus den Untersuchungsergebnissen von 2013 zum 2. Teilbebauungs-
plan Nr. 2-89.2 Giterbahnhof Nord ergebenden Anspriche auf Schallschutz-
mafl3nahmen an den von wesentlichen Verkehrslarmpegelerhéhungen betroffe-
nen Gebauden und Fassaden haben weiterhin Bestand.

Durch die 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-89.2 Guterbahnhof Nord
wird fur einen Teil der Flachen innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Anderung
des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-89.2 Giiterbahnhof Nord die Gebietsnutzung
von Gewerbegebiet in Mischgebiet geandert. Diese Anderung der Gebietsart wird
auch zu einer Anderung des Kfz-Verkehrsaufkommens aus dem Geltungsbereich
der 1. Anderung des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-89.2 Giiterbahnhof Nord fiih-
ren. Im vorliegenden Gutachten ist zu prifen, ob durch dieses veranderte Kfz-
Verkehrsaufkommen aus dem Geltungsbereich der 1. Anderung des 2. Teilbe-
bauungsplans Nr. 2-89.2 Guterbahnhof Nord im Vergleich zu den Prognosen
zum 2. Teilbebauungsplan Nr. 2-89.2 Guterbahnhof Nord von 2013 zuséatzliche
Gebéaude und Fassaden entlang der StralRen im Untersuchungsbereich von we-
sentlichen Verkehrslarmpegelerhbhungen betroffen sind.

Hierzu werden die Verkehrslarmeinwirkungen an den bestehenden Gebauden
innerhalb des Untersuchungsbereichs (in einem Abstand von 500 m zu den An-
schlusspunkten der ErschlieBungsstraf3en innerhalb des Plangebiets an das
StralRennetz aul3erhalb des Plangebiets) auf der Grundlage der durch die R+T
Ingenieure fur Verkehrsplanung tbermittelten Verkehrsmengen fiir den Progno-
se-Planfall (Prognosejahr 2030) prognostiziert und beurteilt und mit den Ergeb-
nissen der Verkehrslarmberechnungen fir den Zwischenzustand Z 2 (vgl. Karte
14-17, FIRU-Gfl Bericht-Nr. P11-078/10 vom 12. April 2013) verglichen.

Die Ergebnisse der Berechnungen wurden in den folgenden Karten und Tabellen
aufbereitet. Die Fassaden und Immissionsorte innerhalb des Untersuchungsbe-
reichs mit Verkehrslarmbeurteilungspegeln oberhalb von 70 dB(A) am Tag und
60 dB(A) in der Nacht an sind in den Karten und Tabellen rot dargestellt. An die-
sen Fassaden und Immissionsorten verursachen die die planbedingten Zusatz-
verkehre Immissionsanteile am Gesamtverkehrslarmpegel von 0,1 dB(A) und
mehr. In der Tabelle sind die Ergebnisse der Untersuchungen zum Prognose-
Planfall (Prognosejahr 2030) den Ergebnissen der Verkehrslarmberechnungen
von 2013 fiir den Zwischenzustand Z 2 als Referenzfall gegeniibergestellt.

Unter Berlicksichtigung der fiir den Prognose-Planfall (Prognosejahr 2030)
Ubermittelten Verkehrsmengen und Stra3enlagen werden zusétzlich zu den in
der Anlage 3 zur Begriindung des 2. Teilbebauungsplans Nr. 2-89.2 Guterbahn-
hof Nord von 2015 aufgezeigten Fassadenabschnitten an den stralRenzugewand-
ten Fassaden der Gebaude

- Karlsruher StrafRe 18, 20 und 38

P16-081/Anlage 3 zur Begriindung © FIRU Gfl 2017
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Verkehrslarmeinwirkungen oberhalb der Schwellenwerte von 70 dB(A) am Tag
bzw. von 60 dB(A) in der Nacht berechnet.

Fir diese Fassadenabschnitte wurden in den Untersuchungen 2013 im Zwi-
schenzustand Z 2 keine Verkehrslarmpegel >70 dB(A) am Tag (Karlsruher Stra-
Be 18) bzw. >60 dB(A) in der Nacht (Karlsruher StraRe 18, 20, 38) prognosti-
Ziert.

P16-081/Anlage 3 zur Begriindung © FIRU Gfl 2017
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Schalltechnische Untersuchung
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Schalltechnische Untersuchung
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FIRU Gfl P16-081 Freiburg - SU 1. Anderung Bebauungsplan "Giiterbahnhof Nord" 2. Teilbebauungsplan
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Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
Emmendinger StraRe 039 NO EG 69,4 59,6 69,0 59,9
1.0G 69,2 59,5 69,1 59,9
2.0G 68,7 59,0 68,8 59,6
3.0G 68,2 58,4 68,3 59,2
Friedhofstrafle 008 SO EG 67,3 57,9
1.0G 67,5 58,1
Friedhofstralle 067 NW EG 68,0 58,6
1.0G 68,2 58,8
2.0G 68,0 58,6
Friedhofstralle 069 NW EG 68,0 58,6
1.0G 68,3 58,9
2.0G 68,1 58,7
Friedhofstrafle 073 NW EG 68,0 58,6
1.0G 68,3 58,9
2.0G 68,1 58,7
FriedhofstraRe 075 NW EG 67,9 58,5
1.0G 68,2 58,8
2.0G 68,0 58,6
Friedhofstralle 077 NW EG 67,8 58,4
1.0G 68,1 58,7
2.0G 68,0 58,6
FriedhofstraRe 081 NW EG 67,7 58,3
1.0G 68,0 58,6
2.0G 67,9 58,5
FriedhofstraRe 085 NW EG 67,4 58,0
1.0G 67,8 58,4
2.0G 67,7 58,3
FriedhofstraRe 087 NW EG 67,3 57,9
1.0G 67,7 58,3
2.0G 67,6 58,2
FriedhofstraRe 089 NW EG 67,3 57,9 68,5 59,4
1.0G 67,6 58,2 68,9 59,8
2.0G 67,5 58,1 68,7 59,6
Friedhofstrafle 093 NW EG 67,2 57,8 68,4 59,3
1.0G 67,6 58,2 68,8 59,7
2.0G 67,5 58,1 68,6 59,5
FriedhofstraRe 095 N EG 63,9 54,4 65,4 56,3
1.0G 64,6 55,2 66,2 57,1
2.0G 64,7 55,3 66,3 57,2
3.0G 64,7 55,3
FriedhofstralRe 095 NW EG 68,9 59,5
1.0G 69,0 59,6
2.0G 68,6 59,2
3.0G 68,2 58,8




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
HornusstrafSe 001 SW EG
1.0G
2.0G
3.0G
Kaiserstuhler StraRe 030 SW EG 56,7 47,0 55,8 46,6
1.0G 61,6 51,9 60,6 51,4
2.0G 62,0 52,3 61,1 51,9
3.0G 62,1 52,4 61,4 52,2
4.0G 62,0 52,4 61,5 52,2
Kaiserstuhlstrafle 002 SW EG 57,0 47,3 58,4 49,3
1.0G 58,5 48,8 59,8 50,7
KaiserstuhlstralRe 004 SW EG 59,3 49,6 59,3 50,1
Kaiserstuhlstralle 014 SW EG 63,0 53,2 61,7 52,5
Kaiserstuhlstralle 016 SW EG 62,8 53,0 61,4 52,2
1.0G 63,1 53,3 61,7 52,5
2.0G 62,9 53,1 61,5 52,3
3.0G 62,6 52,8 61,3 52,1
Kaiserstuhlstrafle 018 SW EG 62,8 53,0 61,4 52,2
1.0G 63,1 53,3 61,7 52,5
2.0G 63,0 53,1 61,6 52,4
3.0G 62,6 52,8 61,3 52,1
Kaiserstuhlstralle 020a-020b SW EG 63,0 53,2 61,6 52,4
1.0G 63,2 53,3 61,8 52,6
2.0G 63,0 53,1 61,6 52,4
3.0G 62,7 52,8 61,3 52,1
KaiserstuhlstralRe 024 SW EG 62,9 53,1 61,6 52,4
1.0G 63,1 53,3 61,7 52,5
2.0G 63,0 53,1 61,6 52,4
3.0G 62,7 52,8 61,3 52,1
Kaiserstuhlstralle 026 SW EG 62,9 53,1 61,5 52,3
1.0G 63,1 53,3 61,7 52,5
2.0G 62,9 53,1 61,6 52,4
3.0G 62,6 52,8 61,3 52,1
Kaiserstuhlstrafle 028 SW EG 63,5 53,7 61,2 52,0
1.0G 64,2 54,4 61,8 52,5
2.0G 64,1 54,2 61,8 52,6
Karlsruher StraRe 018 SW EG 68,7 59,4 67,9 58,8
1.0G 68,7 59,6
2.0G 68,7 59,6
3.0G 68,6 59,5
Karlsruher StraRe 020 SW EG 68,3 59,0 67,2 58,1
1.0G 69,2 59,9 67,8 58,8
2.0G 69,3 67,8 58,8
3.0G 69,2 59,9 67,7 58,6
Karlsruher Strafle 022 SW EG 67,2 58,0 65,8 56,8
1.0G 68,3 59,0 66,7 57,6
2.0G 68,4 59,1 66,7 57,7
3.0G 68,3 59,0 66,6 57,5




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
Karlsruher StralRe 024 SW EG 66,7 57,5 65,4 56,3
1.0G 68,0 58,7 66,4 57,3
2.0G 68,2 58,9 66,5 57,4
3.0G 68,1 58,9 66,4 57,3
Karlsruher StralRe 026 SW EG 66,4 57,2 65,0 55,9
1.0G 67,8 58,5 66,1 57,1
2.0G 68,0 58,7 66,3 57,2
3.0G 68,0 58,7 66,2 57,2
Karlsruher Strafle 028 SW EG 66,1 56,8 64,6 55,5
1.0G 67,5 58,2 65,8 56,7
2.0G 67,8 58,5 66,0 57,0
3.0G 67,8 58,5 66,0 56,9
Karlsruher StrafSe 030 SW EG 65,8 56,6 64,3 55,2
1.0G 67,3 58,0 65,5 56,5
2.0G 67,6 58,3 65,8 56,7
3.0G 67,6 58,4 65,8 56,8
Karlsruher StrafSe 032 SW EG 65,6 56,3 64,0 54,9
1.0G 67,1 57,8 65,3 56,3
2.0G 67,4 58,2 65,7 56,6
3.0G 67,5 58,2 65,7 56,6
Karlsruher Stralle 034 SW EG
1.0G
Karlsruher StraBe 038 w EG
1.0G
Karlsruher StralSe 040 w EG
1.0G
2.0G
KomturstraBe 001 NW EG 62,1 52,6 62,8 53,7
1.0G 63,3 53,8 63,8 54,7
2.0G 64,1 54,7 64,7 55,6
3.0G 64,6 55,1 65,3 56,2
4.0G 64,8 55,3 65,5 56,4
KomturstraRBe 003-005 N EG 62,6 53,1 64,2 55,1
1.0G 63,8 54,3 65,3 56,2
2.0G 64,6 55,1 66,3 57,1
3.0G 65,1 55,6 66,7 57,6
KomturstraBe 003-005 NW EG 62,6 53,2 63,8 54,7
1.0G 63,9 54,4 64,8 55,7
2.0G 64,6 55,2 65,7 56,6
3.0G 65,1 55,7 66,3 57,2
KomturstraBe 007 N EG 65,7 56,0 66,6 57,5
1.0G 65,9 56,2 67,2 58,1
2.0G 65,8 56,1 67,4 58,3
3.0G 65,7 56,1 67,5
KomturstraBe 007 NO EG 69,7 59,9 69,7
1.0G 69,5 59,7 69,8
2.0G 68,9 59,1 69,6
3.0G 68,2 58,5 69,2




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN

NeunlindenstralRe 004 NO EG 66,3 56,8 68,2 59,0

1.0G 66,4 56,9 68,4 59,2
NeunlindenstralRe 008 NO EG 65,2 57,6 66,3 57,0

1.0G 65,3 57,7 66,5 57,2
NeunlindenstralRe 022 NO EG 64,7 57,3 66,0 56,7

1.0G 64,8 57,4 66,3 57,0

2.0G 64,6 57,1 66,2 56,9
NeunlindenstraRe 024 NO EG 65,1 57,7 67,3 58,1

1.0G 65,0 57,6 67,3 58,1

2.0G 64,7 57,3 67,0 57,8

3.0G 64,3 56,9 66,6 57,4
NeunlindenstraRe 026 NO EG 63,7 56,3 68,0 58,8

1.0G 63,6 56,2 67,9 58,7

2.0G 63,2 55,8 67,5 58,3

3.0G 62,8 55,4 67,0 57,8
NeunlindenstraRe 028 NO EG 63,9 56,5 68,3 59,1

1.0G 63,7 56,3 68,1 58,9

2.0G 63,3 55,9 67,6 58,4

3.0G 62,7 55,3 67,0 57,8
NeunlindenstraRRe 030 NO EG 64,8 57,4 69,3

1.0G 64,4 57,0 68,8 59,6

2.0G 63,7 56,3 68,1 58,8

3.0G 63,0 55,6 67,3 58,0
NeunlindenstraRe 030d NO EG 65,4 58,0 69,8

1.0G 64,9 57,5 69,3

2.0G 64,1 56,7 68,4 59,2

3.0G 63,3 55,9 67,5
NeunlindenstralRe 032 N EG 65,8 58,4

1.0G 65,2 57,9 69,5

2.0G 64,5 57,1 68,5 59,3

3.0G 63,7 56,3 67,6
NeunlindenstraRe 034 N EG 65,6 58,2 69,8

1.0G 65,2 57,8 69,2

2.0G 64,5 57,1 68,3 59,0

3.0G 63,7 56,4 67,3 58,1
NeunlindenstralRe 036 N EG 67,3 69,8

1.0G 67,0 59,6 69,3

2.0G 66,3 58,9 68,4 59,2

3.0G 65,5 58,1 67,5 58,2

4.0G 64,8 57,4 66,6 57,4

5.0G 64,1 56,7 65,8 56,6
NeunlindenstralRe 038 N EG 68,4

1.0G 67,9

2.0G 67,1

3.0G 66,2

4.0G 65,4

5.0G 64,7




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
NeunlindenstralRe 038 SW EG 58,3 49,8 58,8 49,5
1.0G 62,4 53,6 62,3 53,1
2.0G 63,4 54,4 63,6 54,3
3.0G 63,2 54,2 63,3 54,1
4.0G 62,9 53,8 63,2 53,9
5.0G 62,5 53,4 63,0 53,7
Rennweg 030 NO EG 69,3 59,6 69,1
1.0G 69,3 59,5 69,3
2.0G 68,8 59,1 69,0 59,8
3.0G 68,3 58,6 68,5 59,4
Rennweg 034 NO EG 69,3 59,5 68,4 59,3
1.0G 69,1 59,3 68,6 59,4
2.0G 68,6 58,8 68,3 59,1
3.0G 68,0 58,2 67,9
Rennweg 036 NO EG 69,4 59,6 69,6
1.0G 69,3 59,5 69,9
2.0G 68,8 59,0 69,6
3.0G 68,2 58,5 69,2
Rennweg 038 NO EG 69,1 59,3 68,3
1.0G 68,9 59,1 68,3 59,2
2.0G 68,3 58,6 68,0 58,9
3.0G 67,8 58,0 67,7
Rennweg 041 SW EG 69,6 59,8
1.0G 69,5 59,7
2.0G 68,9 59,2
Rennweg 043 SW EG 69,4 59,7
1.0G 69,3 59,6
2.0G 68,8 59,1
Rennweg 049 SW EG 69,5 59,7
1.0G 69,4 59,7
2.0G 69,0 59,2
3.0G 68,4 58,7
Rennweg 051 SW EG 69,5 59,7
1.0G 69,5 59,7
2.0G 69,0 59,2
3.0G 68,4 58,7
Rennweg 051 NW EG 64,4 54,6
1.0G 64,5 54,7
2.0G 64,3 54,6
3.0G 64,1 54,4
Rennweg 053 SwW EG 65,8 56,4
1.0G 66,4 57,0
2.0G 66,6 57,2
3.0G 66,6 57,1
4.0G 66,6 57,1
5.0G 66,5 57,0




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN

Rennweg 053 SO EG 63,9 54,0 65,7 56,6
1.0G 64,3 54,5 66,1 56,9
2.0G 64,3 54,5 66,0 56,9
3.0G 64,1 54,3 65,8 56,7
4.0G 63,9 54,1 65,7 56,5
5.0G 63,6 53,9 65,5 56,3

Waldkircher Stralle 001 SW EG 68,6 59,3
1.0G 68,9 59,5
2.0G 68,6 59,3
3.0G 68,3 58,9
4.0G 68,0 58,6

Waldkircher StraBe 001 w EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G

Waldkircher StraRe 002 SW EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher StrafSe 002 SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Stralle 002a SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher StrafSe 003 w EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher StralRe 004 SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Stralle 004a SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Stralle 004a NO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher StrafSe 005 w EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN

Waldkircher StraBe 006 NO EG 64,6 54,9 67,4 58,3
1.0G 65,9 56,2 68,4 59,4
2.0G 66,4 56,7 68,9 59,8

3.0G 66,7 57,0 69,1 O

Waldkircher StralRe 006a NO EG 63,3 53,4 65,7 56,6
1.0G 64,5 54,6 66,9 57,8
2.0G 65,4 55,5 67,7 58,6
3.0G 65,9 56,0 68,2 59,1

Waldkircher StraBe 008 SO EG 63,1 53,1 65,0 55,9
1.0G 64,2 54,2 66,1 57,0
2.0G 65,2 55,2 67,1 58,0
3.0G 65,8 55,8 67,6 58,5

Waldkircher StraBe 009 w EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G

Waldkircher StraBe 009 NW EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G

Waldkircher Stralle 010 SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Stralle 010a NO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Stralle 010a SO EG

1.0G
2.0G
3.0G

Waldkircher Strafle 011 NW EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G

Waldkircher StraBe 013 NW EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G

Waldkircher Strafle 015 NW EG

1.0G
2.0G
3.0G
4.0G




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025
(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
Waldkircher StraRe 017 NW EG 68,7 59,2 68,7 59,6
1.0G 68,8 59,3 69,4
2.0G 68,5 58,9 69,4
3.0G 68,1 58,4 69,2
4.0G 67,7 58,0 69,0
Waldkircher StraRe 019 NW EG 68,7 59,2 69,5
1.0G 68,7 59,3
2.0G 68,4 58,9
3.0G 67,9 58,4
4.0G 67,5 58,0
Waldkircher Stralle 021 NW EG 68,7 59,3
1.0G 68,7 59,3
2.0G 68,3 58,9
3.0G 67,8 58,4
4.0G 67,4 57,9
Waldkircher StraRe 031/029 NW EG 68,1 58,9
Waldkircher Stralle 033 NW EG 68,2 59,0
1.0G 68,2 59,0
2.0G 67,8 58,6
3.0G 67,4 58,2
Waldkircher StraRBe 035 NW EG 68,2 59,0
1.0G 68,2 59,0
2.0G 67,8 58,6
3.0G 67,4 58,2
Waldkircher StraRBe 039 NW EG 68,2 59,1
1.0G 68,2 59,0
2.0G 67,8 58,6
3.0G 67,3 58,2 68,6 59,5
Waldkircher StralRe 041 NW EG 68,1 58,9 68,7 59,6
1.0G 68,1 58,9 68,8 59,7
2.0G 67,7 58,5 68,5 59,4
3.0G 67,2 58,0 68,0 58,9
Waldkircher StralRe 043 NW EG 68,0 58,8 68,7 59,6
1.0G 68,0 58,8 68,8 59,7
2.0G 67,6 58,5 68,5 59,4
3.0G 67,2 58,0 68,0 58,9
Waldkircher StralRe 045 NW EG 67,7 58,6 68,7 59,7
1.0G 67,9 58,7 68,8 59,7
2.0G 67,5 58,3 68,5 59,4
3.0G 67,1 57,9 68,0 59,0
Waldkircher Stralle 047 NW EG 67,7 58,6 68,8 59,7
1.0G 67,8 58,7 68,8 59,8
2.0G 67,5 58,3 68,5 59,4
3.0G 67,0 57,9 68,0 59,0
Waldkircher StralRe 049 SwW EG 63,0 54,6 65,7 56,6
1.0G 63,5 54,9 65,9 56,8
2.0G 63,4 54,8 65,7 56,6
3.0G 63,2 54,5 65,4 56,3
4.0G 63,0 54,2 65,0 55,9




Name Richtung Stockwerk Prognose-Planfall 2030 Zwischenzustand Z2 2025

(Untersuchung 2013)
LrT LrN LrT LrN
Waldkircher StraBe 049 NW EG 67,5 58,3 68,9 59,8
1.0G 67,6 58,3 68,9 59,8
2.0G 67,2 58,0 68,5 59,4
3.0G 66,8 57,5 68,0 58,9
4.0G 66,3 57,1 67,5 58,4
Waldkircher StrafRe 051 NW EG 67,3 57,9 69,0
1.0G 67,4 58,0 69,0 59,9
2.0G 67,0 57,7 68,6 59,5
3.0G 66,6 57,3 68,0 59,0
Waldkircher StralRe 055 NW EG 67,2 57,8 69,8
1.0G 67,2 57,9 69,4
2.0G 66,9 57,6 68,7 59,6
3.0G 66,6 57,3 68,1 59,0
4.0G 66,2 56,9 67,5

Waldkircher Stralle 057 W EG 68,0 58,7




	1  Allgemeines
	1.1 Ausgangslage und Planungsanlass
	1.2 Städtebauliche Zielsetzung
	1.3 Planverfahren
	1.4 Lage des Plangebiets und räumlicher Geltungsbereich
	1.5 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans
	1.6 Angrenzende Bebauungspläne
	1.7 Änderung des Flächennutzungsplans
	1.8  Landes- und Regionalplanung
	1.9 Perspektivplan Freiburg 2030
	1.10 Flächenbilanz

	2  Städtebauliches Konzept: Planerische Zielvorstellungen / Überarbeitete städtebauliche Konzeption
	3  Begründung der Festsetzungen
	3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	3.1.1 Mischgebiete (§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5, 6, 7 und 9 BauNVO)
	3.1.2 Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO)
	3.1.3 Sonstige Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung
	3.1.3.1 Einzelhandelsnutzung
	3.1.3.2 Vergnügungsstätten sowie Bordelle und bordellartige Einrichtungen
	3.1.3.3 Werbeanlagen für Fremdwerbung (§ 1 Abs. 9 BauNVO)
	3.1.3.4 Lärmkontingentierung der Gewerbegebiete   (§ 1 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BauNVO)


	3.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	3.2.1 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO i.V.m. § 16 Abs. 6 BauNVO)
	3.2.2 Grund- und Geschossflächenzahl (§ 19 Abs. 3 und 4 BauNVO)
	3.2.3 Überschreitung der Obergrenzen des Maßes der baulichen Nutzung (§ 17 Abs. 2 BauNVO)
	3.2.4 Überschreitung des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung - Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO)

	3.3 Bauweise, Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
	3.3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO)
	3.3.2 Überbaubare Grundstücksflächen – Baugrenzen und Baulinien (§ 23 BauNVO)

	3.4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
	3.5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
	3.5.1 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fußgängerbereich
	3.5.2 Private Straßenverkehrsfläche (Car-Sharing)
	3.5.3 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

	3.6 Versorgungsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)
	3.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	3.7.1 Oberflächenbefestigung für Wege, Zufahrten und Stellplätze in den Mischgebieten
	3.7.2 Oberflächenbefestigung für die Fläche für Stellplätze im Gewerbegebiet GE II-1
	3.7.3 Oberflächenbefestigung für die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fußgängerbereich
	3.7.4 Oberflächenbefestigung für die öffentlichen Grünflächen
	3.7.5 Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser
	Auf öffentlichen Flächen anfallendes Niederschlagswasser
	Auf privaten Flächen anfallendes Niederschlagswasser

	3.7.6 Grundwasserschutz
	3.7.7 Artenschutz
	Aufhängen von Quartierkästen für Fledermäuse
	Abfangen von Schlingnattern
	Vergrämung von Mauereidechsen


	3.8 Aktive Nutzung erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)
	3.9 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
	3.9.1 Passiver Schallschutz im Plangebiet
	3.9.2 Grundrissgestaltung, Belüftung und Außenwohnbereiche

	3.10 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
	3.10.1 Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum
	3.10.2 Begrünung der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fußgängerbereich
	3.10.3 Begrünung von Grundstücken in den Gewerbegebieten
	3.10.4 Begrünung von Grundstücken in den Mischgebieten und Qualifizierung des Freiraums
	3.10.5 Begrünung der Fläche für Stellplätze
	3.10.6 Begrünung der Decken von Tiefgaragen
	3.10.7 Extensive Dachbegrünung
	3.10.8 Fassadenbegrünung
	3.10.9 Begrünung der öffentlichen Grünflächen


	4  Örtliche Bauvorschriften
	5  Erschließung und Verkehr
	5.1 Bestehende Verkehrssituation
	5.1.1 Erschließung
	5.1.2 Bestehende Verkehrsbelastung

	5.2 Verkehrsaufkommen durch die neuen Nutzungen
	5.3 Prüfung der Erschließungskonzeption
	5.3.1 Äußere Erschließung
	5.3.2 Innere Erschließung
	5.3.3 Ruhender Kfz-Verkehr
	5.3.4 ÖPNV-Erschließung
	5.3.5 Fuß- und Radverkehr

	5.4 Leistungsfähigkeitsuntersuchung
	5.4.1 Prognose-Planfall – Vollanschluss an B3
	5.4.2 Zwischenzustand mit Halbanschluss an die B3

	5.5 Fazit

	6  Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Belange der Umwelt
	6.1 Schall- und Lärmschutz
	6.1.1 Verkehrslärmuntersuchung
	6.1.2  Auswirkung der Planung auf die Verkehrslärmverhältnisse
	6.1.3 Verkehrslärmeinwirkungen im Plangebiet
	6.1.4 Gewerbelärmeinwirkungen im Plangebiet durch bestehende und planungsrechtlich zulässige Betriebe in der Umgebung und innerhalb des Plangebiets

	6.2 Klima und Lufthygiene
	6.2.1 Klima
	6.2.2 Luftschadstoffe
	6.2.3 Wirkungen der Kfz-bedingten Emissionen auf die Straßenräume
	6.2.4  Wirkungen der Nutzungen

	6.3 Bodenverunreinigungen / Altlasten
	6.3.1 Kennzeichnung der Kontaminationsschwerpunkte
	6.3.2 Verweis von Verdachtsflächen und Aufnahme als Hinweis
	6.3.3  Allgemeingültige Einschränkungen im Plangebiet

	6.4 Erschütterungen und Sekundärluftschall
	6.4.1 Erschütterungen
	6.4.2 Sekundäre Luftschallimmissionen

	6.5 Elektromagnetische Felder
	6.6 Sonstige Belange der Umwelt – Ergebnisse der Umweltprüfung
	6.6.1 Mensch
	6.6.2 Flora und Biotope (inkl. Einzelbäume)
	6.6.3 Fauna
	6.6.4 Boden
	6.6.5 Wasser
	6.6.6 Ortsbild
	6.6.7 Kultur- und Sachgüter
	6.6.8 Stadtklima


	7 Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser
	7.1 Ableitung von Niederschlagswasser
	7.2 Ableitung von Schmutzwasser

	8 Versorgungsleitungen, Versorgungsflächen
	9  Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung
	9.1 Klimaschutzmaßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken (Mitigationsmaßnahmen)
	9.1.1 Energiekonzept, aktive Nutzung erneuerbarer Energien und effiziente Baustandards
	9.1.2 Weitere Maßnahmen, die dem Klimaschutz dienen

	9.2 Maßnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen (Adaptionsmaßnahmen)
	9.2.1 Minderung der Bodeninanspruchnahme und Versiegelung
	9.2.2 Begrünung des Straßenraums / Durchlüftung
	9.2.3 Öffentliche Grünflächen Zweckbestimmung Grünanlage mit integrierten Versickerungsflächen


	10  Städtebaulicher Vertrag
	11 Erschließungsvertrag
	Auflistung der Gutachten, Untersuchungen und Fachplanungen
	Anhang
	Anlage 1: Nutzungsverteilung und Dichte (Änderungsbereich)
	Anlage 2: Städtebaulich-strukturelle Studie (Änderungsbereich)
	Anlage 3: Untersuchungsfälle Verkehrslärmeinwirkung  Bericht-Nr.: P16-081/A3, FIRU GfI, 26.07.2017




